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VON RENÉ NEHRING

Ü berraschend ist das Urteil 
nicht. Schon im Mai hatte das 
Bundesverfassungsgericht 
Eilanträge gegen die „Bundes-

notbremse“ zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie abgelehnt. Am Dienstag nun hat 
das höchste deutsche Gericht mehrere 
Verfassungsbeschwerden zurückgewiesen 
und somit die im Frühjahr verhängten 
massiven Eingriffe in die Grundrechte der 
Bundesbürger, darunter Kontaktbeschrän-
kungen im Alltag, nächtliche Ausgangs-
sperren und Schulschließungen, für mit 
dem Grundgesetz vereinbar erklärt. 

Zur Begründung führte das Gericht 
unter anderem an, dass das In- und Au-
ßerkrafttreten der Maßnahmen an kon-
kret messbare Faktoren wie die Sieben-
Tage-Inzidenz geknüpft und zudem zeit-
lich begrenzt war. Insbesondere dienten 
die vielfältigen Kontaktbeschränkungen 
dem Lebens- und Gesundheitsschutz so-
wie der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems – und somit „verfassungs-
rechtlich legitimen Zwecken, die der Ge-
setzgeber in Erfüllung grundrechtlicher 
Schutzpflichten erreichen wollte“.

So weit, so gut: Bedenklich ist jedoch, 
dass die Karlsruher Richter dem Gesetz-
geber, also der Regierung und den Mehr-
heitsfraktionen im Parlament, bei der 
Wahl ihrer Mittel zur Erreichung der de-
klarierten Ziele nahezu uneingeschränkte 

Freiräume einräumen. So verweist das Ge-
richt unter anderem auf die Sachverstän-
digenanhörungen im zuständigen Aus-
schuss des Bundestags und auf die öffent-
lichen Debatten sowie die dabei geäußer-
ten unterschiedlichen Einschätzungen zur 
Gefährdungslage, um dann zu erklären: 
„Belastbare Erkenntnisse, wonach nur ge-
ringe oder keine Gefahren für Leben und 
Gesundheit durch eine Infektion oder nur 
geringe oder keine Gefahren auch durch 
Überlastung des Gesundheitssystems vor-
lägen, waren jedoch nicht vorhanden.“ 

Alle Kompetenz der Regierung
Damit kehren ausgerechnet die obersten 
Hüter der verfassungsmäßigen Grund-
rechte die Beweislast um. Nicht die Exe-
kutive, die einen massiven Eingriff in die 
Grundrechte der Bürger beschließen will, 
muss „belastbare Erkenntnisse“ für die 
von ihr behauptete Gefährdung der allge-
meinen Gesundheitslage vorlegen, son-
dern diejenigen, die diese Gefährdung an-
zweifeln und deshalb ihre Grundrechte 
keineswegs eingeschränkt sehen wollen. 

Einen ähnlich großen Freiraum räu-
men die Richter der Regierung auch bei 
der Bewertung der Frage ein, ob die „an-
geordneten Beschränkungen von Kontak-
ten im privaten und öffentlichen Raum 
(…) geeignet (waren), die Gesetzeszwe-
cke zu erreichen“: „Bei der Beurteilung 
der Eignung einer Regelung“, so die Rich-
ter, „steht dem Gesetzgeber ein Spiel-

raum zu, der sich auf die Einschätzung 
und Bewertung der tatsächlichen Verhält-
nisse, auf die etwa erforderliche Prognose 
und auf die Wahl der Mittel bezieht, um 
die Ziele des Gesetzes zu erreichen.“ 

Zwar halten die Verfassungsrichter 
auch fest, „dass bei schwerwiegenden 
Grundrechtseingriffen tatsächliche Unsi-
cherheiten grundsätzlich nicht ohne Wei-
teres zulasten der Grundrechtsträger ge-
hen dürfen“, doch billigen sie letztendlich 
im Zweifel stets dem Gesetzgeber zu, 
über die Beurteilung der Lage das ent-
scheidende Wort sprechen und die Wahl 
der geeigneten Mittel selbst entscheiden 
zu dürfen – selbst bei Eingriffen in die 
Grundrechte der Bürger. 

Damit hat niemand geringeres als die 
obersten Hüter der Verfassung selbst ent-
schieden, dass die im Grundgesetz veran-
kerten Grundrechte, die bislang als unver-
änderlich und unverletzlich galten und 
insbesondere die Allmacht der Staatsge-
walt gegenüber den Bürgern binden soll-
ten, nicht mehr bedingungslos gelten. 
Vielmehr hat Karlsruhe – das ist die nüch-
terne Erkenntnis des Urteils in Sachen 
„Bundesnotbremse“ – entschieden, dass 
der Gesetzgeber diese Rechte bei Bedarf 
einschränken darf. Ob der Bedarf tatsäch-
lich vorliegt, liegt dabei ebenso im Ermes-
sen des Gesetzgebers wie die Frage, ob die 
gewählten Mittel dem verkündeten Zweck 
überhaupt dienen. Rücksicht nehmen 
muss er jedenfalls auf niemanden mehr. 

GRUNDSATZURTEIL

Karlsruhe stärkt die Regierung  
und schwächt die Grundrechte
In seinem Urteil zur „Bundesnotbremse“ erklärt das Bundesverfassungsgericht 

die massiven Einschränkungen des Frühjahrs für verfassungskonform
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AUFGEFALLEN

Der Stellenwert 
der Kultur

Am Ende also Claudia Roth. Von allen 
Nominierungen der künftigen Bundes-
regierung war die angekündigte Beru-
fung der Grünen-Politikerin zur neuen 
Kulturstaatsministerin die überra-
schendste. Und zugleich ein Skandal. 

Dies jedoch nicht wegen der Politi-
kerin selbst, obwohl man durchaus fra-
gen kann, was genau sie zur obersten 
Sachwalterin der Kultur befähigt. Doch 
wie jeder Neuling hat auch Roth eine 
Chance verdient. Zudem gilt noch im-
mer: Wem der Herrgott ein Amt gibt, 
dem gibt er auch den Verstand dazu.

Der Skandal liegt vielmehr in den 
Umständen der Berufung Roths. Denn 
diese ist nicht Folge strategischer 
Überlegungen über den Stellenwert 
der Kultur und der Frage, wer dieses 
Schlüsselressort am besten besetzen 
könne, sondern einfach nur das Ergeb-
nis parteitaktischer Rochaden, vor al-
lem des Umstands, dass mit der Regie-
rungsbildung eine weitere Amtszeit 
Frank-Walter Steinmeiers als Bundes-
präsident als gesichert gilt, sodass die 
Grüne Katrin Göring-Eckardt, die bis-
lang auf das höchste Staatsamt speku-
lierte, ihre Träume begraben muss. 
„Entschädigt“ wurde sie mit dem Pos-
ten der Vizepräsidentin des Bundes-
tags – wofür wiederum Claudia Roth, 
die bislang für ihre Partei im Präsidi-
um des Parlaments saß, ebenfalls ent-
schädigt werden musste.  

Als Gerhard Schröder 1998 das 
Amt des Kulturstaatsministers schuf, 
sollte dies die besondere Stellung der 
Kultur für die deutsche Nation her-
ausstellen. Daraus geworden ist nun 
ein Job, der am Ende langer Posten-
verschiebungen übrig bleibt. � neh
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In wenigen Tagen endet die Amtszeit Angela Merkels. 
Anmerkungen zur ersten „Kanzlerinnenschaft“ der 

deutschen Geschichte  Seite 3

Vor dem Abgang

Verschenken Sie Lesefreude       Die PAZ als Jahresabo für Ihre Lieben       Seite 7



VON WOLFGANG KAUFMANN

I m Zuge der aktuellen Diskussion 
um die Notwendigkeit der „Nach-
schärfung“ bei den Corona-Maß-
nahmen sowie der Einführung einer 

allgemeinen Impfpflicht spielt die Situa-
tion auf den derzeit vorhandenen 1700 In-
tensivstationen (ITS) eine zentrale Rolle. 
Dabei mangelt es Deutschland keines-
wegs an Intensivbetten. Rund 44 davon 
kommen derzeit auf 100.000 Einwohner. 
In Norwegen, Dänemark, Großbritannien 
und den Niederlanden sind es hingegen 
nur zwischen sechs und acht. 

Wenn die ITS der Bundesrepublik 
trotzdem schon vor Beginn der Corona-
Pandemie regelmäßig zu rund 80 Prozent 
belegt waren, wie ein Gutachten des 
Deutschen Krankenhausinstitutes (DKI) 
in Düsseldorf vom Juni 2017 besagt, dann 
kann dies nur bedeuten, dass in Deutsch-
land mehr Menschen auf die ITS müssen 
als in anderen hochentwickelten Indus-
triestaaten. Das spricht entweder für eine 
ungewöhnlich stark angegriffene Volksge-
sundheit oder aber für ein Streben der 
Kliniken nach Gewinnoptimierung, denn 
die Krankenhäuser verdienen mit Inten-
sivbehandlungen deutlich mehr Geld als 
mit der Hospitalisierung von Patienten 
auf Normalstationen.

Den Mangel gab’s schon vor Corona
Aus einer im „Deutschen Ärzteblatt“ ver-
öffentlichten aktuellen Studie der Deut-
schen Gesellschaft für Internistische In-
tensivmedizin und Notfallmedizin (DGI-
IN) sowie der Deutschen Interdisziplinä-
ren Vereinigung für Intensiv- und Notfall-
medizin (DIVI) geht hervor, dass inzwi-
schen 59  Prozent aller Intensivbetten 
dauerhaft oder „nahezu täglich“ gesperrt 
sind, weil entsprechende Fachkräfte auf 
Station fehlen. Bei einer „Blitzumfrage“ 
des DKI vom Oktober antworteten  
86 Prozent der Kliniken, sie könnten ihre 
ITS mangels geeigneter Mitarbeiter nicht 
mehr „voll umfänglich betreiben“. Insge-
samt sollen nach Schätzungen des ehema-
ligen DIVI-Präsidenten Uwe Janssens 
bundesweit zwischen 3500 und 4000 ITS-
Pfleger fehlen. 

Derzeit wird nahezu unisono sugge-
riert, der Mangel resultiere aus einer Kün-
digungswelle infolge der seit dem Früh-
jahr 2020 anhaltenden Dauerbelastung 
des Personals durch die Versorgung von 
Covid-19-Patienten. Während der aktuel-
len vierten Corona-Welle liegt die durch-
schnittliche Belegung der verfügbaren 
ITS-Plätze aber unter 90 Prozent und da-
mit nicht dramatisch über dem Mittel-

wert in Vorpandemiezeiten. Zudem waren 
im Vorjahr nur vier Prozent der ITS-Pati-
enten wegen einer Infektion mit SARS-
CoV-2 in Intensivpflege.

Gewinnstreben der Kliniken
Der Blick auf frühere Studien zeigt, dass 
die derzeit zu beobachtende Abwande-
rung von ITS-Fachkräften in der Größen-
ordnung von knapp zehn Prozent des Per-

sonalbestandes seit Beginn dieses Jahres 
kein echtes Novum ist. Wie das DKI 2017 
feststellte, hatte sich der Anteil der Klini-
ken mit einer problematischen Zahl von 
Kündigungen unter ITS-Mitarbeitern zwi-
schen 2009 und 2016 mehr als verdoppelt. 
Allein 2015 gab jede elfte Pflegekraft in 
den Intensivstationen der Bundesrepub-
lik ihren Job auf. Dadurch blieben Ende 
2016 bereits 3150 Vollzeitstellen auf den 

ITS unbesetzt. Das führte teilweise zu 
skandalösen Zuständen, über die Medien 
wie der Norddeutsche Rundfunk ab 2014 
immer wieder im Detail berichteten, ohne 
dass dies irgendwelche Konsequenzen 
zeitigte. 

Größtes Ärgernis war dabei schon da-
mals das bis heute bestehende Verhältnis 
zwischen Pflegefachkräften und Intensiv-
patienten von tagsüber Eins zu Zwei und 
nachts Eins zu Drei. Zum Vergleich: In 
den Niederlanden, Norwegen oder 
Schweden liegt dieses bei Eins zu Eins. 

Falsches Klinikfinanzierungssystem
Der unablässige Weggang von Fachkräf-
ten aus den Intensivstationen resultiert in 
wesentlichem Maße aus dem anhaltenden 
Unvermögen oder Unwillen der Politik, 
die Kliniken zu einer angemessenen Per-
sonalausstattung zu zwingen. Das derzei-
tige deutsche Krankenhausfinanzierungs-
system verleitet dazu, möglichst viele Pa-
tienten durch möglichst wenige Mitarbei-
ter versorgen zu lassen. Gleichzeitig wird 
die Fortbildung der durchaus vorhande-
nen qualifizierungsbereiten Pfleger zu 
ITS-Fachkräften schon des Längeren auf 
Sparflamme betrieben, weil diese sowohl 
Kosten verursacht als auch Freistellungen 
vom Dienst erfordert, die angesichts der 
allgemein zu dünnen Personaldecke un-
erwünscht sind.

Um zu verhindern, dass künftig noch 
mehr ITS-Mitarbeiter aus dem Beruf aus-
steigen, fordern Organisationen wie die 
DIVI und die Deutsche Gesellschaft für 
Fachkrankenpflege und Funktionsdienste 
(DGF) grundlegende Verbesserungen, wie 
realistischere Personalschlüssel, mehr 
psychische Unterstützung für die latent 
vom Burnout bedrohten Pfleger, moder-
nere Arbeitszeitmodelle und eine bessere 
Vergütung. Dabei scheint die Entlohnung 
keineswegs der Hauptgrund für den der-
zeit zu beobachtenden Plexit, sprich den 
Ausstieg aus dem Pflegeberuf, zu sein. Im-
merhin zahlen manche große Kliniken 
dem nichtärztlichen ITS-Personal bereits 
bis zu 5600 Euro brutto. Aber gerade in 
diesen Häusern ist die Abwanderungsquo-
te am höchsten, weil das Arbeitsklima be-
sonders stark zu wünschen übrig lässt.
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Nicht an Pflegebetten, an Personal mangelt es
In Deutschland kommen auf eine Pflegefachkraft tagsüber zwei und nachts gar drei Intensivpatienten

Plexit Die Abwanderung von Fachkräften aus den Intensivstationen resultiert in wesentlichem Maße aus dem 
Unvermögen oder Unwillen der Politik, die Kliniken zu einer angemessenen Personalausstattung zu zwingen

Die Unzufriedenheit unter den Pflegekräften in Deutschland ist groß: Demonstration in Köln � Foto: imago/Future image

Dass eine Pflegefachkraft nicht länger auf 
der Intensivstation arbeiten will, kann 
viele Ursachen haben und resultiert oft 
weder aus finanziellen Gründen noch aus 
der schon vor der Corona-Pandemie zu 
beobachtenden Arbeitsverdichtung infol-
ge eines prekären Personalschlüssels.

Zum Ersten wäre da die permanente 
Präsenz des Todes aus allen nur möglichen 
medizinischen Gründen, welche zu erheb-
lichen psychischen Belastungen führt, de-
nen die Arbeitgeber aber in der Regel nicht 
ausreichend Rechnung tragen. In Kombi-
nation mit den zumeist großen körperli-
chen Anforderungen führt das dazu, dass 
kaum jemand über das 50. Lebensjahr hin-
aus als ITS-Pfleger zu arbeiten vermag. 
Darüber hinaus scheiden weibliche Be-
schäftigte vielfach wegen Schwangerschaft 
oder der Unvereinbarkeit der ITS-Dienste 
mit der Betreuung des Nachwuchses aus.

Ein großes Problem stellen jedoch 
auch die unzureichende Arbeitsorganisa-
tion beziehungsweise das schlechte Ar-
beitsklima in etlichen Kliniken dar. Dazu 
kommen Mängel bei der apparativen und 
sonstigen Ausstattung. Gemeinsam mit 
den vielfach kaum existenten Weiterbil-
dungs- und Aufstiegsmöglichkeiten füh-
ren die genannten Faktoren fast zwangs-
läufig zur Fluktuation aufgrund einer völ-
ligen Entfremdung vom Arbeitgeber. 
Hierfür ist keine Pandemie mit „volllau-
fenden“ Intensivstationen nötig, wie die 
Untersuchungen des Deutschen Kranken-
hausinstitutes Düsseldorf (DKI) aus dem 
Jahre 2017 zeigen. Allerdings hat die Situ-
ation seit Anfang 2020 die Neigung zu ei-
nem individuellen Plexit auch nicht gera-
de gedämpft.

Viele ITS-Fachkräfte fühlen sich von 
ihren Arbeitgebern emotional erpresst, zu-

gunsten des Patientenwohls weiterhin 
unter unzumutbaren Bedingungen zu ar-
beiten, wozu die Angst kommt, sich selbst 
mit dem Corona-Virus zu infizieren. Das 
gilt insbesondere für diejenigen Beschäf-
tigten auf Intensivstationen, welche dort 
nicht aus freien Stücken arbeiten, sondern 
zur Unterstützung auf die ITS abdelegiert 
wurden. Außerdem wäre da noch der Ärger 
über „Fangprämien“ von bis zu 5000 Euro. 
Denn die fließen nur in die Taschen der 
neu Eingestellten, wohingegen das Stamm-
personal leer ausgeht.

Konfliktpotential entsteht des Weite-
ren durch die zunehmende Einbindung 
von Zeitarbeitskräften oder im Ausland 
Angeworbenen, deren Integration in den 
Stationsalltag mit zusätzlichem Arbeits-
aufwand verbunden ist. Eine Rolle spielt 
ansonsten auch das Mobbing gegen all je-
ne, die auf eine Immunisierung gegen 

SARS-CoV-2 mittels der Verimpfung von 
in den Augen von Kritikern nebenwir-
kungsträchtigen Vakzinen verzichten 
wollen. Ebenso lösen die Überlegungen 
der Ampelkoalitionäre Sorge aus, die zu-
lässigen Höchstarbeitszeiten zu entgren-
zen, wovon die Kliniken sicher Gebrauch 
machen werden, sobald sie vom Gesetz-
geber Grünes Licht dazu erhalten.

Die Gegenwart auf den Intensivstatio-
nen ist also vielfach sehr frustrierend, und 
die Zukunftsaussichten bleiben ebenfalls 
trübe. Daran ändern die verschwomme-
nen Absichtserklärungen aus der Politik, 
dem einen oder anderen Übel abhelfen zu 
wollen, keinen Deut. Und was das 
Schlimmste ist: Im Gegensatz zur Epoche 
vor der Pandemie bietet die Freizeit mitt-
lerweile auch nur noch stark einge-
schränkte Erholungsmöglichkeiten, was 
dem Burnout zusätzlich Vorschub leistet. 

Vieles von dem, was Spaß macht und der 
Seele Entlastung verschaffen könnte, ist 
schwierig geworden oder gar verboten. 
Eine ITS-Fachkraft lässt sich aber noch 
sehr viel schlechter zur bloßen „Arbeits-
ameise“ umfunktionieren als jemand, der 
im Berufsleben keine ständigen emotio-
nalen Ausnahmezustände erlebt.

Um in dieser Situation einen Arbeit-
geber zu haben, der seinem Personal we-
nigstens die Wertschätzung erweist, die 
im Rahmen des Möglichen liegt, wechseln 
viele Frustrierte jetzt das Krankenhaus. 
So kam es beispielsweise an der Universi-
tätsklinik Marburg zu Massenkündigun-
gen, die in der Branche für Aufsehen sorg-
ten. Hilfreich bei der Arbeitssuche dürfte 
dabei die neue Internetplattform Dienst-
zimmer.com sein, auf der die Pflegenden 
ihre Arbeitgeber nun ganz anonym bewer-
ten können.� W.K.

INTENSIVSTATIONEN

Viele fühlen sich emotional erpresst und von Angst geplagt
Die Misere liegt nicht immer an schlechter Bezahlung oder Arbeitsverdichtung infolge eines prekären Personalschlüssels
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VON CORA STEPHAN

D ie Frage, als was die lang-
gediente Bundeskanzlerin 
Angela Merkel in die Ge-
schichtsbücher eingehen 
wird, ist noch nicht beant-
wortet. Als „Friedensstifte-

rin“ und „Klimaretterin“? Oder als Abrissbe-
auftragte einer einst erfolgreichen Volkswirt-
schaft und Spalterin einer ehedem halbwegs 
entspannten und zivilen Gesellschaft?

Wohin auch immer die Waage sich neigt: 
Ganz gewiss kann man ihr nicht nachsagen, 
dass ihr in den 16 Jahren ihrer Kanzlerschaft 
nichts gelungen wäre. Ihr Verdienst um das 
Abwracken der CDU kann nicht hoch genug 
veranschlagt werden. Die einstige Volkspartei 
der Mitte liegt entmannt und entkernt am We-
gesrand und wirkt mittlerweile so geschwächt, 
dass man zweifeln darf, ob sie sich so bald wie-
der aufzurappeln vermag. Das hat vor Merkel 
noch keiner geschafft! (Ende der Ironie)

Die erste Frau im Kanzleramt
Auch den Feminismus hat sie erledigt. Es gilt 
ja als feministischer Schlachtruf, dass die 
Frauschaft erst dann gesiegt hat, wenn genau-
so viele unfähige Frauen Spitzenpositionen 
besetzen wie Männer. Der Nachweis ist je-
doch dank der Kanzlerin so nachhaltig er-
bracht, dass Frauen, die es ohne Merkel oder 
die Quote zu etwas gebracht haben, schamrot 
in den Boden versinken. So schlimm hatten 
wir es uns nicht vorgestellt, Schwestern, oder? 

Alles Kalkül. Angela Merkel hat schnell be-
griffen, dass sich zur Entfernung der übrigge-
bliebenen machtlustigen Männer in der CDU 
nichts besser eignet als die Frauensache. Von 
Frauen, die von ihr abhängig und ihr unterle-
gen waren, hatte sie nichts zu befürchten. 
Mehr Frauen in die Politik? Danke, das bishe-
rige Ergebnis hat nicht überzeugt. Und das 
wiederum haben wir einer Frau zu verdanken.

Und dann der Bundestag! Das größte Par-
lament weltweit, also fast. Doch außer unflä-
tigen Zwischenrufen, wenn jemand aus der 
AfD-Fraktion spricht, hatten die Abgeordne-
ten in all den Jahren wenig bis nichts zu sagen 
oder gar zu entscheiden. Die Kanzlerin erle-
digte das Nötige im Schweinsgalopp und spä-
ter in Kungelrunden mit den Ministerpräsi-
denten. Sogar das Budgetrecht ließ sich das 
Parlament nehmen – als es das „Euro-Stabi-
lisierungsgesetz“, das die No-Bail-out-Klau-
sel aus dem Maastricht-Vertrag zur Makula-
tur machte, 2010 im Eilverfahren durchwink-
te. Auch die Verwandlung des Target-Systems 
in ein Instrument der Haftungsunion wurde 
im Bundestag nicht debattiert. 

Warum denn auch, wenn etwas „alterna-
tivlos“ ist? Das Parlament hat gelernt, Kon-
sens zu demonstrieren, was übrigens umso 
besser gelingt, seit man sich gemeinsam von 
der einzigen spürbaren Opposition abgren-
zen kann, der Schwefelpartei AfD. Dass in der 
AfD viele von der Merkel-CDU frustrierte 
Konservative sitzen, die nichts Schlimmeres 
vertreten als das, was in der CDU vor 2005 
Parteilinie war – geschenkt.

Längst vergessene Anfänge
Tatsächlich gab es ja auch bei Angela Merkel 
einst bedenkliche AfD-Anklänge. Sie gab sich 
reformfreudig und geradezu marktradikal. 
Mit der westdeutschen Frauenbewegung hat-
te sie nichts am Hut, deren Kampf gegen das 
Patriarchat hielt sie für ein Luxusproblem, in 
der DDR waren die Frauen schließlich bereits 
emanzipiert. Legendär war ihr Auftritt 2003 
auf dem Leipziger Parteitag, vom dem man in 
der CDU schon lange nichts mehr wissen 
will. Oder ihr Auftritt in Düsseldorf ein Jahr 
später, wo sie Multikulti für gescheitert er-
klärte und eine deutsche Leitkultur empfahl. 

Doch als sie Paul Kirchhof als Schattenfi-
nanzminister ins Spiel brachte, hatte ihr Kon-
kurrent, der gewiefte Wahlkämpfer Gerhard 

Ende einer „alternativlosen“ Ära
Nach 16 Jahren geht die Amtszeit Angela Merkels in wenigen Tagen zu Ende. Wie die erste „Kanzlerinnenschaft“ der Geschichte 

dereinst von den Historikern bewertet wird, weiß niemand. Dennoch ist es Zeit für eine erste – ironisch-polemische – Bilanz

Schröder, genug Munition gesammelt und 
brachte sie mit seiner Aktion „Wärmestrom“ 
2005 an den Rand der Niederlage. Merkel sei 
gefühlskalt, ihr Steuerexperte und Schatten-
finanzminister Paul Kirchhof ein zahlenver-
sessener „Professor aus Heidelberg“. Dessen 
Pläne für eine Steuerreform seien „kalt, un-
solidarisch und damit auch unmenschlich“. 
Das saß. So etwas kommt in einer Gesell-
schaft nicht an, die Wolfgang Streeck einst 
„substanzentleert und deshalb sentimentali-
sierungsbedürftig“ genannt hat. 

Erfolgreiche Moralisierung von Politik
Angela Merkel lernte schnell, auch wenn sie 
die Sache mit den Gefühlen ein wenig üben 
musste. Und sie nahm Rache – an Gerhard 
Schröder und der SPD. Am Wahlabend 2005 
bezeichnete ein sichtlich unter Einfluss ste-
hender Gerhard Schröder Angela Merkel als 
„eindeutigen Verlierer“. Allerdings fuhr seine 
Partei 34,2 Prozent ein (ein Minus von 4,3), 
während die CDU mit 35,2 Prozentpunkten 
knapp vorne lag (ein Minus von 3,3). Wir wis-
sen, wer gesiegt hat. Und wem es bis fast zu-
letzt gelungen ist, die SPD durch geschickte 
Anverwandlung zu marginalisieren.

Vor allem aber hat Angela Merkel gelernt, 
wie hervorragend die Moralisierung von Poli-
tik funktioniert. Für Volkes Wohl, das sie in 
ihrem Amtseid zu vertreten versprach, hat der 
Ersatz von Politik durch Moral allerdings un-
gute Folgen. 2011 kündigte sie die Verlänge-
rung der Laufzeiten für Atomkraftwerke – weil 
im fernen Japan ein Tsunami das Kühlsystem 
eines AKW ausfallen ließ. Die Logik dahinter 
erschließt sich nicht – es gibt ja auch keine, es 
handelte sich wohl um den Versuch, sich den 
Wählern der Grünen anzudienen, schließlich 
stand damals die Wahl in Baden-Württemberg 
an. Genützt hat’s nichts. Dafür kreist der 
Wahnsinn der sogenannten Energiewende. 
Bis zum Blackout dauert es nicht mehr lange.

2015 war es wohl die Angst vor hässlichen 
Bildern, die Angela Merkel entscheiden ließ, 
die Grenzen gegen einen unkontrollierten 
Zustrom von Migranten nicht schließen zu 
lassen. Es ging ja um Höheres: um Mensch-
lichkeit! Dass diese Menschlichkeit an der 
Leistungsfähigkeit unseres Sozialsystems 
scheitern könnte – und dass den vielen jun-

gen Männern, die sich eingeladen fühlten 
(und fühlen), nicht geholfen ist, gut alimen-
tiert zu sein, aber keine Aufgabe zu haben, 
geschweigen denn eine Bindung ans Land – 
was zählt das schon. Doch darüber spricht 
man besser nicht. Denn auch der „Kampf ge-
gen rechts“ ist unter Merkel zum einsamen 
Höhepunkt gelangt, er richtet sich mittler-
weile gegen alles, was nicht auf ihrer Linie ist.

Kann man tatsächlich die Grenzen nicht 
schließen? Dann kann man sie womöglich im 
Krisenfall auch nicht schützen? Wäre das nicht 
aber die eigentliche Aufgabe eines Staates – die 
innere und äußere Sicherheit zu wahren?

Weibliche Menschlichkeit hat den Frauen 
in unserem Land nichts Gutes beschert. Auch 
die Verteidigungsbereitschaft des Landes nach 
außen unterliegt mittlerweile weiblicher Für-
sorge. Ursula von der Leyen wollte einst Uni-
formen und Schützenpanzer den Bedürfnis-
sen schwangerer Soldatinnen anpassen. War-
um? Wollte die Ministerin ernstlich Schwan-
gere in eine militärische Auseinandersetzung 
schicken? Oder hatte sie längst aufgehört, 
diesen Notfall auch nur in Erwägung zu zie-
hen? Letzteres dürfte der Fall sein. Die Bun-
desrepublik überlässt es anderen, für Schutz 
vor äußeren Bedrohungen zu sorgen – sofern 
man sich überhaupt noch dafür interessiert. 

Bilanz weiblicher Menschlichkeit
Doch plötzlich ist alles wie verwandelt. Staat 
und Regierung spielen sich als größte Schutz-
macht überhaupt auf. Zwar rollen keine Schüt-
zenpanzer, aber die Luftwaffe fliegt bereits. Ja, 
es ist Krieg, Krieg gegen einen „Erreger“, ein 
Virus. Grenzen werden geschlossen, die man 
doch angeblich nicht schließen konnte, aber 
jetzt sind es Grenzen um jedes einzelne Indi-
viduum: Lockdown. Mit aller repressiven 
Macht kämpft der Staat und trifft damit nicht 
vor allem den Erreger, sondern seinen mögli-
chen Wirt. Die Panikpandemie hat das Wun-
der vollbracht, von allem abzulenken, was 
unter Merkels Ägide in diesem Land schiefge-
laufen ist. Der Staat schützt? Jedenfalls nicht 
vor dem, wovor sich mehr und mehr Bürger 
fürchten: vor den Folgen einer kurzsichtigen 
Migrations- und Energiepolitik.

Doch was sind schon die Interessen des 
Landes und seiner Bewohner gegen all die 

anderen großen Dinge, denen Angela Merkel 
sich verschrieben hat, die Rettung der gan-
zen Welt beziehungsweise des Klimas? Dafür 
ist zwar eine Bundeskanzlerin schlechter-
dings nicht zuständig, aber es macht so 
schön unangreifbar. Wenn es um die Rettung 
der Welt geht – oder um den Krieg gegen ein 
Virus – müssen alle zusammenstehen, da 
gibt es keine Parteien mehr. Oder gar klein-
liche Einwände. Und wenn „die Wissen-
schaft“ spricht, hat die Politik stille zu sein. 
Das ist alternativlos. 

Oder auch: totalitär. Ferdinand Knauß 
nennt das in seiner hervorragenden Analyse 
von Merkels Regierungsstil „unpolitische 
Politik“: Merkel verwische die kategorischen 
Unterschiede zwischen Politik und privater 
Moral. Es geht nicht mehr um „richtig“ oder 
„falsch“, sondern um „gut“ oder „böse“. Ge-
genrede ist also immer des Teufels. 

Aufkommende Re-Politisierung 
Bleibt also nichts Gutes von der Ära Merkel? 
Doch. Die spätestens 2015 wieder einsetzen-
de Politisierung des großen Lümmels Volk. 
Man wird sehen, ob die neue Ampel-Regie-
rung, die viele fatale Entscheidungen der 
letzten Jahre fortschreibt, es nicht bald mit 
Bürgern zu tun bekommt, die nicht Merkel 
abgewählt haben, um sie durch die Hintertür 
zurückzubekommen.

Andererseits: Wozu sonst bekommt die 
Ex-Kanzlerin neun Mitarbeiter, für die – hört, 
hört – Stellen im Verteidigungsministerium 
eingespart werden? Das wird teuer. Mit Perso-
nalkosten von schätzungsweise 500.000 Euro 
im Jahr ist zu rechnen – nicht gerechnet Mer-
kels Pension und die Kosten für ihr Büro. Ein 
veritables Schattenkanzleramt.

Denn, so lautet die Begründung: „Die 
künftige Bundeskanzlerin a.D. wird nach ih-
rer Kanzlerschaft im Bundesinteresse liegen-
de Aufgaben wahrnehmen, die aus fortwir-
kenden amtlichen Pflichten resultieren.“

Fortwirkend? Hilfe! 

b Dr. Cora Stephan ist Publizistin und 
Schriftstellerin. Zuletzt erschien „Lob des 
Normalen. Vom Glück des Bewährten“  
(FinanzBuch Verlag 2021). 
www.cora-stephan.de

Symbol einer Amtszeit: Die zur Raute geformten Hände der Bundeskanzlerin Angela Merkel � Foto: imago/ Emmanuele Contini
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b MELDUNGEN

Streit um 
Blaulicht
Berlin – Eine bereits im Juli beschlos-
sene Änderung der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung stößt bei Ret-
tungskräften und dem Deutschen 
Feuerwehrverband (DFV) auf scharfe 
Kritik. Laut der neuen Verordnung 
dürfen Einsatzfahrzeuge der Feuer-
wehr maximal nur noch je ein Paar 
Blaulichtleuchten an Front und Heck 
haben. Diese sollen ihr Licht zudem 
nur noch in eine „Hauptabstrahlrich-
tung“ werfen. Nach Angaben des 
Bundesverkehrsministeriums soll die 
Änderung einer „Übersignalisierung“ 
entgegenwirken und verhindern, dass 
andere Verkehrsteilnehmer geblen-
det und verunsichert werden. Nun 
hat der DFV beim Verkehrsministe-
rium einen Vorschlag zur sofortigen 
Nachbesserung eingereicht. Aus Sicht 
des Verbandes haben die Verkehrs-
dichte und auch der Schallschutz der 
Fahrzeuge stetig zugenommen, so-
dass eine gute Erkennbarkeit von 
Einsatzfahrzeugen entsprechend ge-
währleistet werden müsse.� N.H.

Bergner stellt 
Studie vor
Erfurt – Die Thüringer Landtagsabge-
ordnete Ute Bergner (Bürger für Thü-
ringen) hat eine wissenschaftliche 
Untersuchung mit dem Titel „Studie 
zur Übersterblichkeit in Deutschland“ 
vorgestellt, in der die Statistiker Rolf 
Steyer und Gregor Kappler zu dem Er-
gebnis kommen, dass die Übersterb-
lichkeit in Deutschland in einem en-
gen Zusammenhang mit der Quote 
der Covid-Impfungen stehe. Basie-
rend auf Daten des Statistischen Bun-
desamtes und des Robert Koch-Insti-
tuts haben die beiden Wissenschaftler 
für die 16 Bundesländer die Sterbefall-
zahlen von der 36. bis zur 40. Kalen-
derwoche des Jahres 2021 mit dem 
Mittelwert der Vergleichszeiträume  
der Jahre 2016 bis 2020 verglichen. 
Laut der Untersuchung wiesen Sach-
sen und Thüringen sowohl die nied-
rigsten Impfquoten als auch die nied-
rigste Übersterblichkeit auf.� N.H.

Doch kein 
Bismarck
Bautzen – Das Vorhaben, das 1950 zer-
störte Bismarck-Denkmal auf dem 
Gipfel des Czorneboh bei Bautzen wie-
derzuerrichten, wird nicht realisiert. 
Zunächst hatte der Hauptausschuss 
des Stadtrats zugestimmt. Die Initiati-
ve war vom Verein „Bautzener Lieder-
tafel“ ausgegangen, der die Finanzie-
rung übernommen hätte. Nachdem 
sich mehrere Einrichtungen, etwa das 
Sorbische Institut, die sorbische „Do-
mowina“ oder das „Institut für Sächsi-
sche Geschichte und Volkskunde“, da-
gegen positioniert hatten, beschloss 
der Stadtrat die erneute Diskussion 
(die PAZ berichtete). Nun wurde der 
Wiederaufbau endgültig abgelehnt, auf 
Antrag der Grünen und der Linken. 
Zwölf Abgeordnete stimmten gegen 
das Denkmal, neun dafür, drei enthiel-
ten sich. Oberbürgermeister Alexan-
der Ahrens (SPD), der ursprünglich für 
das Denkmal war und die Einwände als 
„Hysterie“ bezeichnet hatte, erklärte 
jetzt, ihm habe die gründliche Diskus-
sion gefallen, beide Lager hätten dar-
aus etwas mitnehmen können, das sei 
„schon ein Gewinn“.� E.L.

JENS SPAHN

Das Gesicht des Niedergangs
Machtoptionen hat der 41-jährige Noch-Gesundheitsminister, obwohl jung an Jahren, nicht mehr

„Die Corona-Krise hat den Minister ent-
zaubert. Nach Lage der Dinge kann Spahn 
im Moment froh sein, wenn er bald Frak-
tionsvize seiner Partei im Bundestag wird. 
Es gibt in der Opposition ja nicht mehr 
allzu viel zu verteilen“, schrieb das Portal 
t-online.de in der vergangenen Woche. 
Das Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ 
nannte ihn den „Absteiger“. Und die sonst 
eher betuliche Wochenzeitung „Die Zeit“ 
unterstellte ihm ein „legendäres Chaos.“ 
Noch auf den letzten Metern hat er mit 
dem Debakel um den Biontech-Impfstoff 
viel Porzellan zerschlagen. Da nutzte auch 

sein Entschuldigungsschreiben an die 
Ärzte nichts, das er in der vergangenen 
Woche verschicken ließ. 

Der Noch-Gesundheitsminister, so 
heißt es in Berlin, sei das Gesicht des Nie-
dergangs. „Als Krisenmanager macht Jens 
Spahn abermals eine katastrophale Figur, 
in der Partei reichen sie ihn nach unten 
durch“, kommentierte der „Spiegel“. Im-
merhin sei Spahn clever genug gewesen, 
auf eine Kandidatur als Parteichef zu ver-
zichten. So scheint er immer noch auf ei-
ne Restchance zu hoffen, der siegreiche 
Kandidat könnte ihn doch noch für den 

Stellvertreter-Posten vorschlagen, den er 
bisher innehatte. Am ehesten könnte dies 
bei Friedrich Merz der Fall sein, doch aus-
gemachte Sache ist dies keineswegs. Soll-
te Norbert Röttgen das Rennen machen, 
wird er sich kaum mit Spahn belasten 
wollen, und das Verhältnis des Gesund-
heitsministers zum dritten Kandidaten, 
dem bisherigen Kanzleramtschef Helge 
Braun, gilt ohnehin als nicht gut. 

Spahn war nachgesagt worden, er hät-
te Ambitionen auf den Fraktionsvorsitz 
gehabt. Doch Amtsinhaber Ralph Brink-
haus, der Spahn schon bei der Listenauf-

stellung zur Bundestagswahl in Nord-
rhein-Westfalen einen Strich durch die 
Rechnung machte, setzte sich durch. 
Machtoptionen hat der 41-Jährige trotz 
seines geringen Lebensalters nicht mehr. 
Dass er sich wie Röttgen in der zweiten 
Reihe einreiht und sich als Fachpolitiker 
in der Fraktion wieder hocharbeitet, glau-
ben nur wenige. „Wir werden in ein paar 
Monaten einander wahrscheinlich viel 
verzeihen müssen“, hat Spahn zu Beginn 
der Pandemie gesagt. Nun sieht es so aus, 
als würden ihm seine Parteifreunde nichts 
verzeihen.� P.E.

VON PETER ENTINGER

N eidisch schielt die AfD nach 
Österreich, wo die Schwes-
terpartei FPÖ von dem um 
sich greifenden Corona-Un-

mut profitiert. Es gibt Demos mit mehre-
ren Zehntausend Demonstranten und 
das Bürgertum läuft mit. In der Bundes-
republik ist Corona kein Gewinnerthe-
ma. Die Mehrheit der Bundesbürger ist 
mit den bisherigen Maßnahmen zufrie-
den. Und die, die nicht zufrieden sind, 
die wählen entweder bereits die AfD 
oder fühlen sich eher von der FDP ver-
treten. 

Zudem hat die Partei ein weiteres 
Problem. Im derzeit um sich greifenden 
2G-Modus ist es alles andere als sicher, 
dass sie wie geplant im Dezember ihren 
Bundesparteitag durchführen kann. Et-
wa die Hälfte der Delegierten sei nicht 
geimpft, heißt es in der Partei. 

Bundesparteitag in Gefahr
Und nun auch noch das. Eine Studie der 
Universität Jena soll belegen, dass die In-
zidenzen dort besonders hoch seien, wo 
die AfD besonders stark ist. „Es ist er-

staunlich, dass mit dem früheren Wahl-
verhalten hier ein Faktor relevant wird, 
der im Verhältnis zu vielen anderen de-
mografischen Merkmalen, die wir geprüft 
haben, einen relativ hohen Einfluss auf 
das Pandemiegeschehen zu haben 
scheint“, kommentierte Co-Autor Matthi-
as Wjst vom Helmholtz Institut München 
das Ergebnis: „Ähnliche Zusammenhänge 
wie zwischen AfD-Wahlergebnissen und 
Inzidenzen in den Regionen lassen sich 
für keine der anderen im Bundestag ver-
tretenen Parteien finden.“

Jörg Meuthen, der im Dezember, soll-
te der Parteitag stattfinden, als Vorsit-
zender aus dem Amt scheiden wird, hat 
vor dieser Entwicklung gewarnt. Er fühlt 
sich auch bestätigt. „Wir bedienen die 
Befindlichkeiten der eigenen Blase. Auf 
Dauer wird das nicht reichen“, sagt der 
Abgeordnete des EU-Parlaments. Die 
Partei hat das Problem, dass sie kein 
schlüssiges Konzept gegen die Krise hat. 
Sie ist gegen einen Lockdown, hat aber 
keine Antwort darauf, wie der Personal-
mangel beim Pflegepersonal behoben 
werden soll. Sie ist gegen eine Impf-
pflicht, weiß aber nicht, wie die Inziden-
zen runtergehen sollen. 

Die AfD kritisierte die Ergebnisse der 
Studie. Die Fraktionsvorsitzende Alice 
Weidel hatte zuvor auf Twitter eine 3G-
Regelung im öffentlichen Nahverkehr als 
„völlig unsinnig“ bezeichnet. Der SPD-
Gesundheitsexperte Karl Lauterbach ant-
wortete deftig. „Solcher Unsinn erklärt, 
weshalb in Regionen mit mehr AfD-Wäh-
lern mehr Menschen an COVID sterben“, 
antwortete der SPD-Politiker auf Twitter. 
Ihm täten die betroffenen Menschen trotz 
allem Leid: „Niemand verdient es, an poli-
tischer Manipulation zu versterben.“ 

Weidel kritisiert Maßnahmen
Die Positionierung der AfD mag im Osten 
verfangen, doch im Westen wenden sich 
die Wähler mehr und mehr ab. In Bayern 
würden nur noch sechs Prozent der Be-
fragten die Rechtspartei wählen. 

Doch eine Kurskorrektur ist nicht in 
Sicht. „Die Ampelkoalitionäre haben voll-
mundig angekündigt, die ,epidemische 
Lage‘ auslaufen zu lassen“, sagte Weidel 
in der vergangenen Woche. Durch die nun 
von SPD, Grünen und FDP beschlossenen 
Maßnahmen werde dies aber komplett 
untergraben. „Statt den Bürgern wieder 
die Eigenverantwortung zurückzugeben, 

greifen auch Rot-Grün-Gelb zu überzoge-
nen Maßnahmen, wie willkürliche Kon-
taktbeschränkungen und eine Impfpflicht 
durch die Hintertür.“ Alternativvorschlä-
ge machte sie allerdings keine. 

Auch Anhänger sind gespalten
„Wir werden nicht als die Alternative 
wahrgenommen, als die wir hätten wahr-
genommen werden können“, sagt die 
Bundestagsabgeordnete Joana Cotar, die 
als Anhängerin Meuthens gilt. Zu stark 
habe die Partei schon bei der Bundestags-
wahl auf das Thema Corona gesetzt – da-
bei sei auch die AfD-Wählerschaft bei vie-
len Corona-Themen gespalten. Die eine 
Hälfte beispielsweise sei geimpft, die an-
dere nicht. „Das ist kein Gewinnerthema 
für uns.“

Hinzu kommt, dass die Partei Mühe 
hat sich von Ausschreitungen auf Anti-
Corona-Demos zu distanzieren. Nach 
Einschätzung von Thüringens Innenmi-
nister Georg Maier trägt der AfD-Landes-
verband im Freistaat eine Mitschuld für 
die Radikalisierung der Corona-Proteste. 
Der Thüringer AfD sei eine „herausra-
gende Rolle“ im Zusammenhang mit den 
Corona-Protesten zugekommen.

CORONA

„Das ist kein Gewinnerthema für uns“
Der AfD fehlt zur Pandemie eine Position, die in der Partei und der Bevölkerung mehrheitsfähig wäre

Die AfD ist uneins, wie sie sich gegenüber ihnen positionieren soll: Querdenker, hier bei einer Demonstration in Hamburg� Foto: imago/Hanno Bode



PREUSSEN & BERLIN Nr. 48 · 3. Dezember 2021  5Preußische Allgemeine Zeitung

VON NORMAN HANERT

B randenburgs rot-schwarz-grü-
ne Landesregierung hat seit 
dem 24. November die Pande-
mie-Regeln wieder verschärft. 

Wie in Berlin gilt nun an Arbeitsplätzen 
die sogenannte 3G-Regel, die von den 
Arbeitgebern täglich kontrolliert und do-
kumentiert werden soll. Mit Ausnahme 
von Supermärkten und anderen Läden, 
die der Grundversorgung dienen, dürfen 
Geschäfte überdies nicht mehr von Per-
sonen, die weder geimpft noch genesen 
sind. 

Die damit verbundenen Kontrollen 
der Kunden stellt Ladenbetreiber und 
Mitarbeiter offenbar vor erhebliche Prob-
leme. Der Hauptgeschäftsführer des Han-
delsverbandes Berlin-Brandenburg, Nils 
Busch-Petersen, wies auf „wahnsinnige“ 
Zusatzkosten hin, da die Geschäfte es gar 
nicht schafften, zu beraten, zu verkaufen 
und gleichzeitig die Einhaltung der 2G-
Regel zu kontrollieren.

Vorschriften kaum umsetzbar
Busch-Petersen kritisiert, dass die Händ-
ler „als Hilfspolizei des Staates“ sowohl 
auf den Kosten sitzen blieben, als auch 
„die ganzen Konfrontationen mit Kunden 
aushalten“ müssten. Gegenüber dem rbb-
Hörfunk sagte der Hauptgeschäftsführer, 
nach Angaben des Robert Koch-Instituts 
habe der Einzelhandel am Infektionsge-
schehen einen Anteil von unter einem 
Prozent. Nachdem die Politik „in ihrer 
Hilflosigkeit alles an die Wand gefahren“ 
habe, werde jetzt, statt „gezielt Brandnes-
ter zu bekämpfen, der ganze Wald geflu-
tet, egal, wer dabei ertrinkt“.

Auch die Handwerkskammer Potsdam 
wies inzwischen auf die Auswirkungen 
der 3G-Regel im Alltag der Unternehmen 
hin. Der Geschäftsführer der Kammer, Ti-
lo Jänsch, erinnert daran, dass beispiels-
weise Gebäudereiniger oft schon sehr 
früh morgens oder spät abends zu den 
Kunden kommen. Bauhandwerkern füh-
ren üblicherweise von zu Hause direkt zu 
den jeweiligen Baustellen. Eine Umset-
zung der 3G-Regel ist aus Sicht der Hand-
werkskammer daher in manchen Bran-
chen kaum umsetzbar.

Die Landesregierung hat im Zuge der 
verschärften Pandemie-Regeln auch ent-
schieden, die bereits geöffneten Weih-
nachtsmärkte wieder zu schließen bezie-

hungsweise die Öffnung erst gar nicht zu 
erlauben. Diese Regelung soll zunächst bis 
zum 15. Dezember gelten. Auch bei dieser 
Entscheidung zeigten sich die Betroffe-
nen, Schausteller und Händler, überrascht 
und frustriert: „Es war komplett unvorbe-
reitet, damit haben wir nicht gerechnet. 
Es gab vorab strenge Vorschriften, die ha-
ben wir alle erfüllt“, so Christoph Meyer 
vom Brandenburgischen Schaustellerver-
band Sanssouci. Meyer warnte zudem: 
„Wenn keine Hilfen kommen sollten, 
brauchen wir uns im nächsten Jahr nicht 
mehr über Weihnachtsmärkte zu unter-
halten, die gibt es dann nämlich nicht 
mehr.“

Auch Carsten Christ, Sprecher der 
Landesarbeitsgemeinschaft der Indust-
rie- und Handelskammern, kritisierte die 
Entscheidung der Landesregierung 
scharf: „Die kurzfristige und damit unver-
hältnismäßige Absage der Weihnachts-
märkte zeugt von mangelnder Weitsicht 
der Politik.“ Zum Agieren der Politik sagte 

der Verbandssprecher, die dramatisch 
steigenden Infektionszahlen und auch die 
Prognosen der Fachleute seien seit An-
fang November bekannt gewesen.

Wenig Verständnis von den Grünen
Für ganz spezielle Probleme sorgt die 3G-
Pflicht im öffentlichen Personennahver-
kehr. Mit dem neuen Infektionsschutzge-
setz des Bundes gilt seit dem 24. Novem-
ber auch in Brandenburg die Pflicht, dass 
Fahrgäste von Bussen und Bahnen ge-
impft, genesen oder tagesaktuell getestet 
sein müssen. Auf Antrag der AfD-Fraktion 
im Potsdamer Landtag ist am 25. Novem-
ber der Infrastrukturausschuss zu einer 
Sondersitzung zusammengekommen. Da-
bei ging es speziell um die Frage, wie die 
3G-Regelung für Busse und Bahnen im 
ländlichen Raum Brandenburgs umge-
setzt werden solle. 

Die stellvertretende AfD-Fraktions-
vorsitzende Birgit Bessin wies mit Blick 
auf die 3G-Regel an Arbeitsplätzen und in 

öffentlichen Bussen und Bahnen auf feh-
lende Testmöglichkeiten hin: „Gerade 
die ländlichen Regionen, kleine Dörfer 
mit ein paar Hundert Einwohnern, haben 
einfach keine Testmöglichkeiten jetzt“, 
so Bessin. Für Arbeitnehmer, Auszubil-
dende oder Rentner ohne eigenes Fahr-
zeug können die fehlenden Testeinrich-
tungen in ländlichen Regionen faktisch 
einen Zwang zum Impfen darstellen, da 
sie von ihrem Wohnort sonst gar nicht 
mehr wegkommen. 

Ebenfalls in einer Sondersitzung, dies-
mal des Gesundheitsausschusses des 
Landtages, erklärte Brandenburgs Ge-
sundheitsministerin Ursula Nonnema-
cher (Grüne) am 25. November, seit Ende 
Juli hätten Impfwillige genug Gelegenheit 
gehabt, sich impfen zu lassen. Die Politi-
kerin sagte weiter, nachdem diese Impf-
angebote monatelang nicht in Anspruch 
genommen worden seien, gehe es ihr 
„einfach zu weit, jedem Impfverweigerer 
die Tests irgendwie aufs Dorf zu fahren“.

CORONA-REGELN

Die Wirtschaft als Hilfspolizei
„Die ganzen Konfrontationen mit Kunden aushalten“: Unternehmen fühlen sich von der Politik missbraucht

„Alles an die Wand gefahren“: Einlasskontrolle am Berliner Gendarmenmarkt� Foto: pa

b KOLUMNE

Im Umgang mit Corona an den Schulen 
beschreiten Berlin und Brandenburg un-
terschiedliche Wege. In Brandenburg ist 
die Ehefrau des vermutlich kommenden 
Bundeskanzlers, Olaf Scholz, Britta Ernst 
(SPD), als Ministerin für die Schulbildung 
verantwortlich. 

Nachdem Ernst noch am Vortag auf 
einer Präsenzpflicht von Schülern wäh-
rend des Unterrichts bestanden und ent-
sprechende Briefe versandt hatte, nahm 
sie vorvergangenen Dienstag von dieser 
Position schon wieder Abstand mit der 
Begründung, es sei „der Wunsch vieler El-
tern, dass sie ihre Kinder nicht in die 
Schule schicken, die Schulen können ei-
nen Beitrag zur Kontaktreduzierung leis-
ten“. Gleichzeitig versicherte Ernst den 
Eltern, die ihre Kinder weiterhin zur 
Schule schicken: „Die Schule ist ein ziem-

lich sicheres Umfeld ... Die Eltern sollten 
selbst entscheiden können, ob sie ihre 
Kinder in die Schule schicken.“ Des Wei-
teren will die Ministerin die Schulkinder 
drei Tage früher, am 20. Dezember, in die 
Weihnachtsferien schicken: „Der 14-tägi-
ge unterrichtsfreie Block soll dazu beitra-
gen, die Kontakte zu reduzieren.“ Gleich-
zeitig hob sie die eben noch beschworene 
Präsenzpflicht wieder auf.

„Schulschwänzen leicht gemacht“
In den Augen vieler Eltern laufen Ernsts 
Aktionen schlicht darauf hinaus, dass 
Schulschwänzen leicht gemacht wird. Vom 
Brandenburger Landeselternrat kommt 
weitere Kritik. Der Vorsitzende René Mer-
tens bemängelt, dass es nach wie vor keine 
oder zu wenig Luftfilter gebe und dass die 
Konzepte für digitalen Unterricht nach wie 

vor unzureichend seien. Dies alles hätte im 
vergangenen Sommer schon angegangen 
werden können, aber die Politik habe nicht 
auf die Vorschläge der Eltern hören wollen. 
Indes besteht in den brandenburgischen 
Schulen die Pflicht zum Tragen einer Mas-
ke. Weiter sollen sich die Schüler dreimal 
pro Woche selbst testen. Bei Abschluss- 
und Übergangsklassen besteht weiter Prä-
senzpflicht.

Die AfD-Opposition bringt sich eben-
falls in Stellung. Fraktionschef Hans-
Christoph Berndt wirft der rot-schwarz-
grünen Landesregierung Panikmache und 
ein Scheitern ihrer Corona-Politik vor. 
„Corona ist eine ernst zu nehmende Er-
krankung, aber weder die Pest noch die 
Spanische Grippe ... Schluss mit 2G oder 
3G, Schluss mit der unsinnigen Masken-
pflicht. (…) Es bringt einfach nichts.“ Die 

Linkspartei unterstützt zwar die Aufhe-
bung der Präsenzpflicht, kritisiert aber 
das „Hin und Her“: „Es ist völlig unklar, 
warum drei Tage längere Weihnachtsfe-
rien die Lösung sein sollen.“ Entweder 
bekomme Ernst eine Strategie hin, „oder 
sie ist falsch auf ihrem Platz“.

In Berlin läuft der Schulunterricht 
hingegen ganz normal weiter. SPD-Bil-
dungssenatorin Sandra Scheeres: „Wir 
wollen an der Präsenzpflicht so lange wie 
möglich festhalten. Dafür hatten auch die 
Schulleiterverbände geworben.“ Die Auf-
hebung der Präsenzpflicht wird in Berlin 
als Freibrief fürs Blaumachen betrachtet. 
Aus der Bildungsverwaltung heißt es, die 
Corona-Lage in der Hauptstadt sei nur 
bedingt mit der in Brandenburg zu ver-
gleichen. „Wir sind zum Glück noch nicht 
auf demselben Level.“ � Frank Bücker

KRISENMANAGEMENT

„Hin und Her“ bei der Corona-Politik an Schulen
Brandenburgs Bildungsministerin Britta Ernst (SPD) gerät zunehmend in die Kritik

Freiwild
VON THEO MAASS

Julia Przylebska ist in Berlin offenbar 
Freiwild von linken Feministen. Sie 
ist die Ehefrau des polnischen Bot-
schafters Andrzej Przylebski. Aktivis-
ten unter Führung der seit 2018 in 
Deutschland lebenden polnischen 
Staatsbürgerin Agnieszka Glapa ver-
anstalten sogar Aufmärsche vor der 
Residenz des Botschafters – also des-
sen Wohnsitz. Der Botschafter rief 
die Berliner Polizei zu Hilfe, um sich 
gegen diese Belästigungen zu wehren. 

Die Beamten erschienen zwar, 
griffen aber nicht ein. „Das sei De-
mokratie“, sollen die Uniformierten 
gesagt haben. Glapa erklärte in ei-
nem Interview, dass es ihr Ziel sei, 
dass Przylebska „kein ruhiges Leben 
haben wird ... Wir werden deutlich 
und laut sagen, dass es uns reicht. 
Genug ist genug.“ Damit aber eben 
nicht genug: Glapa und ihre Anhän-
ger haben nach eigenen Bekunden 
sogar den Friseur, die Kosmetikerin 
und andere Dienstleister aufgesucht, 
um diese über Frau Przylebska „auf-
zuklären“. 

Auslöser der Attacken: Die Frau 
des Botschafters ist Vorsitzende des 
polnischen Verfassungsgerichts. Ins-
besondere das reformierte polnische 
Abtreibungsrecht missfällt den De-
monstranten. Zudem wundert sich 
Glapa, dass die polnische Verfas-
sungsrichterin in Berlin wohnt und 
nicht am Ort des Verfassungsgerichts 
in Warschau. Der polnische Botschaf-
ter will im Januar 2022 nach Polen 
zurückkehren. 

Ganz im Jargon der Antifa protz-
ten die Aktivisten damit, sie hätten 
das Ehepaar Przylebski „verjagt“: „Wir 
haben ihr gezeigt, dass wir wissen, wo 
sie wohnt ...“ Sieht so im rot-rot-grü-
nen Berlin der Schutz ausländischer 
Diplomaten aus? Von Innensenator 
Andreas Geisel und Bundesaußenmi-
nister Heiko Maas (beide SPD) war 
kein Wort des Bedauerns und der Ent-
schuldigung zu hören. 

b MELDUNG

Senatorin ehrt 
zweifelhaften 
Aktivisten
Berlin – Der 36-jährige Sozialarbeiter 
Mohammed Jouni, der sich gegen die 
Abschiebung abgelehnter und ausrei-
sepflichtiger Asylbewerber engagiert, 
ist im November mit dem Bundesver-
dienstkreuz ausgezeichnet worden. 
Sozialsenatorin Elke Breitenbach 
(Linkspartei) bezeichnete Jouni in 
ihrer Laudatio als „ein Vorbild“ und 
als einen „Kämpfer“. Ausgezeichnet 
wurde der gebürtige Libanese unter 
anderem für seine politische Arbeit 
mit der Organisation „Jugendliche 
ohne Grenzen“. Die von Jouni mitbe-
gründete Initiative engagiert sich ge-
gen die Abschiebung abgelehnter und 
ausreisepflichtiger Asylbewerber. 
Nach eigener Auskunft setzt der Ver-
ein sich auch gegen „Rassismus, Fa-
schismus & antimuslimischen Rassis-
mus“ ein. Anlässlich der Auszeich-
nung mit dem Bundesverdienstkreuz 
hatte Jouni im Interview mit der 
„taz“ erklärte, er müsse sich nicht in 
eine „rassistisch strukturierte Gesell-
schaft einfügen, sie akzeptieren und 
reproduzieren“. � N.H. 



AUSLAND6  Nr. 48 · 3. Dezember 2021 Preußische Allgemeine Zeitung

GROSSBRITANNIEN

Eine Krise folgt der nächsten
Ärger mit Immigranten, den Franzosen und ihrem Premier Boris Johnson macht den Briten zu schaffen

Sie überwachen alle größeren Straßen ent­
lang der Grenze zu Weißrussland, kontrol­
lieren Busse und Bahnen, errichten Kon­
trollpunkte: 8500 ukrainische Sicherheits­
kräfte sind bei der Aktion „Polesje“ (Pole­
sien) im Einsatz. Polesien ist die Bezeich­
nung für einen Streifen Tiefland, der sich 
zwischen den Flussgebieten des Bugs und 
Pripjats bis nach Russland ausdehnt. Aus 
Furcht vor einem Durchbruch illegaler Mi­
granten, die derzeit an der polnisch-weiß­
russischen Grenze versuchen, auf EU-Ter­
ritorium zu gelangen, hat Kiew neben der 
Armee die Nationalgarde und Polizisten 
zur Sicherung der Grenze zum nördlichen 
Nachbarn entsandt. 

An kilometerlangen Grenzzäunen, die 
der weißrussische Präsident Alexander Lu­
kaschenko im Juli aufstellen ließ, weil er 
sich vom Westen, dem sich die Ukraine an­
geschlossen hat, bedroht fühlt, sind nun 
Zeltlager der ukrainischen Soldaten zu se­

hen, die mit Schutzschilden das Zurück­
drängen Illegaler üben. Daneben finden 
Militärübungen zur Panzerabwehr statt. 
Flugzeuge und unbemannte Drohnen sind 
im Einsatz. Die Grenzlinie zwischen der 
Ukraine und Weißrussland ist 1084 Kilo­
meter lang, und vor allem die Sumpfgebie­
te des Pripjat sind schwer zu kontrollieren. 
Wo früher nur unberührte Natur zu sehen 
war, stecken nun Dutzende Grenzpfosten 
das Terrain ab.

Besonders über das 100-Seelendorf Sa­
lejse im Dreiländereck Weißrussland–Po­
len–Ukraine befürchtet Kiew einen Durch­
bruch der illegalen Migranten. Weißrussi­
sche Behörden beziffern die Zahl der Asyl­
sucher, die sich derzeit in Weißrussland 
befinden, mit zirka 7000, von denen sich 
2000 an der Grenze zu Polen aufhalten 
sollen. Die EU schätzt aber, dass es bis zu 
15.000 Migranten sind. 7500 Illegale sol­
len seit Beginn dieses Jahres über Polen, 

Litauen und Lettland in die EU eingesi­
ckert sein.

Ukraine riskiert Zweifrontenkrieg
Die Ukraine und Russland beschuldigen 
sich gegenseitig, Krieg führen zu wollen. 
Kiew befürchtet, dass die Grenze zu Weiß­
russland von Moskau für einen Militär­
schlag genutzt werden könnte. Seit zwei 
Wochen unterstützt Russland seinen Ver­
bündeten im Westen mit einer gemeinsa­
men Militärübung nahe der ukrainischen 
Grenze. 

Im Osten der Ukraine bereitet die Kon­
zentration russischer Truppen in Grenznä­
he Kiew Sorgen. Westliche Medien kündi­
gen bereits einen bevorstehenden Angriff 
auf die Ukraine an. Sämtliche Dementis 
der Russen sowie Erklärungen, dass es sich 
um eine Antwort auf die zunehmende Be­
waffnung der Ukraine und die Bedrohung 
Russlands durch die Anwesenheit von 

NATO-Einheiten nahe der russischen 
Grenze handelte, stoßen bei den Westver­
bündeten auf taube Ohren.

Kiew riskiert, in einen Zweifronten­
krieg hineingezogen zu werden. Im Nor­
den stationiert sie an der weißrussischen 
Grenze ihre Einheiten, im Osten hat sich 
die Lage wieder verschlechtert. Die gelten­
de Waffenruhe wird fast täglich verletzt. 

Das Verhältnis zwischen Minsk und Ki­
ew hat sich drastisch verschlechtert, seit 
Lukaschenko sich nach der umstrittenen 
Präsidentenwahl 2020 als Wahlsieger aus­
rufen ließ. Wie die EU, erkennt Kiew die 
Wahl nicht an und hat sich EU-Sanktionen 
gegen Minsk angeschlossen. Kiew sieht 
Weißrussland nicht mehr als neutralen 
Verhandlungspartner an. Die ukrainische 
Führung denkt gar daran, die Minsker Ver­
handlungen zur Beilegung der Donbass-
Krise künftig in eine andere europäische 
Stadt zu verlegen.� M. Rosenthal-Kappi

UKRAINE

Kiew sichert Grenze zu Weißrussland
Furcht vor Migrantenflut aus dem Norden – Armee, Nationalgarde und Polizei im Einsatz

b MELDUNGEN

VON CLAUDIA HANSEN

N ach einem schweren Boots­
unglück, bei dem mindestens 
27 Migranten im Ärmelkanal 
ertrunken sind, beherrscht 

die Asylkrise nun wieder die Schlagzeilen 
in Großbritannien und führt auch zu dip­
lomatischen Verstimmungen zwischen 
London und Paris. Die Migrationskrise 
am Ärmelkanal hat sich dieses Jahr deut­
lich verschärft. Nach offiziellen Schätzun­
gen sind schon mehr als 27.500 Menschen 
über das Meer nach England gekommen, 
etwa dreimal so viele wie im Vorjahr.

Das Unglück von vergangener Woche 
war das schwerste, seit Zuwanderer aus 
dem Nahen Osten und Afrika in kleinen 
Schlauchbooten das Meer zu überqueren 
versuchen. „Es war ein extrem fragiles 
Boot, und als die Retter ankamen, war es 
zusammengefaltet wie ein aufblasbarer 
Gartenpool“, erklärte Frankreichs Innen­
minister Gerald Darmanin. Das Boot ken­
terte nur wenige Kilometer von der fran­

zösischen Küste entfernt bei Calais. Zwei 
Drittel der Insassen waren Männer. Eine 
Frau aus dem kurdischen Teil des Irak 
wurde bislang identifiziert. Die französi­
sche Polizei hat mehrere Menschen­
schmuggler festgenommen. Auch eine 
Person in Deutschland soll beim Kauf des 
Schlauchbootes beteiligt gewesen sein.

Macron war „not amused“
Der Ärmelkanal ist an der engsten Stelle 
nur etwas über 27 Kilometer breit, doch 
ist die Route in den kleinen Booten, die 
meist in der Nacht losfahren und oft völ­
lig überfüllt sind, sehr gefährlich. Die 
Bootsmigranten zahlen den Schleppern 
laut eigenen Aussagen etwa 2500 Euro für 
die Überfahrt. Für die gesamte Reise etwa 
vom Irak bis England verlangen Schlepper 
bis zu 15.000 Euro pro Person – es sind 
also nicht die Ärmsten der Armen, die 
sich dies leisten können.

In Nordfrankreich angekommen, 
schlafen sie in Zelten an den Stränden, be­
vor sie im Schutz der Dunkelheit Boote 

besteigen. Die Asylbewerber aus Ländern 
wie dem Irak und Afghanistan, dem Iran, 
Syrien, dem Sudan, Äthiopien, Mali, dem 
Tschad oder Niger betrachten England, 
wo teils schon Verwandte oder Freunde 
leben, als das gelobte Land. Die britische 
Presse bezeichnet sie meist nicht als 
Flüchtlinge, sondern als Migranten, denn 
immerhin kommen sie aus einem siche­
ren EU-Land, bevor sie die riskante Boots­
fahrt antreten. 

Premierminister Boris Johnson hat 
nach dem jüngsten Unglück geschworen, 
alles zu tun, um den Menschenhändlern 
das Handwerk zu legen. „Wir werden das 
Geschäftsmodell dieser kriminellen Ban­
den zerbrechen.“

Der starke Anstieg der Migrantenzah­
len führt zunehmend zu Spannungen zwi­
schen London und Paris. Die britische 
Regierung wirft Frankreich unterschwel­
lig vor, die Küste nicht ausreichend zu be­
wachen. Nach dem jüngsten Bootsun­
glück veröffentlichte Johnson einen Brief 
an „Dear Emmanuel“ Macron mit einem 

Plan für gemeinsame Patrouillen franzö­
sischer Grenzpolizei und britischer Si­
cherheitskräfte. Frankreich solle außer­
dem illegale Migranten zurücknehmen, 
die es über den Kanal schaffen. 

Macron reagierte äußerst ungehalten 
darauf, dass der Brief auf Twitter gepostet 
wurde. Der Präsident, der nächstes Jahr 
eine schwierige Wahl zu bestehen hat, 
interpretierte dies als Affront. Am nächs­
ten Morgen wurde die britische Innenmi­
nisterin Priti Patel von einer gemeinsa­
men Besprechung mit ihrem Amtskolle­
gen Darmanin wieder ausgeladen.

Johnsons „Peppa Pig“-Ausrutscher
Für Johnsons Tory-Partei zählt die Zu­
wandererkrise zu den Themen, die sie be­
sonders bewegen. Zum Brexit hatte man 
den Wählern versprochen, die Kontrolle 
über die Grenzen wiederzugewinnen. Das 
gelingt aber derzeit nicht. Zunehmend 
frustriert zeigen sich die Beamten im Re­
gierungssitz Downing Street 10 über das 
Agieren von Innenministerin Patel. Die 
gibt den Hardliner und fällt immer wieder 
mit scharfen Ansagen und teils gewagten 
Ideen auf, wie man die Bootsmigranten 
abschrecken könnte. 

Jüngst wurde die Ideen eines Abkom­
mens mit Albanien ventiliert, wohin man 
Asylbewerber schicken könnte, bis ihr An­
trag bearbeitet sei – was Tirana sofort de­
mentierte. Die meisten Ideen Patels 
scheitern an der Realität. In der Tory-Par­
teizentrale geht die Angst um, dass die un­
gelöste Migrantenkrise ihnen bei den 
nächsten Wahlen auf die Füße fallen wird. 

Sinkende Umfragewerte hat Johnson 
in jüngster Zeit aber vor allem selbst zu 
verantworten. Eine völlig verunglückte 
Rede vor dem Industrieverband CBI, in 
der Johnson entgeisterte Wirtschaftsbos­
se mit Witzeleien und Erzählungen aus 
einem „Peppa Pig“-Themenpark über­
raschte, hat die Riege seiner Gegner darin 
bestärkt, dass der 58-Jährige nicht der 
richtige Mann für ernste Zeiten sei. Zuvor 
hatten Filz- und Lobbyismus-Vorwürfe 
der Tory-Partei zugesetzt.

Johnson selbst sagte nach der Rede, er 
habe „das Auto geschrottet“. Seine Be­
liebtheitswerte sind im Keller. Erstmals 
seit dem Höhenflug wegen der Corona-
Impferfolge liegt die Tory-Partei in Um­
fragen knapp hinter Labour.Ablenkung bei Peppa Pig: Während im Ärmelkanal die Krise wächst, vergnügt sich Englands Premier Johnson im Freizeitpark
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Deutscher 
Bürgermeister 
Tondern – Die Schleswigsche Partei 
(SP) konnte bei den diesjährigen Kom­
munalwahlen ihre Mandatszahl von 
zwei auf vier verdoppeln. Aber nicht 
nur das: Die beiden „großen“ Parteien, 
die Sozialdemokraten und die Liberale 
Partei, einigten sich auf Jørgen Popp 
Petersen (SP) als neuen Bürgermeis­
ter von Tondern. Nach der Abtren­
nung Nordschleswigs von Deutsch­
land hatte Tondern von 1920 bis 1937 
einen deutschen Bürgermeister. Ins­
gesamt sechs Parteien einigten sich 
diesmal auf den Vertreter der Deut­
schen Minderheit als neuen Bürger­
meister. Der bisherige Bürgermeister, 
Henrik Frandsen von der Tønder Lis­
ten, gewann zwar Stimmen hinzu, ver­
lor aber sein Amt an Petersen, weil 
sich im 31-köpfigen Kommunalparla­
ment 21 Abgeordnete auf Petersen als 
neuen „Chef“ verständigten. Neben 
der Tønder Listen kündigte auch die 
Sozialistische Volkspartei an, in die 
Opposition gehen zu wollen.� F.B.

55 Jahre für 
Bearbeitung
Washington – Die Arzneimittelbehör­
de Food & Drug Administration (FDA) 
hat am 15. November den Richter ei­
nes US-Bundesgerichts gebeten, für 
die vollständige Veröffentlichung von 
Daten zum Covid-Impfstoff des Her­
stellers Pfizer, bis zum Jahr 2076 Zeit 
eingeräumt zu bekommen. Als Grund 
für die lange Bearbeitungszeit von  
55 Jahren gaben Anwälte der Arznei­
mittelbehörde Personalmangel an. Die 
FDA schlug vor, pro Monat 500 Seiten 
der insgesamt 329.000 Seiten umfas­
sende Dokumentation freizugeben. 
Auf der Grundlage des „Freedom of 
Information Act“ hatten im Septem­
ber mehr als 30 Wissenschaftler, unter 
anderem von den Universitäten Yale 
und Harvard, die Freigabe der Doku­
mente beantragt, die der Hersteller 
Pfizer bei der FDA zur Lizenzierung 
seines Covid-19-Impfstoffs vorgelegt 
hatte. Für die Zulassung des Impfstof­
fes von Biontec/Pfizer hatte die FDA 
nach Angaben des Anwaltes Aaaron 
Siri lediglich 108 Tage benötigt.� N.H.

Indiens „Klima-
Lockdown“
Neu-Delhi – Indiens Hauptstadt fährt 
wegen der Luftverschmutzung das öf­
fentliche Leben herunter. Nachdem 
die Feinstaubwerte in der 20-Millio­
nen-Metropole um ein Vielfaches über 
den von der Weltgesundheitsorganisa­
tion empfohlenen Grenzwerten lagen, 
verfügte die Regionalregierung unter 
anderem eine Schließung der Schulen. 
Zudem schickte sie einen Teil der 
Beamten in Heimarbeit. Die Regierung 
des Unionsterritoriums Delhi reagier­
te damit teilweise auf die Aufforde­
rung des Obersten Gerichtshofs, der 
wegen der Luftverschmutzung Not­
fallmaßnahmen gefordert hatte. Als 
Reaktion auf das „Klimaurteil“ des 
Bundesverfassungsgerichts sind in 
Deutschland Forderungen laut gewor­
den, ähnlich wie bei Corona auch zum 
sogenannten Klimaschutz das öffent­
liche Leben herunterzufahren. Der 
SPD-Gesundheitspolitiker Karl Lau­
terbach hatte sich bereits vergangenes 
Jahr für Beschränkungen zum „Klima­
schutz“ ausgesprochen.� N.H.
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VON KONRAD BADENHEUER

D iese Zahl ging vielen unter die 
Haut: 5,2  Prozent Inflation 
vergangenen Monat. Dabei 
verdichten sich die Hinweise, 

dass die Preise bald noch viel schneller 
steigen könnten. Die Präsidentin der Eu-
ropäischen Zentralbank, Christine Lagar-
de, übt sich noch in Zweckoptimismus, 
hat aber vorsichtig ihre Tonlage ange-
passt. Ein möglicher Treibsatz der Infla-
tion wird merkwürdigerweise immer 
noch übersehen.

„... nach und nach anpassen ...“
Notenbankchefs müssen ihre Worte sorg-
fältig abwägen. Ein einziger unbedachter 
Satz kann an den Finanzmärkten Turbu-
lenzen auslösen. Weil das so ist, muss 
man die Äußerungen von Notenbankern 
genau lesen – beispielsweise das lange 
Interview, das Lagarde nun der „Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung“ („FAZ“) gege-
ben hat. „Wir haben in den vergangenen 
Quartalen unsere Inflationsprognosen 
nach und nach anpassen müssen“, gab sie 
offen zu, und weiter: „Ich würde sagen, 
wir haben daraus gelernt: Wir müssen 
unser Basisszenario immer wieder prüfen 
und es gegebenenfalls anpassen.“

Leider ließ die EZB-Chefin offen, wor-
in das jetzige „Basisszenario“ der EZB be-
steht. Naheliegend ist, dass die Verant-
wortlichen für den Euro einfach meinen, 
sie könnten die Geldmenge auch langfris-
tig schneller wachsen lassen als das Gü-
terangebot, ohne dass die Preise steigen. 

Eine „Anpassung“ des Szenarios be-
stünde dann schlicht und einfach in der 
Rückkehr zu dem, was seit Generationen 
bis ins 21.  Jahrhundert hinein Konsens 
der Ökonomen war: Wächst die Geld-
menge schneller als die Wirtschaftsleis-
tung, dann steigen gleichsam mit Natur-
notwendigkeit die Preise. Es kann zwar 
Umstände geben, unter denen diese Re-
aktion erst mit jahrelanger Verzögerung 
eintritt, doch dann ist die Anpassung um-
so heftiger.

Dass wir diesen Punkt erreicht haben, 
dafür spricht eine Zahl, die das Statisti-

sche Bundesamt vor zwei Wochen be-
kanntgegeben hat. Um sage und schreibe 
18,4 Prozent lagen die Erzeugerpreise im 
Oktober höher als ein Jahr zuvor. Gegen-
über der PAZ erklärt der Münchner Öko-
nom Gerald Mann den Zusammenhang 
so: „Langfristig entwickeln sich die Ver-
braucherpreise fast genau parallel zu den 
Erzeugerpreisen.“ Einen dämpfenden 
Effekt könnten allenfalls sinkende Im-
portpreise haben, aber davon sei nun am 
allerwenigsten zu sehen: „Mit einer Jah-
resrate von zuletzt 21,7 Prozent sind die-

se sogar noch stärker gestiegen als die 
inländischen Erzeugerpreise.“ Deswegen, 
so Mann, wären in naher Zukunft noch 
deutlich höhere Inflationsraten keine 
Überraschung.

Die gefürchtete Eigendynamik
Zu den wenigen Top-Ökonomen, die 
schon seit Längerem auf Inflationsgefah-
ren hinweisen, gehört der frühere Chef 
des Ifo-Instituts Hans-Werner Sinn. Ak-
tuell befürchtet er, dass steigende Infla-
tionserwartungen zu einer selbsterfüllen-

den Prophezeiung werden können. „Die 
Leute bekommen Angst, dass es teurer 
wird. In Erwartung von Preissteigerun-
gen in der Zukunft kaufen sie vorher“, 
warnte Sinn jetzt in der „Welt“ vor zu-
sätzlicher Nachfrage nach „Autos, Wasch-
maschinen, Kühlschränken, deren Kauf 
man vorzieht, oder auch Häusern und 
Wohnungen. Die höhere Nachfrage treibt 
dann die Preise von Neuem.“ 

Was Sinn bei Waschmaschinen und 
Autos befürchtet, ist bei einigen Rohstof-
fen schon Realität. Die Unternehmen re-

agieren auf Knappheit bei Vorprodukten, 
indem sie versuchen, Lager aufzubauen. 
Die direkte Folge: Noch mehr Knappheit 
am Markt und steigende Preise.

Ein Wort, das Sinn in dem oben zitier-
ten Interview so wenig in den Mund nahm 
wie wenige Tage nach ihm Lagarde, lautet 
„Umlaufgeschwindigkeit des Geldes“. 
Tatsächlich ist es genau die Variable, die 
bei stabilen Preisen den Unterschied zwi-
schen Geldmengen- und Wirtschafts-
wachstum ausmacht. Wenn im Laufe 
mehrerer Jahre sich die Geldmenge ver-
vierfacht, die Wirtschaftsleistung aber 
nur verdoppelt und dennoch die Preise 
nicht gestiegen sind, dann impliziert das 
mit mathematischer Notwendigkeit einen 
Rückgang der Umlaufgeschwindigkeit um 
genau die Hälfte. Es macht eben für die 
Preise einen großen Unterschied, ob Geld 
auf Konten ruht oder ob es eilig „Jagd auf 
Güter“ macht. 

Die Problematik bei der Sache: Bei sin-
kenden Inflationsraten und Zinsen ver-
langsamt sich die Umlaufgeschwindig-
keit, bei steigenden Preisen, aber auch bei 
hohen oder steigenden Zinsen nimmt sie 
wieder zu. Sind die Zinsen nahe Null und 
die Preise steigen kaum, dann kann man 
ohne viel zu verlieren Geld einfach auf 
dem Konto liegen lassen oder größere 
Summen langfristig zu Minizinsen festle-
gen. Ein ähnliches Phänomen: In den In-
dustrieländern sparen Hunderte Millio-
nen Menschen, um angesichts der Schief-
lage der Rentensysteme im Alter ihren 
Lebensstandard halten zu können. Sinken 
die Zinsen, dann sparen sie sogar eher 
noch mehr, um bis zum Rentenantritt 
dennoch ein bestimmtes Sparziel zu er-
reichen. Auch dieses Verhalten hat die 
Umlaufgeschwindigkeit des Geldes auf 
historische Tiefststände fallen lassen. 

Ohne diesen Effekt ist nicht zu erklä-
ren, warum die Politik des Gelddruckens 
seit der Finanzkrise von 2009 nicht 
längst zu höheren Preisen geführt hat. 
Die große Problematik, an sich Grund-
wissen aller Ökonomen: Dieser Effekt 
wirkt auch in der umgekehrten Richtung 
und kann dann zum eigentlichen Treib-
satz der Inflation werden.
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Der unterschätzte Treibsatz der Inflation
Die Erzeugerpreise steigen rapide – ein Ende ist nicht abzusehen. Was EZB-Chefin Lagarde verschweigt
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HANS HECKEL

W as in der öffentlichen 
Debatte bislang nur we-
nig Wellen schlug: Auch 
außenpolitisch wollen 

die Ampel-Koalitionäre neue Akzente set-
zen. So findet sich auf Seite 144 des 
177-seitigen Koalitionsvertrages folgen-
der Satz: „Gemeinsam mit unseren Part-
nern wollen wir im Sinne einer Feminist 
Foreign Policy Rechte, Ressourcen und 
Repräsentanz von Frauen und Mädchen 
weltweit stärken und gesellschaftliche 
Diversität fördern.“

Warum Rot, Grün und Gelb von „Fe-
minist Foreign Policy“ statt auf Deutsch 
von „Feministischer Außenpolitik“ spre-
chen, sollen sie selbst erklären. Doch was 
hier wie an etlichen anderen Stellen des 
Vertrages aufscheint, ist eine konsequen-
te Ideologisierung der bundesrepublika-
nischen Außenpolitik, wie es sie in dieser 
Ausprägung noch nicht gegeben hat. 

Es ist mehr als nur weltanschauliches 
Gerede. Das Grundmuster, das hier sicht-
bar wird, kann Deutschland einigen Scha-
den zufügen, der weit über das Detail der 

feministischen Festlegung hinausreicht. 
Denn hier – wie auch an anderen Stellen, 
welche die künftige außenpolitische Aus-
richtung betreffen – wird die klassische 
Schwerpunktsetzung außenpolitischer 
Ziele und Aktivitäten gleichsam auf den 
Kopf gestellt.

Diese klassische Schwerpunktsetzung 
betrifft die Zuordnung von Mittel und 
Zweck. Der erste Zweck klassischer Au-
ßenpolitik ist die nationale Wohlfahrt, die 
Stärke und der Erfolg des eigenen Staates. 
Das schließt Werteorientierung keines-
falls aus. Doch im Vordergrund aller inter-
nationalen Verträge, Bündnisse und 
Handlungen steht das Interesse der eige-

nen Nation. Alle internationalen Bezie-
hungen sind in letzter Konsequenz nur 
das Mittel, das dem Zweck der nationalen 
Wohlfahrt zu dienen hat.

Für die kommende Bundesregierung 
verhält es sich offenbar genau umgekehrt: 
Es ist ausschließlich von hehren Zielen 
der Menschheitsbeglückung als Zweck 
der Außenpolitik die Rede. Deutschland 
mit seiner Leistungskraft, seinem Ein-
fluss und also seinen Möglichkeiten er-
scheint lediglich als „Werkzeug“, als das 
Mittel, welches zur Erreichung dieses glo-
balen Zwecks einzusetzen ist.

In einer Welt aber, in der praktisch al-
le übrigen Staaten – selbst innerhalb der 
Europäischen Union – strikt ihre nationa-
len Interessen in den Vordergrund ihrer 
Außenpolitik stellen, kann Deutschland 
mit dieser Strategie nur verlieren.

Zu allem Überfluss schlummert in 
dem auf Weltbeglückung zielenden Au-
ßenpolitik-Konzept der künftigen Regie-
rung noch eine gehörige Portion Selbst-
überschätzung. Die Frauen in Afghanistan 
wissen heute, was sie von der „Werteori-
entierung“ schon der bisherigen deut-
schen Außenpolitik zu halten haben.

Anton Hofreiter kann sich noch Hoffnun-
gen machen. Nachdem er beim Postenge-
schacher um grün geführte Bundesminis-
terien übergangen wurde, könnte er Ge-
wehr bei Fuß stehen, wenn es im Bundes-
familienministerium zum frühen Amts-
wechsel kommen könnte. Denn es ist nicht 
ausgeschlossen, dass die designierte Mi-
nisterin Anne Spiegel ihre Koffer packen 
muss, kaum, dass sie diese geöffnet hat.

Die grüne Politikerin wird von einer 
Vergangenheit eingeholt, die noch vielen 
in Erinnerung ist: das Ahr-Hochwasser. In 
Mainz muss sie vor einem Untersuchungs-
ausschuss erklären, warum das rheinland-
pfälzische Umweltministerium, das sie 
seit Anfang dieses Jahres neben dem Fami-
lienministerium mitleitet, im Sommer da-
von sprach, es drohe kein Extremhoch-
wasser, als es bereits in Strömen regnete.

Dass ihr Ministerium keine Flut-War-
nung aussprach, könnte der Frau zum 

Verhängnis werden, die innerhalb von 
zehn Jahren bei den Grünen eine steile 
Karriere hingelegt hat. 2011 zog die 
Sprachtrainerin mit italienischen Wur-
zeln, die Politik, Philosophie und Psycho-
logie studiert hat, in den Mainzer Landtag 
ein. Nur fünf Jahre später leitete sie in 
ihrer ersten Ampelkoalition das Familien-
ministerium. Als Spitzenkandidatin der 
Grünen verdoppelte Spiegel im März die-

ses Jahres bei den Landtagswahlen den 
Stimmenanteil ihrer Partei. Jetzt folgte 
der Ritterschlag der vierfachen Mutter, 
die am 15. Dezember ihren 41. Geburtstag 
feiert, als Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend.

Dabei kann man auf ihren laxen Um-
gang in Sachen Integration gefasst sein, 
der ihr in Mainz schon im Mordfall Kan-
del viel Kritik eingebracht hat. Die links 
orientierte Spiegel, die als Landesministe-
rin eine viermonatige Babypause einlegte 
und ihre Tochter mit in den Bundesrat 
nahm, wird dabei als Erstes die im Koali-
tionsvertrag von den Grünen festgelegte 
Kindergrundsicherung durchsetzen wol-
len. Sollte sie als Ministerin scheitern, 
kann sich ihr Parteifreund Hofreiter 
schon die Hände reiben – und die Finger-
nägel lackieren. Denn der Quote halber 
muss er als Frau durchgehen. Die langen 
Haare dafür hat er ja schon.� H. Tews 

„Feminist Foreign Policy“ ist ihre Mission: Die designierte Außenministerin Annalena Baerbock� Foto: action press

In der Außenpolitik 
der Ampel werden 

Ziele und Aktivitäten 
auf den Kopf gestellt

Anne Spiegel� Foto: pa
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Grünes Familien-Oberhaupt

Vom Zweck zum Mittel

RICHARD DREXL

Der Koalitionsvertrag der Ampel-Partei-
en zieht eine Menge Kritik auf sich. FDP, 
Grüne und SPD servieren Konservati-
ven insbesondere mit Blick auf deren 
Pläne in der Gesellschaftspolitik, bei 
Fragen von Migration und Integration 
schwer verdauliche Kost. Die Wellen 
schlagen hoch, die Kritik geht ans Ein-
gemachte. Die geplante Möglichkeit, mit 
einer Versicherung an Eides statt die 
Identität von Zuwanderern klären zu 
können, öffne „Straftätern und Identi-
tätsverweigerern Tür und Tor“. So bei-
spielsweise der CSU-Bundestagsabge-
ordnete Michael Frieser in den „Nürn-
berger Nachrichten“ vom 29. November.

Bei einem Vertragswerk von 177 Sei-
ten ist jedoch anzunehmen, dass etab-
lierte Parteien darin nicht nur Schlech-
tigkeiten zu bieten haben. Das nach ei-
genem Bekunden „mehr Fortschritt 
wagende“ und selbst ernannte „Bündnis 
für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhal-
tigkeit“ setzt im Koalitionsvertrag denn 
auch einige überraschend positive Ak-
zente. Im Bereich der Außen- und Si-
cherheitspolitik gehört dazu die wieder-
holte Betonung des Ziels einer „strategi-
schen Souveränität der Europäischen 
Union“. Ein halbes Dutzend Mal taucht 
dieser Ausdruck auf, die EU soll als 
„starker Akteur in einer von Unsicher-
heit und Systemkonkurrenz geprägten 
Welt“ wahrgenommen werden. 

Erstaunliche Ziele
Wenn das keine neuen Zeichen am eu-
ropäischen Sternenhimmel sind? Wir 
erinnern uns: Der französische Präsi-
dent Emmanuel Macron forderte in den 
letzten Jahren wiederholt mehr eigen-
ständige Handlungsfähigkeit der EU. 
Allein US-Präsident Donald Trump gab 
dazu mehrfach Veranlassung. Die deut-
sche Kanzlerin hielt es nicht mal für nö-
tig, Macron zu antworten und überließ 
es Verteidigungsministerin Kramp-Kar-
renbauer, diesem eine harsche Absage 
zu erteilen. Dass die strategische Souve-
ränität der Europäer ein fernes Ziel auf 
einer kurvenreichen Hindernisbahn 
darstellt, liegt dabei auf der Hand. 

Wer hätte auch gedacht, dass bei 
grüner Beteiligung „das transatlantische 
Bündnis (als) zentraler Pfeiler und die 
NATO (als) unverzichtbarer Teil unse-
rer Sicherheit“ bezeichnet wird. Als 
noch erstaunlicher darf gelten, dass die 

kommende Koalition ein Nachfolgesys-
tem für das Kampfflugzeug Tornado be-
schaffen und gar „den Beschaffungs- 
und Zertifizierungsprozess mit Blick auf 
die nukleare Teilhabe Deutschlands (…) 
sachlich und gewissenhaft begleiten“ 
will. Nochmal: Die Grünen begleiten 
sachlich und gewissenhaft die Beschaf-
fung eines nuklearfähigen deutschen 
Waffensystems! Selbst die SPD-Linke 
um den Fraktionsvorsitzenden Rolf 
Mützenich haderte bekanntlich bislang 
mit der nuklearen Abschreckung – und 
dann das. Die gleichzeitige Betonung 
nuklearer Abrüstung ist nicht mehr als 
eine Beruhigungspille für linke Pazifis-
ten. Wer hätte sich noch vor ein paar 
Wochen bei diesen Beteiligten derartige 
Sätze vorstellen können? Kundige Beob-
achter reiben sich die Augen. 

Da fällt schon gar nicht mehr groß 
auf, dass im Koalitionsvertrag nun auch 
noch der Bundeswehr die Bewaffnung 
von Drohnen ermöglicht werden soll. 
Dies unter „verbindlichen und transpa-
renten Auflagen und unter Berücksichti-
gung von ethischen und sicherheitspoli-
tischen Aspekten“. Wohltönende Be-
gleitmusik, nachdem das Bundesministe-
rium der Verteidigung bereits seit Jahren 
entsprechende Auflagen festgeschrieben 
hat. Dass bewaffnete Drohnen den 
Schutz von Soldaten im Auslandseinsatz 
erhöhen können, ist Allgemeingut bei 
unparteiischen Fachleuten. Kampfdroh-
nen gehören heutzutage in das Inventar 
jeder halbwegs modernen Streitkraft, wie 
am Kaukasuskrieg zwischen Armenien 
und Aserbaidschan vor Jahresfrist zu be-
obachten war. Kritik sollte sich aber ins-
besondere daran entzünden, dass die 
SPD sich diese Einsichten erst mit dem 
gewonnenen Bundestagswahlkampf zu 
eigen machen konnte. Dem Wahlbürger 
wurde anderes suggeriert.

Diese Akzente sind überraschend, im 
Ergebnis sehr erfreulich. Dass nun selbst 
die Spitzen der Grünen den Einsatz ei-
nes Bundeswehrgenerals als Leiter des 
Corona-Krisenstabes beklatschen, passt 
ins neue Bild. Mal sehen, was die rote 
und grüne Parteibasis dazu sagt.

b Richard Drexl ist Oberst a.D. der 
Luftwaffe, Kommunalpolitiker (Freie 
Wähler) und Autor (mit Josef Kraus: 
„Nicht einmal bedingt abwehrbereit. Die 
Bundeswehr in der Krise“). Seit 2014 ist 
er Präsident des Bayerischen Soldaten-
bundes 1874 e.V.           www.m-vg.de
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Aufstand der 
Kino-Betreiber
Hamburg – Der HDF Kino e.V., die 
zentrale Interessensgemeinschaft der 
Kinobetreiber in Deutschland, hat 
jetzt die Ungleichbehandlung von Kul-
tur und Kino gegenüber der Gastrono-
mie und Hotellerie während der Pan-
demie kritisiert. „Wir benötigen end-
lich eine einheitliche Regelung hin-
sichtlich 2G in allen Bundesländern. 
Zudem stellt sich aus unserer Sicht 
eine 2G-Plus-Regel als ein Lockdown 
durch die Hintertür dar“, erklärt 
Christine Berg, Vorstandsvorsitzende 
des HDF Kino. Die Erfahrungen aus 
den letzten Monaten hätten gezeigt, 
dass die Testpflicht ein großes Hemm-
nis für die Besucher sei und ein erneu-
ter Lockdown für viele Kinos das end-
gültige Aus bedeuten könne. Außer-
dem hätten Auswertungen gezeigt, 
dass Kinos nicht Verbreitungsorte des 
Coronavirus seien.� tws

Das kulturelle 
Erbe des Iran 
Berlin – Erstmals steht in Berlin die 
Kulturgeschichte des Iran – von den 
frühen Hochkulturen bis zur Neu- 
zeit – im Mittelpunkt einer großen 
kunsthistorischen Übersichtsausstel-
lung. In der James-Simon-Galerie auf 
der Museumsinsel bezeugen vom  
4. Dezember bis 20. März rund  
360 Objekte aus der Sarikhani-Samm-
lung, London und den Sammlungen 
der Staatlichen Museen zu Berlin die 
herausragende Bedeutung des Iran als 
Impulsgeber, Schmelztiegel und kul-
tureller Schnittstelle zwischen Afrika, 
Asien und Europa. Die Ausstellung 
„Iran. Kunst und Kultur aus fünf Jahr-
tausenden“ ist eine Zeitreise durch 
das reiche kulturelle Erbe des Landes 
– von den Großreichen der Achämeni-
den und Sasaniden über die künstleri-
schen Meisterleistungen des 9. bis  
13. Jahrhunderts bis hin zur Glanzzeit 
der Safawiden.� tws

Vor über 20 Jahren löste auch in Deutsch-
land das erste Buch über den jungen Zau-
berlehrling Harry Potter unter Jugendli-
chen eine wahre Euphoriewelle aus. Nach 
Abschluss der siebenbändigen Romanrei-
he und deren Verfilmungen findet die Ge-
schichte auf der Bühne ihre Fortsetzung 
als deutschsprachige Musical-Version. 

Im Hamburger Mehr!-Theater kämpft 
jetzt der wohl berühmteste Zauberschüler 
der Welt um den Sieg – diesmal jedoch 
nicht etwa über die dunklen Mächte, son-
dern über das Coronavirus. Gleich drei-
mal musste die anfangs im Frühjahr 2020 
geplante Premiere wegen behördlicher 
Auflagen abgesagt werden. Am Ende dau-
erte es knapp 19 Monate, bis im Mehr!-
Theater die Proben wieder aufgenommen 
werden konnten. Trotz der langen Warte-
zeit steht am Ende nahezu die komplette 
Originalbesetzung erneut auf der Bühne.

Natürlich gibt es auch ein Wiederse-
hen mit allen bekannten Romanfiguren. 

Nur sind sie inzwischen gealtert. Harry ist 
jetzt ein erwachsener Mann von 37 Jah-
ren, hat Rons Schwester Ginny geheiratet 
und ist gestresst vom Job im Zaubereimi-
nisterium. Das wahre Problem aber ist ein 

anderes: Harrys Sohn Albus hadert mit 
dem Erbe seiner Familie, stiehlt einen 
Zeitumkehrer, erlebt die Abenteuer seiner 
Eltern rund um die Zaubererschule Hog-
warts und richtet dabei großes Chaos an. 

Der lang umkämpfte Frieden des Landes 
ist in Gefahr, doch mithilfe dunkler Zau-
berkünste verbindet sich die Hoffnung, 
dass sich alles zum Guten wendet.

Das Musical „Harry Potter und das 
verwunschene Kind“ wurde 2016 am Lon-
doner Westend uraufgeführt und spielt 
seitdem – nur durch die Pandemie unter-
brochen – vor ausverkauftem Haus. Darü-
ber hinaus hat es Ableger auch in New 
York, San Francisco und Melbourne ge-
funden. Wie schon im englischsprachigen 
Raum soll es auch in Hamburg in zwei 
Teilen aufgeführt werden. Zuschauer kön-
nen beide Vorstellungen entweder am sel-
ben Abend oder an zwei aufeinanderfol-
genden Tagen besuchen. 

Die Darsteller sind dabei selbst zu 
Hexenkünstlern geworden. Für ihren 
spektakulären Hokuspokus haben sie ex-
tra Zauberkurse belegt. Zusätzliche Licht- 
und Klangeffekte machen die Illusion per-
fekt. „In der Show wird geschauspielert, 

gezaubert, getanzt, geflogen – so viele Ele-
mente funktionieren nur, wenn alles per-
fekt aufeinander abgestimmt ist“, sagt der 
Produzent der ersten nicht-englischspra-
chigen Inszenierung des Schauspiels, 
Maik Klokow. 

42 Millionen Euro hat der Produzent 
investiert, um in Hamburg das Musical 
aufführen zu können. Um einen Gewinn 
einzuspielen, muss die Show drei Jahre 
lang laufen. „Wir werden Rekorde bre-
chen“, ist sich Klokow sicher. Mit mehr als 
300.000 bereits vor der Premiere ver-
kauften Tickets stehen die Zeichen nicht 
schlecht. Wenn bloß nicht ein weiterer 
Lockdown dazwischenkommt, denn die-
sen würde selbst Harry Potter nicht hin-
wegzaubern können.� Andreas Guballa

b Eintrittskarten ab 49,95 Euro pro Musi-
cal-Teil und ab 99,90 Euro für beide Teile 
in ausgewählten Vorverkaufsstellen sowie 
unter www.harry-potter-theater.de

MUSICAL

Harry Potters Zauberlehrling
Die Romanidole der Millennium-Jugend zaubern auf der Bühne – Die eigene Jugend konnten sie sich nicht zurückzaubern

Ein Teenageridol im gereiften Alter: Harry Potter, gespielt von Markus Schöttl

VON BODO BOST

E in niederländisches Gericht hat 
nach sechs Jahren Rechtsstreit 
die Rückgabe von archäologi-
schen Schätzen der Krim an die 

Ukraine angeordnet. Kurz bevor Russland 
die Halbinsel im Jahr 2014 annektiert hat-
te, hatten vier Museen auf der damals 
noch unter ukrainischer Kontrolle ste-
henden Krim die Sammlung des berühm-
ten Skythen-Goldes für eine Sonderaus-
stellung nach Amsterdam ausgeliehen.

Ein Amsterdamer Berufungsgericht 
hat das Allard Pierson Museum jetzt dazu 
verurteilt, die „Krim-Schätze“ an den uk-
rainischen Staat zu übergeben. „Obwohl 
die Museumsstücke auf der Krim entstan-
den sind und in dieser Hinsicht als Teil 
des Erbes der Krim angesehen werden 
können, gehören sie zum kulturellen Erbe 
des ukrainischen Staates, da dieser seit 
1991 als unabhängiger Staat existiert“, 
entschied das Gericht.

Der ukrainische Präsident Wladimir 
Selenskij begrüßte einen „lang erwarteten 
Sieg“. Auf Twitter erklärte der Staatschef, 
er sei „dankbar“ für die „gerechte Ent-
scheidung“. „Nach dem ‚Skythen-Gold‘ 
werden wir die Krim zurückbekommen“, 
versprach er.

Die vier Krim-Museen, denen die 
Schätze eigentlich gehören, sind jedoch 
„sehr traurig“, so der sie vertretende 
Rechtsanwalt Rob Meijer. Diese Schätze 
„gehörten nie zu den Museen in Kiew“ 
und „müssen auf die Krim zurückgebracht 
werden“, meinte er. Die russischen Sena-
toren Wladimir Dschabarow und Andrej 
Klischas bedauerten das Urteil ebenfalls 
und warnten, dass Russland diese „vor-
eingenommene Entscheidung“ nicht „un-
beantwortet“ lassen werde. Kreml-Spre-
cher Dmitri Peskow lehnte es jedoch ab, 
sich offiziell zu dem Urteil zu äußern, ob-
wohl er im September betont hatte, dass 
die russischen Behörden „es natürlich be-
grüßen würden, wenn die Sammlung in 
ihre Heimat zurückkehrte“.

Im November 2014 hatten vier Krim-
Museen eine gemeinsame Klage einge-
reicht, um das nach dem niederländischen 

Theologen und Kunsthistoriker Allard 
Pierson benannte archäologische Muse-
um der Universität Amsterdam zur Rück-
gabe der Werke an sie zu zwingen. Die 
Sammlung war für die Ausstellung „Krim: 
Gold und Geheimnisse des Schwarzen 
Meeres“ nach international üblichen Ver-
trägen ausgeliehen worden. Bereits im 
Jahr 2016 hatte ein niederländisches Ge-
richt entschieden, dass diese archäologi-
schen Schätze an die Ukraine zurückgege-
ben werden sollten, mit der Begründung, 
dass die Krim nicht als autonomer Staat 
betrachtet werde.

Museen „in der Zwickmühle“
Die Krim-Museen hatten gegen das Urteil 
Berufung eingelegt und argumentiert, das 
Gold gehöre der Region. Im Jahr 2019 hat-
te das Amsterdamer Berufungsgericht be-
tont, dass es mehr Zeit für seine Entschei-

dung benötige. In der Zwischenzeit waren 
die Schätze vom Allard Pierson Museum 
an einem „sicheren Ort“ aufbewahrt wor-
den. Die reichhaltige Sammlung von Arte-
fakten aus dem zweiten Jahrhundert  
n. Chr. bis zum frühen Mittelalter wurde 
dem Museum weniger als einen Monat 
vor der Besetzung der Krim durch Russ-
land zur Verfügung gestellt.

Hin- und hergerissen zwischen der 
Ukraine und der Krim, die beide die Rück-
gabe der Objekte forderten, habe sich das 
Allard-Pierson-Museum „in einer Zwick-
mühle“ befunden, urteilte das niederlän-
dische Gericht 2016. Die Entscheidung 
hatte Moskau verärgert und den damali-
gen ukrainischen Präsidenten Petro Poro-
schenko erfreut. Ihm zufolge bedeutete 
die Entscheidung, dass „nicht nur das sky-
thische Gold ukrainisch ist, sondern auch 
die Krim ukrainisch ist“.

Es war daher Sache des Amsterdamer 
Appellationsgerichts, darüber zu ent-
scheiden. Da der Fall offenbar weder un-
ter niederländisches oder europäisches 
Recht fällt noch mit dem Welterbe im Sin-
ne der UNESCO in Zusammenhang stehe, 
geht es nun darum, „zu entscheiden, wer 
die stärkeren Rechte hat“, so das Gericht. 
Andrej Malgin, Direktor des Tavrida-Mu-
seums in Simferopol, eine der vier Krim-
Institutionen, welche die Klage ange-
strengt hatten, beschuldigte das nieder-
ländische Gericht, den Fall in die Länge zu 
ziehen. 

„Wir bergen nicht nur Museumsstü-
cke“, sondern auch „Relikte unserer tau-
sendjährigen Geschichte“, kommentierte 
dagegen der Leiter der ukrainischen Dip-
lomatie, Dmytro Kuleba, in einem Video. 
Der Prozess sei für Russland eine schwere 
Niederlage.
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Raubkunst aus russischer Sicht? Das Skythen-Gold in der Ausstellung im Amsterdamer Allard Pierson Museum� Foto: imago/epd

Politkrimi um den Krim-Schatz
Ein niederländisches Gericht entschied im Streit zwischen Russland und der Ukraine um das Skythen-Gold
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Als der größte Teil Ex-Deutsch-Ostafrikas unabhängig wurde
Vor 60 Jahren entließen die Briten Tanganjika in die Unabhängigkeit – Heute gehört es zu Tansania

Deutsch-Ostafrika grenzte an die Kolo-
nialreiche Großbritanniens, Belgiens 
und Portugals. Die drei europäischen 
Mächte gehörten zu den Siegermächten 
des Ersten Weltkrieges. So lag es nahe, 
dass alle drei ihre Grenzen arrondieren 
konnten, als das Deutsche Reich im Ver-
sailler Diktat mit seinen anderen Kolo-
nien auch Deutsch-Ostafrika verlor. Bel-
gien erhielt vom Völkerbund, dem Vor-
läufer der Vereinten Nationen, die an 
Belgisch-Kongo angrenzenden Gebiete 
Burundi und Ruanda. Und Portugal er-
hielt als Kriegsentschädigung das an Por-
tugiesisch-Ostafrika angrenzende 
395  Quadratkilometer große Kionga-

Dreieck. Den ganzen großen Rest erhielt 
Großbritannien.

Es stellte sich die Frage nach der Be-
nennung. „Deutsch-Ostafrika“ kam we-
gen der neuen Besitzverhältnisse ebenso 
wenig in Frage wie die Entsprechung „Bri-
tisch-Ostafrika“, denn so hieß bereits eine 
nördlich angrenzende Kolonie. Englands 
damaliger Kolonialminister Alfred Milner 
wünschte sich einen einheimisch klingen-
den Namen mit Lokalbezug. Da das Ge-
biet im Westen an den Tanganjikasee 
grenzt, entschied er sich für „Tanganyika 
Territory“. Gut vier Jahrzehnte übten die 
Briten dort die Herrschaft aus, also länger 
als die Deutschen. 

Im sogenannten Afrika-Jahr 1960 lie-
ßen die Kolonialherren auch in Tanganji-
ka eine beschränkte Selbstregierung zu. 
Aus Parlamentswahlen ging die Tanga-
nyika African National Union (TANU) 
als Sieger hervor. Deren Parteichef Julius 
K. Nyerere wurde Ministerpräsident. An-
fänglich stand der Afrikaner allerdings 
nur an der Regierungsspitze eines auto-
nomen Gebiets. In die Unabhängigkeit 
entlassen wurde Tanganjika dann vor 
60 Jahren, am 9. Dezember 1961, im Rah-
men eines Festaktes, an dem als Vertre-
ter der Queen deren Ehemann teilnahm.

Ein halbes Jahr später wurde die heu-
te nicht mehr bestehende Republik Tan-

ganijka gegründet. Aus den noch im sel-
ben Jahr durchgeführten Präsident-
schaftswahlen ging der bisherige Minis-
terpräsident Nyerere als Sieger hervor.

Vor der Küste Tanganjikas liegt die 
Insel Sansibar. Sansibar erlangte 1963 die 
Unabhängigkeit. Im Gegensatz zum 
Festland löste auf der Insel jedoch nicht 
eine schwarzafrikanische, sondern eine 
arabischstämmige Führung die briti-
schen Kolonialherren ab. Das änderte 
indes 1964 eine Revolution. Aus dem Sul-
tanat wurde eine Volksrepublik. Nun 
herrschten auch auf der Insel schwarz-
afrikanische Anhänger eines Afrikani-
schen Sozialismus. Das waren gute Vor-

aussetzungen für eine Vereinigung der 
beiden Staaten. Noch im Jahre der sansi-
barischen Revolution schlossen sich die 
beiden zur Vereinigten Republik von 
Tanganjika und Sansibar zusammen. 
Und ebenfalls noch 1964 erhielt der neue 
Staat seinen heute noch gültigen Namen 
„Vereinigte Republik Tansania“. „Tansa-
nia“ ist ein Kunstwort, zusammenge-
setzt aus Teilen von „Tanganjika“ und 
„Sansibar“ sowie „Azania“, einem be-
reits in der Antike verwendeten Begriff 
für einen ostafrikanischen Küstenab-
schnitt unter Einschluss der Küste Tan-
ganjikas beziehungsweise Tansanias.�  
� Manuel Ruoff

VON BODO BOST 

B ereits vor ihrer offiziellen Er-
öffnung hatte Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier bei 
seinem Tschecheibesuch vom 

25. bis 27. August die Möglichkeit erhal-
ten, einen Blick in die Schau „Unsere 
Deutschen“ im Stadtmuseum in Aussig 
an der Elbe [Usti nad Labem] zu werfen. 
Am 17. dieses Monats wurde sie nun vom 
tschechischen Kulturminister Lubomir 
Zaoralek und dem sächsischen Minister-
präsidenten Michael Kretschmer offiziell 
eröffnet. Der Titel der ersten an die nach 
dem Zweiten Weltkrieg vertriebenen 
Deutschböhmen erinnernden Daueraus-
stellung in Tschechien bezieht sich auf 
den ersten Präsidenten der Tschechoslo-
wakei, Tomas Masaryk, der 1918 die 
Deutschböhmen als „unsere Deutschen“ 
bezeichnet hatte. 

Jahrhundertelang hatten die Deutsch-
böhmen zum Habsburgerreich gehört. 
Ab 1918 waren sie Staatsbürger der 
Tschechoslowakei, in der sie ein Viertel 
der Bevölkerung stellten. Ihre Parteien 
saßen im Prager Parlament und stellten 
Minister in Koalitionsregierungen. Als 
sie 1945 aus ihrer mehr als tausendjähri-
gen Heimat vertrieben wurden, waren 
sie tschechoslowakische Staatsbürger. 
Diese Staatsbürgerschaft haben sie und 
ihre Nachkommen auch nach der Samte-
nen Revolution von 1989 nicht wieder 
zurückerhalten.

15 Jahre Vorbereitung
Eineinhalb Jahrzehnte hat die Vorberei-
tung der Ausstellung in Aussig gedauert, 
so vermint ist das Feld bis heute. Rund 
ein Dreivierteljahrhundert nach der Ver-
treibung der Deutschböhmen und mehr 
als drei Jahrzehnte nach dem Ende des 

kommunistischen Regimes hat sich der 
tschechische Blick auf die gemeinsame 
Geschichte gewandelt. 

Komplizierte Konstruktion
Es bedurfte eines Tricks, der Gründung 
des „Collegium Bohemicum“ als einen 
gemeinnützigen Trägerverein, dem sich 
die Stadt Aussig und die dortige Univer-
sität, die Gesellschaft für Geschichte der 
Deutschen in Böhmen sowie das Kultur-
ministerium der Tschechischen Republik 
anschlossen. Finanziert wurde das um-
gerechnet rund zwei Millionen Euro teu-
re Projekt unter anderem vom tschechi-
schen Kulturministerium und dem 
Deutsch-Tschechischen Zukunftsfonds.

Das Konzept der Ausstellung hat ein 
Team aus tschechischen, bundesdeut-
schen und österreichischen Historikern 
erarbeitet. Die Eröffnung des Museums 
war ein historisches Ereignis, weil sich 

Tschechien erstmals offiziell seiner 
deutschböhmischen Vergangenheit ge-
stellt hat. Seit den Vertreibungen nach 
1945 war dieses Thema tabu gewesen.

Auf mehr als 1500 Quadratmetern, in 
20  Räumen werden Kultur und Leben 
der einstigen deutschen Bevölkerung 
Böhmens und Mährens über acht Jahr-
hunderte hinweg – vom böhmischen Kö-
nig und römisch-deutschen Kaiser 
Karl IV. bis hin zum 20. Jahrhundert – in 
animierter Form präsentiert. Unter den 
mehr als 500 Exponaten gibt es Urkun-
den, Briefe und handschriftliche Origi-
nale, unter anderem ein Bewerbungs-
schreiben von Franz Kafka auf Deutsch 
und Tschechisch. Es war seine Bewer-
bung um eine Stelle bei der „Arbeiter-
Unfall-Versicherungs-Anstalt für das Kö-
nigreich Böhmen“, für die er ab 1908 ge-
arbeitet hat. Zu sehen ist auch eines der 
auffallend langen Motorräder der Marke 

Böhmerland des deutschböhmischen 
Mechanikers Albin Hugo Liebisch (siehe 
PAZ-Ausgabe vom 22. Oktober, S. 21).

Den Begrifflichkeiten ist ein eigener 
Teil der Ausstellung gewidmet – darun-
ter die Diskussion, ob es nach 1945 zu 
einer „Vertreibung“ oder einem „Ab-
schub“ der Deutschen kam. Das ist bis 
heute ein Streitpunkt. Ein Drittel der 
ehemals deutschböhmischen Dörfer 
wurde nach der Vertreibung der Einwoh-
ner nach 1945 nicht mehr besiedelt, weil 
es an Siedlungswilligen und Bevölke-
rungsmasse fehlte. Von der Entvölke-
rung zeugen bis heute Siedlungsruinen 
im Erzgebirge und im Böhmerwald. Auch 
sie sind Gegenstand der Ausstellung.

Diskussion über Begriffe
Diese Entvölkerung war auch ein Grund 
für den wirtschaftlichen Niedergang der 
einst wirtschaftlich hochentwickelten 
deutschböhmischen Gebiete. Die 
Schichtwerke in Aussig gehörten in den 
1930er Jahren zu den weltweit größten 
Herstellern von Drogeriewaren und Kos-
metikartikeln. Obwohl die Schichtwerke 
zum britischen Konzern Unilever gehör-
ten, wurden sie 1945 enteignet. Damit be-
gann der Niedergang. Dieser Niedergang 
geht bis heute weiter. Er ist auch der 
Grund der immer noch vorhandenen 
antideutschen Stimmungen in Tschechi-
en am äußersten sowohl rechten als auch 
linken Rand des politischen Spektrums. 
Beide Richtungen sind in den deutsch-
böhmischen Regionen, die heute immer 
noch als abgehängt gelten, besonders 
stark. Die Region Aussig gehört dazu. 
Deshalb ist die Ausstellung über die Ge-
schichte der Deutschböhmen auch eine 
aktuelle Schau für die heutigen Einwoh-
ner, die ihnen erklärt, warum sich Ver-
treibungen weder in der Vergangenheit 
noch heute lohnen. Vertreibungen aus 
Gründen von Rache sind ein zweiseitiges 
Schwert.

20 Räume mit 1500 Quadratmetern
Der Ausstellungsort Aussig ist ein ge-
schichtsträchtiger Ort. Dort kam es am 
31. Juli 1945 nach einer von tschechischen 
Provokateuren verübten Explosion in der 
vormaligen Zuckerfabrik im Stadtteil 
Schönpriesen zu einem schrecklichen 
Massaker. Bei den Ausschreitungen in der 
Innenstadt und auf einer der Elbbrücken, 
von der deutsche Zivilisten in die Elbe ge-
worfen wurden, starben nach Schätzun-
gen tschechischer Historiker 40 bis 
100 Menschen. Die deutschen Schätzun-
gen liegen bei einem Vielfachen. 

„UNSERE DEUTSCHEN“

Premiere in Aussig
Erstmals erinnert in Tschechien eine Dauerausstellung an die nach dem Zweiten Weltkrieg vertriebenen Deutschböhmen
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Im Stadtmuseum von Aussig vor einem Motorrad der Marke Böhmerland: Der Direktor des Collegium Bohemicum, Petr Koura (r.), führt Bundespräsident Frank-Walter Steinmei-
er samt Ehefrau Elke Büdenbender (l.) sowie den tschechischen Außenminister Jakub Kulhanek (3.v.r.) durch die offiziell noch nicht eröffnete Ausstellung „Unsere Deutschen“
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FLUCHT AUS DER DDR

Durchbruch 
mit der 

Dampflok
Es war eine der spektakulärsten Fluch-
ten aus der DDR in die Bundesrepub-
lik: Am Abend des 5.  Dezember 1961 
durchfuhr ein Personenzug die letzte 
Station Albrechtshof ohne Halt, be-
schleunigte weiter und durchbrach die 
Grenze nach Westberlin in Richtung 
Spandau. Harry Deterling, der die 
Dampflok steuerte und vom Heizer 
Hartmut Lichy unterstützt wurde, 
hatte das Ganze geplant. 

Die Vorgeschichte: Bedrückt durch 
die Verhältnisse in der DDR, hatte sich 
der Lokführer Deterling geweigert, die 
geforderte Zustimmung zur Grenz-
schließung vom 13. August zu bekun-
den. Ihm drohte eine Strafversetzung 
in ein Ziegelwerk. Ende November er-
fuhr er, dass eine für den Interzonen-
zug Hamburg-Berlin genutzte Strecke 
in den nächsten Tagen endgültig ge-
kappt und der entsprechende Verkehr 
anderweitig abgewickelt werden soll-
te. Noch waren die Gleise über die 
Grenze allerdings in Betrieb und ledig-
lich durch ein Eisentor und Stachel-
draht abgesperrt. 

Deterling beschloss, die Gelegen-
heit zu nutzen. Unter der Vorgabe, zur 
Einsicht gelangt zu sein, meldete er 
sich zu Wiedergutmachungs-Sonder-
schichten und wurde tatsächlich mit 
seiner Ersatz-S-Bahn auf dem für ihn 
relevanten Abschnitt eingesetzt.

Seine Frau, seine vier Kinder, Ver-
wandte und weitere Eingeweihte be-
fanden sich in dem Zug, der den ei-
gentlich vorgeschriebenen Endhalt 
ignorierte. Die Notbremsen waren so 
manipuliert, dass weder der Zugführer 
noch NVA-Soldaten und ein Polizist, 

die an der vorletzten Station zugestie-
gen waren, etwas ausrichten konnten. 
Von den überraschten Grenzern wur-
den Lok und Waggons beschossen, die 
Passagiere legten sich auf den Boden, 
Lokführer und Heizer verschanzten 
sich im Tender. Zu Schaden kam nie-
mand. Um 20.45 Uhr brachte Deter-
ling den Zug vor dem Einfahrtssignal 
Spandau-West zum Stehen. 25 Perso-
nen war die Flucht in die Freiheit ge-
glückt. Einige unbeteiligte Fahrgäste, 
Zugführer, Soldaten und der Polizist 
gingen in die DDR zurück. 

Bereits am Morgen des Folgetags 
wurden die Schienen der Fluchtstrecke 
demontiert. Auf Transitstrecken baute 
man Entgleisungsweichen ein. Nie wie-
der durchbrach ein Zug die Grenze.

Noch lange bedrohte die Stasi die 
Familie Deterling, die in die Bundesre-
publik ausgeflogen wurde. So war etwa 
geplant, eines der Kinder zu entführen. 
Deterling wurde durch die DDR-Justiz 
in Abwesenheit zu 13 Jahren Zuchthaus 
verurteilt. Die Familie lebte schließlich 
abgeschirmt in Süddeutschland.

Der Journalist Bodo Müller hat die 
Ereignisse in einem Kapitel seines 
2000 erstmals aufgelegten Buchs 
„Faszination Freiheit“ anschaulich ge-
schildert. Schon 1963 war die Flucht 
Grundlage des Spielfilms „Durch-
bruch Lok 234“. � Erik Lommatzsch
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Harry Deterling 2000� Foto: pa

VON WOLFGANG KAUFMANN

D er gegenwärtige Zustand auf 
der Grünen Insel, die Spal-
tung in ein unabhängiges 
Südirland und ein zu Groß-

britannien gehörendes Nordirland, wird 
100 Jahre alt. Mit dem am 6. Dezember 
1921 von Premierminister David Lloyd 
George, Kolonialminister Winston Chur-
chill und anderen Vertretern der briti-
schen Regierung sowie den Generalbe-
vollmächtigten der Irischen Republik um 
Arthur Griffith und Michael Collins un-
terzeichneten Anglo-Irischen Vertrag 
wurde Südirland in die Unabhängigkeit 
entlassen, während Nordirland bei Groß-
britannien verblieb. 

Bereits vor der Entlassung Südirlands 
in die Unabhängigkeit hatte Großbritan-
nien das Land gespalten. So sah der Go-
vernment of Ireland Act, den das briti-
sche Parlament am 23.  Dezember 1920 
verabschiedete und der am 3. Mai 1921 in 
Kraft trat, vor, dass der nördliche und der 
südliche Landesteil jeweils eigenständige 
Regierungen unter der Oberherrschaft 
des britischen Empire erhalten. 

Die Teilung in einen nördlichen und 
einen südlichen Teil resultierte aus dem 
Bestreben Londons, sowohl den vor al-
lem im Südteil immer lauter geäußerten 
Forderungen der irischen Nationalisten 
nach Eigenständigkeit als auch dem Wil-
len der im Nordteil die Mehrheit bilden-
den Unionisten, bei Großbritannien zu 
verbleiben, Rechnung zu tragen. 

Statut von Westminster 1931
Das Gesetz gewährte dem Süden jedoch 
zu wenige Rechte, als dass auf seiner Ba-
sis der seit 1919 tobende Irische Unab-
hängigkeitskrieg hätte beendet werden 
können. Während des Osteraufstandes 
1916 hatten die nationalistischen Rebel-
len der Sinn Féin bereits eine Irische Re-
publik ausgerufen, und am 21.  Januar 
1919 hatte das von London als illegal an-
gesehene Parlament der Irischen Repub-
lik die Unabhängigkeit von Großbritan-
nien proklamiert. Dahinter wollten die 
irischen Nationalisten nicht mehr zu-
rück. 

Wenn dem Government of Ireland 
Act auch kein Erfolg beschieden war, so 
endete der Irische Unabhängigkeitskrieg 
zwischen der Irisch-Republikanischen 
Armee (IRA) und den britischen Sicher-
heitskräften trotzdem noch in dem Jahr, 

in dem das Gesetz in Kraft trat. Am 11. Ju-
li 1921 schlossen beide Seiten einen Waf-
fenstillstand (siehe PAZ-Ausgabe vom 
2. Juli, S. 11). Die britische Seite war we-
gen ihrer zunehmend brutaler werden-
den Vorgehensweise international in die 
Kritik geraten. Und die irischen Republi-
kaner befürchteten ein Ausbluten der in 
Guerilla-Manier agierenden Irisch-Repu-
blikanischen Armee angesichts der Über-
macht des Gegners. Die IRA stand kurz 
vor der Zerschlagung durch die briti-
schen Sicherheitskräfte. 

Republic of Ireland Act 1949
Der Waffenruhe folgten Friedensgesprä-
che, die am Nikolaustag des Jahres 1921 
in den Anglo-Irischen Vertrag mündeten. 
Das Übereinkommen sah Folgendes vor: 
Der nunmehr zu bildende Irische Frei-
staat sollte den Status eines Herrschafts-
gebietes mit eigenständiger Regierung 
innerhalb des Britischen Empire nach 
dem Vorbild von Kanada, Neufundland, 
Australien, Neuseeland und Südafrika er-
langen, aber weiterhin formell der briti-
schen Krone unterstehen. Ebenso behielt 
das Vereinigte Königreich die Kontrolle 
über die drei großen irischen Tiefwasser- 
beziehungsweise Vertragshäfen Bereha-
ven, Queenstown und Lough Swilly. Au-
ßerdem wurde vereinbart, dass Nordir-
land die Möglichkeit erhält, binnen eines 
Monats aus dem Freistaat auszutreten, 
was es dann auch tat. 

Bedenkt man, dass die IRA kurz vor 
der Zerschlagung stand, waren die Briten 
der irischen Seite in dem Vertrag weit 
entgegengekommen. Allerdings waren 
auf der Seite der irischen Republikaner 
nicht alle bereit, eine Spaltung Irlands, 
ein Fortbestehen der konstitutionellen 
Abhängigkeit vom englischen Königs-
haus sowie Einschränkungen der Ho-
heitsrechte hinzunehmen. Der Streit zwi-

schen Unterstützern und Gegnern der 
Übereinkunft mit den Briten wurde er-
bittert geführt und mündete im Juni 1922 
im Irischen Bürgerkrieg. Diese blutige 
Auseinandersetzung endete im Mai 1923 
mit dem Sieg der Vertragsbefürworter.

Die volle gesetzgeberische Unabhän-
gigkeit von Großbritannien erhielt der 
Irische Freistaat mit dem am 11. Dezem-
ber 1931 durch das britische Parlament 
erlassenen Statut von Westminster. Am 
29. Dezember 1937 trat eine Verfassungs-
änderung in Kraft, durch die der Name 
des Staates in „Irland“ geändert wurde. 
Das war als Vorstufe für ein geeintes Ir-
land gedacht, dem auch die sechs Graf-
schaften im Norden angehören sollten. 

Karfreitagsabkommen 1998
Mit dem Republic of Ireland Act schied 
der Staat am 18. April 1949 aus dem Com-
monwealth aus. Damit war die totale Lö-
sung der Bande zum britischen Monar-
chen abgeschlossen.

Dahingegen blieb Nordirland bei 
Großbritannien. Das stieß nicht nur im 
Südteil der Insel auf Ablehnung. Daraus 
resultierte der ab 1969 immer stärker es-
kalierende Nordirlandkonflikt, in dem 
sich probritische Loyalisten und Verfech-
ter einer irischen Wiedervereinigung ge-
genüberstanden. Dieser politische Kon-

flikt ist zusätzlich religiös aufgeladen, da 
Erstere in der Regel Protestanten und 
Letztere meist Katholiken sind. 

Zu einer spürbaren Deeskalation 
führte das Karfreitagsabkommen vom 
10. April 1998. Gegen humanitäre Zuge-
ständnisse verzichtete Südirland darin 
auf seine Forderung nach einer Wieder-
vereinigung mit dem Norden. Allerdings 
wird die Möglichkeit zu einer Wiederver-
einigung offengelassen, wenn denn die 
Mehrheit der Nordiren sich dafür aus-
spricht.

Brexit 2020
Ab 1973 waren Südirland und Großbri-
tannien zudem Partner in der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft bezie-
hungsweise Union. Das änderte sich al-
lerdings mit dem Brexit. Beim vorausge-
gangenen Referendum vom 23. Juni 2016 
stimmten 55,8 Prozent der Nordiren für 
den Verbleib in der EU – nicht zuletzt, 
um zu verhindern, dass die innerirische 
Grenze zu einer harten EU-Außengrenze 
mit permanenten Zollkontrollen und 
dergleichen wird. Durch das Protokoll zu 
Irland und Nordirland, das zu Beginn die-
ses Jahres in Kraft trat, soll ebendies ver-
hindert werden. 

Inwieweit dies auf Dauer gelingt, 
muss die Zukunft weisen. Wenn Großbri-
tannien an seine große Tradition des 
Freihandels anknüpft, die Europäische 
Union hingegen angesichts von Energie-
wende und Überregulierung an Wettbe-
werbsfähigkeit verliert und darauf nach 
französischem Vorbild mit protektionis-
tischen Maßnahmen wie Schutzzöllen 
und anderen Handelshemmnissen re-
agiert oder umgekehrt Großbritannien 
sich gezwungen sieht, sich durch ein 
Hochziehen der Grenzen vor Migranten 
aus der EU zu schützen, könnte das 
schwierig werden.

Der Anglo-Irische Vertrag wird Im Kabinettssaal von Downing Street Nr. 10 verhandelt: Zeichnung von Steven Spurrier in „The Illustrated London News“ vom 5. November 1921

IRLAND

Ein Jahrhundert 
Unabhängigkeit und Spaltung
Am Nikolaustag des Jahres 1921 unterzeichneten die Parteien des Irischen 

Unabhängigkeitskrieges in London den Anglo-Irischen Vertrag

So wie die 
innerostpreußischen 

ist auch die 
innerirische zur EU-

Außengrenze 
geworden
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VON WOLFGANG KAUFMANN

D er anatomisch moderne 
Mensch (Homo sapiens) exis-
tiert seit mindestens 300.000 
Jahren und wäre in der An-

fangsphase seiner Entwicklung mehrmals 
um ein Haar ausgestorben – vor allem 
während längerer Kältephasen. Mögli-
cherweise lebten streckenweise nur weni-
ge hundert Vertreter unserer Spezies auf 
der Erde. Darauf deutet der sogenannte 
„Genetische Flaschenhals“ hin, welcher 
für die erstaunlich geringe genetische 
Vielfalt des Menschen steht. 

Seit rund 40.000 Jahren kennt die Be-
völkerungskurve dann freilich nur noch 
eine Richtung, nämlich nach oben. Zur 
Zeit von Christi Geburt umfasste die 
Menschheit wohl bereits um die 300 Mil-
lionen Exemplare, zwischen 1800 und 
1850 wurde die Schwelle von einer Milli-
arde überschritten. Dem bisherigen kon-
tinuierlichen, aber langsamen Wachstum 
folgte ein nachgerade explosionsartiger 
Anstieg seit der Mitte des 20. Jahrhun-
derts: Zwischen 1940 und 2010 kam es zu 
einer Verdreifachung der Erdbevölkerung 
von 2,26 auf 6,96 Milliarden. Und nun-
mehr leben schon rund 7,8 Milliarden 
Menschen auf der Erde.

Angesichts des damaligen Geburten-
überschusses sagte der englische Natio-
nalökonom Thomas Robert Malthus 1798 
katastrophale globale Hungersnöte vor-
aus, weil die Nahrungsmittelproduktion 
künftig nicht mehr mit dem Bevölke-
rungswachstum Schritt halten könne. 
Doch damit lag er falsch. Zwar traten tat-
sächlich immer wieder schwere lokale 
Versorgungskrisen durch Missernten, 
Kriege und politische Fehlentscheidun-
gen auf, wie in Indien (1866, 1876–1878 
und 1943/44) oder China (1876–1879, 
1896/97, 1928/29 und 1959–1961) mit mög-
licherweise über hundert Millionen To-
ten. Dennoch kam es deswegen zu keinem 
Stopp der deutlichen Zunahme der Ge-
samtbevölkerung auf unserem Planeten 
infolge eines globalen Mangels an Nah-
rungsmitteln.

Horrorszenario blieb aus
Die sich rasant vermehrende Menschheit 
tappte also nicht in die „Malthusianische 
Falle“, obwohl sie viel Agrarland durch 
Übernutzung oder Überweidung veröden 
ließ und auch sonst nur wenig schonend 
mit den natürlichen Ressourcen umging. 
Dieser Erfolg wird zumeist auf massive 
Ertragssteigerungen in der Landwirt-
schaft zurückgeführt. Als deren Ursache 
wiederum gelten vor allem eine effektive-
re Arbeitsteilung, innovative Anbau- und 
Haltungsmethoden sowie deutliche Ver-
besserungen bei der Bekämpfung von 
Schädlingen beziehungsweise beim Tier- 
und Pflanzenschutz. 

Aber das ist nur die eine Seite der Me-
daille. Mindestens genauso positive Ef-

fekte zeitigte die mittelalterliche Klimaer-
wärmung zwischen etwa 900 und 1400, 
als es noch keine Technisierung in der 
Landwirtschaft gab. Die Warmphase sorg-
te nicht nur für höhere Erträge an tradi-
tionellen Standorten, sondern auch für 
eine lange nachwirkende Ausweitung der 
nutzbaren Bodenfläche.

Und dann wäre da noch das Kohlendi-
oxid (CO₂), welches angeblich für die ak-
tuelle „Erderhitzung“ verantwortlich ist 
– ganz egal, ob es nun aus natürlichen 
Quellen stammt oder vom Menschen 
durch die Verbrennung fossiler Energie-
träger freigesetzt wird. Der CO₂-Anteil in 
der Atmosphäre soll seit Beginn der In-
dustrialisierung um 1750 von rund 280 
ppm (parts per million oder Teile pro Mil-
lion) auf jetzt deutlich über 400 ppm ge-
stiegen sein, wobei die Zunahme seit 
2000 von den Klimaforschern auf zwei bis 
zweieinhalb ppm pro Jahr geschätzt wird. 
Pflanzen benötigen CO₂ für die Photosyn-

these, bei der mit Hilfe von Licht aus 
energiearmen anorganischen Stoffen wie 
eben Kohlendioxid und Wasser energie-
reiche organische Verbindungen entste-
hen, welche die Grundlage der Ernährung 
von Tier und Mensch darstellen. Ganz ab-
gesehen davon, dass „nebenher“ auch 
noch der ebenfalls unverzichtbare Sauer-
stoff in die Atmosphäre abgegeben wird.

50 Prozent mehr Mais durch CO₂
Daraus lässt sich logisch schlussfolgern, 
dass ein Anstieg des CO₂-Anteils in der 
Lufthülle unseres Planeten zu Ertrags-
steigerungen in der Landwirtschaft füh-
ren müsste. Und tatsächlich haben ver-
schiedene Forscher diesen Effekt bereits 
nachgewiesen. Allerdings wurde dessen 
Stärke bislang deutlich zu gering ange-
setzt. Das ergibt sich aus einem jetzt ver-
öffentlichten Arbeitspapier des US-ame-
rikanischen National Bureau of Economic 
Research (NBER) in Cambridge (Massa-

chusetts) mit dem Titel „Environmental 
Drivers of Agricultural Productivity 
Growth: CO₂ Fertilization of US Field 
Crops“ (Ökologische Triebkräfte des 
landwirtschaftlichen Produktivitäts-
wachstums: CO2-Fertilisierung von Feld-
pflanzen in den USA). 

Darin zeigen Charles A. Taylor und 
Wolfram Schlenker von der Columbia-
Universität in New York zunächst anhand 
statistischer Daten des US-Landwirt-
schaftsministeriums, dass der Ertrag bei 
Mais in den USA seit 1940 um 500 Prozent 
gestiegen ist, bei Winterweizen und Soja-
bohnen immerhin um 200 Prozent. Da-
nach setzen die beiden Umwelt- und Ag-
rarökonomen diese Entwicklung in Rela-
tion zum Anstieg des CO₂-Gehalts in der 
Atmosphäre. Die Zahlenangaben über den 
Anstieg stammen unter anderem vom 
Forschungssatelliten der US-Weltraum-
behörde NASA sowie der Nationalen Oze-
an- und Atmosphärenbehörde. 

Um den Einfluss anderer Faktoren auf 
die Ertragslage, wie jährliche Wetterano-
malien und Ähnliches, angemessen ge-
wichten zu können, operieren Taylor und 
Schlenker mit einem selbstentwickelten 
mathematischen Modell. So kommen sie 
zum Ergebnis: 50 Prozent der höheren Er-
träge bei Mais gehen auf den Anstieg des 
Kohlendioxidgehaltes in der Atmosphäre 
um vermutlich rund 100 ppm zurück. Im 
Falle von Sojabohnen und Winterweizen 
liegt die rein CO₂-bedingte Steigerung so-
gar bei 60 beziehungsweise 80 Prozent.

Die Studie ist ein schwerer Schlag für 
Klima-Apokalyptiker, welche im Anstieg 
des CO₂-Gehalts in der Luft lediglich et-
was Fürchterliches sehen, dem mit aller 
Macht begegnet werden müsse. Denn un-
überlegter „Klimaschutz“ kann offenbar 
direkt in die Hungerkatastrophe führen. 
Vor allem, wenn nicht parallel auch Maß-
nahmen gegen die Bevölkerungsexplosion 
ergriffen werden.
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GLOBALES KLIMA

„Europäische Lösungen“ und „mehr EU“ 
gelten unter vielen deutschen Politikern 
noch immer als wichtige Ziele. Erleben 
müssen diese Politiker nun aber auch zu-
nehmend, wie die Übertragung von im-
mer mehr Kompetenzen an die EU hierzu-
lande ihre eigenen Politikziele torpediert. 
Deutlich wird dies bei den Bemühungen 
der deutschen Politik, großen Unterneh-
men eine Frauenquote aufzuzwingen. 

Noch in der Großen Koalition hatten 
sich erst im Mai dieses Jahres die SPD und 
die Unionsparteien auf eine Frauenquote 
für die Vorstände großer Unternehmen 
geeinigt. Die Regelung sieht vor, dass bei 
börsennotierten und paritätisch mitbe-
stimmten Unternehmen künftig ab vier 

Vorstandsmitgliedern mindestens eine 
Frau in der Spitze vertreten sein muss. Als 
Bundesjustizministerin hatte Christine 
Lambrecht (SPD) diese Regelung als 
„Meilenstein für die Frauen in Deutsch-
land“ und „große Chance sowohl für die 
Gesellschaft als auch für die Unterneh-
men selbst“ gelobt.

In der Realität des Wirtschaftslebens 
erweist sich dies Regelung dann doch als 
wesentlich unbedeutender, als dies die 
markigen Worte der SPD-Politikerin sug-
gerieren. Wie eine aktuelle Analyse des 
Instituts für Mitbestimmung und Unter-
nehmensführung (IMU) und der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung 
zeigt, umgehen nämlich immer mehr 

deutsche Großunternehmen eine paritäti-
sche Mitbestimmung und damit auch die 
Pflicht zu einer Frauenquote.

Nur noch vier von 40 DAX-Betrieben
Zurückgreifen können die Unternehmen 
dabei auf die Rechtsform der Societas Eu-
ropaea. Die Europäische Aktiengesell-
schaft, auch bekannt unter der Abkürzung 
SE, wurde nach der Jahrtausendwende in 
Brüssel per EU-Verordnung ins Leben 
gerufen. Laut der nun vorgelegten Un-
tersuchung existieren bereits 424 deut-
sche SE-Unternehmen.

Sebastian Sick vom IMU sieht hinter 
dem Trend deutscher Großunternehmen 
zur SE in den meisten Fällen die Haupt-

absicht, die Arbeitnehmermitbestim-
mung in Aufsichtsräten zu umgehen. 
Aber: „Sie schließen damit zugleich die 
Anwendung der Frauenquote in Auf-
sichtsräten und Vorständen aus“, so Sick.

Für deutsche Unternehmen gilt seit 
Jahrzehnten die Pflicht, dass ab einer Zahl 
von 501 inländischen Mitarbeitern im 
Aufsichtsrat des Unternehmens auch Ar-
beitnehmervertreter vertreten sein müs-
sen. Bei den Aktiengesellschaften nach 
EU-Recht ist die Mitbestimmung dagegen 
eine Verhandlungssache, über die sich Ge-
schäftsführung und Arbeitnehmer ver-
ständigen müssen. Als Resultat gibt es 
immer mehr Großunternehmen ohne ei-
ne paritätische Beteiligung im Aufsichts-

rat. Laut IMU haben nur noch vier der 40 
DAX-Unternehmen einen paritätisch be-
setzen Aufsichtsrat. Dabei handelt es sich 
um Allianz, BASF, E.on und SAP.

Beachten müssen deutsche Politiker 
in ihrem Eifer nach immer neuen Geset-
zen und Regelungen noch einen anderen 
Faktor. Nach dem Willen der EU war die 
Unternehmensform der Societas Euro-
paea von Anfang an auf Mobilität im Bin-
nenmarkt ausgelegt. Dementsprechend 
lässt sich eine Europäische Aktiengesell-
schaft relativ schnell in ein anderes EU-
Land verlegen – etwa, weil dem Konzern 
die nationale Gesetzgebung in seinem 
bisherigen Heimatland nicht mehr passt. 

� Norman Hanert

WIRTSCHAFT

Mit einem Trick umgehen große Unternehmen die Quote
Flucht ins EU-Recht: Mit der „Societas Europaea“ fallen Frauen-Pflichtanteil an der Konzernspitze und Mitbestimmung weg

So ertragreich wie noch nie in der Geschichte: Mais-Ernte im US-Bundesstaat Illinois� Foto: imago/stock&people

Wie Kohlendioxid die Menschheit vor 
Hungerkatastrophen bewahrt

Klima-Apokalyptiker sprechen von CO₂, als sei es ein Teufelszeug, das den Planeten dem Untergang weiht.  
Ein Blick in die Menschheitsgeschichte und jüngste Forschungsergebnisse offenbaren etwas anderes



VON JURIJ TSCHERNYSCHEW

I m Königsberger Gebiet gestaltet 
sich die Lage im Schienengüterver-
kehr derzeit schwierig. Der große 
Rangierbahnhof kann die Fracht-

ströme nicht mehr bewältigen und ist 
überlastet. Die regionale Niederlassung 
des Verbands der Industriellen und Unter-
nehmer sowie die Industrie- und Handels-
kammer von Königsberg bestätigen die 
problematische Situation.

Laut Angaben der Königsberger Eisen-
bahn stauen sich Waggons mit Containern 
im nördlichen Ostpreußen, weil Litauen 
aufgrund von Reparaturarbeiten an meh-
reren Abschnitten der litauischen Eisen-
bahn seit Monaten keine leeren Waggons 
aus dem Königsberger Gebiet passieren 
ließ. Infolgedessen ist die Exklave mit ste-
henden Eisenbahnwaggons überfüllt. Eine 
der Ursachen der Streckenüberlastung ist 
die Tatsache, dass die  Königsberger Ei-
senbahn dem chinesischen Transitverkehr 
entlang der sogenannten Neuen Seiden-
straße dient. Der Warentransit durchs 
nördliche Ostpreußen hat in letzter Zeit 
deutlich zugenommen.

Einfluss der Neuen Seidenstraße
Mitte September meldete die Unterneh-
mensgruppe Avtotor, das größte Indust-
rieunternehmen der Region, als erstes 
Probleme. Wegen des schleppenden 
Bahntransports standen die Züge mit den 
bei Avtotor montierten Pkw tagelang auf 
den Gleisen. Würde das Werk die Produk-
tion einbstellen, hätte das zur Folge, dass 
der Königsberger Hafen mit beladenen 
Containern voller Autoteilen überfüllt 
wäre und keine neuen Schiffe mehr den 
Hafen anlaufen könnten.

Auch in umgekehrter Richtung gab es 
Probleme bei der Lieferung von Produk-
ten ins Königsberger Gebiet, die nicht in 
der Region hergestellt werden können. 
Insbesondere die Bauunternehmen der 
Region beklagten einen Mangel an Ze-
ment und warnten davor, dass sich die 
Situation auf das Bautempo und die End-
kosten von Wohnungen auswirken könne. 
Es wurde auch von Treibstoffmangel be-
richtet. Erst nachdem all diese Beschwer-
den bekannt geworden waren, fand in 
Königsberg eine Sitzung der Regionalre-

gierung statt, an der regionale Behörden, 
Verkehrsunternehmen und Vertreter der 
Eisenbahn teilnahmen. Resultat: Die Situ-
ation sollte zunächst beobachtet werden.

Hat die Bahn sich übernommen?
Wirtschaftsvertreter der Region geben 
der Russischen Eisenbahn eine Mit-
schuld an der Krise. In den vergangenen 
Monaten sei der Transit von Containern 
aus China nach Europa über das Königs-
berger Gebiet forciert worden. Die Bahn 
sei auf einen solch hohen Anstieg des 

Containertransports nicht vorbereitet 
gewesen. 

In diesem Jahr blickt die Exklave auf 
beeindruckende Ergebnisse im Contai-
nertransit zurück. In den ersten sieben 
Monaten hat sich das Volumen im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum vervier-
facht. Doch trotz dieser unbestrittenen 
Erfolge wies ein Wirtschaftsvertreter dar-
auf hin, dass viele Probleme bei der Ver-
sorgung der russischen Exklave mit wich-
tigen Gütern nicht konsequent gelöst 
werden konnten.
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Durch das Dorf Czernien, ab 1929 Dorn-
tal [Czernie], führt die sogenannte Via 
Baltica, eine Fernstraße von Mitteleuropa 
ins Baltikum. Der Bau der Straße führte 
mitten durch das bereits 1493 gegründete 
Oratzendorf im Kreis Lyck. Der Bau er-
folgte ohne vorhergehende, detaillierte 
archäologische Untersuchungen, sodass 
die Straßenführung quer durch den ehe-
maligen deutschen Friedhof des Ortes 
verläuft, der bis zur Vertreibung der 
Deutschen 1945 genutzt wurde. Sämtli-
che Orte des Kreises Lyck, nahezu 160, 
hatten eigene Friedhöfe. Während der 
Straßenbauarbeiten wurde wenig Rück-
sicht genommen und immer mit großem 
Gerät gearbeitet.

Dorntal hatte über die Jahrhunderte im-
mer etwa 100 Einwohner, dementsprechend 
wurde der Friedhof schon öfter gebraucht. 
Der Vorschlag ehemaliger Bewohner, die Ge-
beine der Verstorbenen nach Kalkofen um-
zubetten, weil der Friedhof in Kalkofen im 
Register der historischen Denkmäler aufge-
führt ist, wurde aus unterschiedlichen Grün-
den abgelehnt. Unter anderem hieß es, dass 
die Umbettung nach Kalkofen wegen recht-
licher und finanzieller Komplikationen nicht 
möglich sei.

Die polnischen Behörden fanden letzt-
endlich eine vortreffliche Lösung, indem sie 

beschlossen, die menschlichen Überreste 
aus Dorntal nach Zielhausen, östlich am 
Stadtrand von Lyck, umzubetten. In einer 
würdevollen Feier fand die Umbettung An-
fang Oktober statt.

Vertreter der Behörden wohnten der 
Umbettung bei. Pastor Pysz von der evange-
lischen Kirche in Johannisburg zelebrierte 
die feierliche Einwohnung der Gedenkstät-

te. Auf einer dort angebrachten Tafel steht: 
„Hier ruhen die Reste von den verstorbenen 
Personen, die aufgefunden wurden bei den 
archäologischen Arbeiten auf dem ehemali-
gen evangelischen Friedhof in Cziernie, 
deutsch Dorntal“. Die Feier wurde profes-
sionell durchgeführt, die Überreste sind in 
etwa 150 Grabschachteln eingebettet.

� Reinhard Donder

UMBETTUNG IM KREIS LYCK

Letzte Ruhestätte in Zielhausen
Friedhof von Dorntal wurde bei Straßenbauarbeiten zerstört

 KÖNIGSBERGER EISENBAHN

Stau auf der Schiene sorgt für Verdruss
Beladene Waggons stehen bei Avtotor – wichtige Verbrauchsgüter aus Litauen fehlen

b MELDUNGEN

Orgelspieler in 
Heiligelinde
Heiligelinde – In Heiligelinde fand am 
Pult der 300-jährigen Orgel zum zwei-
ten Mal ein Wettbewerb statt. Es spiel-
ten 14 Berufsmusiker, oft Träger be-
kannter Preise. Auf dem Gebiet des 
südlichen Ostpreußens ist das der ein-
zige Wettbewerb eines solchen Ranges. 
Zum Heiligelinder Musik-Wettbewerb 
kommen nur Musiker auf besondere 
Empfehlung. Es wird in zwei Katego-
rien gespielt, Bekanntes und Improvi-
sationen. In diesem Jahr teilten sich 
zwei Teilnehmer den ersten Preis. Wik-
toria Rynska, Absolventin der Fryde-
ryk-Chopin-Musik-Universität, und Ja-
kub Woszczalski, Absolvent der Kra-
kauer Musik-Akademie. Die Preisträger 
wurden zu einem Auftritt während der 
Heiligelinder Sommer-Konzerte einge-
laden.� PAZ

Sorge um das 
Krankenhaus
Goldap – Umgerechnet 214.000 Euro 
Verlust verbucht die Gesellschaft 
„Goldmedia“, die das Kreiskranken-
haus in Goldap trägt. Wegen der 
schlechten  finanziellen Lage bat der 
Goldaper Landrat den Bürgermeister 
und die Stadtverordneten um Hilfe. 
Einen Großteil des Verlusts fuhr die 
Kinderabteilung aufgrund zu geringer 
Patientenzahl ein. Das Landratsamt 
wollte die Pädiatrie deshalb schließen, 
was der Protest der Einwohner verhin-
derte. Eine vor Wochen stattfindende 
Begegnung der Politiker beider Kom-
munen brachte nichts Neues. Der 
Landrat bat in seinem Schreiben um 
Antwort bis zum Jahresende. � PAZ

Stillstand: Waggons so weit das Auge reicht in Königsberg� Foto: J.T.

Gedenkstätte in Zielhausen: Hier wurden die Überreste aus Dorntal bestattet

BURG BALGA

Teil-Wiederaufbau in Sicht
Erste Veränderungen schon im kommenden Jahr

Der Artchitekt Arthur Sarnitz und sein 
Geschäftspartner Walerij Scherbatych ha-
ben in Balga Großes vor. Auf dem Gelände 
der verfallenen Deutschordensburg soll 
ein historischer Park entstehen und die 
Burg teilweise wiederaufgebaut werden.

Was sich noch wie eine ehrgeizige 
Utopie anhört, könnte doch bald Wirk-
lichkeit werden. Erste Veränderungen sol-
len nämlich bereits im kommenden Jahr 
sichtbar sein. 

Im Oktober wurde bekannt, dass die 
Ruinen der an der Ostsee in der Nähe von 
Heiligenbeil gelegenen Burg Balga und 
von Fort Nr. 1 Stein in Königsberg an den 
gemeinnützigen Verein „Festungserbe im 
Kaliningrader Gebiet“ für die Dauer von 
49 Jahren verpachtet wurden. Auf dem 
Gelände des Fort Stein hat der Verein be-
reits erste Aufräum- und Sicherheitsar-
beiten vorgenommen. Eine Öffnung für 
Besichtigungen ist für das Frühjahr 2022 
vorgesehen.

In Balga muss laut Sarnitz zunächst 
einmal das Gelände um die Ruine in Ord-
nung gebracht und die Ruinen vor dem 
weiteren Verfall gesichert werden. Dann 
soll eine wissenschaftliche Untersuchung 
samt Dokumentation erfolgen, die in ers-
ter Linie Erhaltungs- und Sicherheits-
maßnahmen gilt. Zurzeit wachsen Bäume 

in den Mauerresten und drohen diese 
weiter zu zerstören. Später soll ein ge-
pflegter Rasen und alles ringsum so ange-
legt werden, dass Besucher die Burgreste 
ohne Gefahr besichtigen können.

An einen kompletten Wiederaufbau 
der im Jahr 1235 vom Deutschen Orden 
eingenommenen und im Laufe der Jahre 
befestigten Burg sei auf keinen Fall zu den-
ken, glaubt Scherbatych. Für den Teil-Wie-
deraufbau sollen alle Experten, die sich 
daran beteiligen möchten, gehört werden. 

Bereits Mitte des 16. Jahrhunderts be-
gann der Verfall der Burg, zumal ab 1700 
Steine aus Balga zum Festungsbau in Pil-
lau dienten. 1836 erhielt die Turmruine 
ein neues Dach. In den Jahren 1931 bis 
1945 war in den Stockwerken des Turms 
ein Heimatmuseum untergebracht. Wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs stand die 
Burg unter heftigem Artilleriebeschuss, 
sodass der Turm wieder verfiel.  Als in den 
Ruinen nach dem Bernsteinzimmer ge-
sucht wurde, führte dies zur endgültigen 
Zerstörung.

In Balga sind heute noch Reste des 
Turms, der Vorburg und der Kirche erhal-
ten, die allerdings stark überwuchert sind, 
sodass sich Sarnitz und Scherbatych eine 
Mammutaufgabe gestellt haben.

� Manuela Rosenthal-Kappi
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ZUM 100. GEBURTSTAG
Breuer, Emma, geb. Usko, aus 
Lindenfließ, Kreis Lyck, am 6. De-
zember
Dittrich, Charlotte, geb. Soboll, 
aus Eichensee, Kreis Lyck, am  
3. Dezember
Olschewski, Günter, aus Stein-
kendorf, Kreis Lyck, am 8. De- 
zember
Walpuski, Heinrich, aus Roggen, 
Kreis Neidenburg, am 6. Dezember

ZUM 99. GEBURTSTAG
Loetz, Heinz, aus Mortung, Kreis 
Mohrungen, am 6. Dezember
Olk, Edith, aus Klein Jerut- 
ten, Kreis Ortelsburg, am 5. De-
zember
Wolff, Christel, geb. Olk, aus 
Klein Jerutten, Kreis Ortelsburg, 
am 5. Dezember

ZUM 98. GEBURTSTAG
Blumenstein, Margarete, geb. 
Polixa, aus Roggenfelde, Kreis 
Treuburg, am 6. Dezember
Kiesling, Erna, geb. Barkus, aus 
Tawe, Kreis Elchniederung, am  
6. Dezember
Petrick, Gertrud, geb. Witt, aus 
Ebenfelde, Kreis Lyck, am 5. De-
zember

ZUM 97. GEBURTSTAG
Klein, Gertrud, geb. Winkler, aus 
Trenk, Kreis Fischhausen, am  
5. Dezember
Lütke, Meta, geb. Schulz, aus An-
kern, Kreis Mohrungen, am 5. De-
zember
Pabsch, Gertrud, geb. Rinka, aus 
Fließdorf, Kreis Lyck, am 6. De-
zember
Schwill, Horst, aus Königsberg, 
am 6. Dezember
Spangehl, Erhardt, aus Herren-
dorf, Kreis Elchniederung, am  
9. Dezember

ZUM 96. GEBURTSTAG
Klemz, Gerda, geb. Findeisen, 
aus Treuburg und aus Fischhau-
sen, am 3. Dezember
Maschlinski, Erich, aus Bobern, 
Kreis Lyck, am 3. Dezember
Panneck, Willy, aus Goldenau, 
Kreis Lyck, am 7. Dezember
Preussner, Dr. Kurt, aus Mohrun-
gen, am 7. Dezember
Schliwinski, Heinrich, aus  
Mulden, Kreis Lyck, am 3. De- 
zember
Umlauff, Ilse, aus Mulden, Kreis 
Lyck, am 7. Dezember

ZUM 95. GEBURTSTAG
Becker, Roland, aus Schakendorf, 
Kreis Elchniederung, am 6. De-
zember
Hartmann, Hildegard, geb.  
Stacklies, aus Groß Friedrichs-
dorf, Kreis Elchniederung, am  
4. Dezember
Jorkowski, Herbert, aus Moddel-
kau, Kreis Neidenburg, am 5. De-
zember
Kamann, Alfred, aus Gerhards-
weide, Kreis Elchniederung, am  
8. Dezember
Kawlath, Eleonore, geb. Diesing, 
aus Widminnen, Kreis Lötzen, am 
8. Dezember
Moehrke, Karl-Heinz, aus Lyck, 
am 5. Dezember
Peper, Kurt, aus Sarkau, Kreis 
Fischhausen, am 6. Dezember
Roggon, Erika, geb. Ruchatz, aus 
Jesken, Kreis Treuburg, am 3. De-
zember
Seiler, Margarete, geb. Bolz, aus 
Schakendorf, Kreis Elchniederung, 
am 4. Dezember
Staschik, Hilde, geb. Kalinowski, 
aus Dippelsee, Kreis Lyck, am  
6. Dezember
Teske, Hildegard, geb. Suchert, 
aus Rudau, Kreis Fischhausen, am 
7. Dezember

ZUM 94. GEBURTSTAG
Liebner, Hannelore, geb. Rogal-
la, aus Bartkengut, Kreis Neiden-
burg, am 5. Dezember
Schulze, Dieter, aus Neuendorf, 
Kreis Treuburg, am 6. Dezember
Zehdow, Christel, geb. Samorski, 
aus Wilhelmsthal, Kreis Ortels-
burg, am 9. Dezember
Zintarra, Helmut, aus Ortelsburg, 
am 4. Dezember

ZUM 93. GEBURTSTAG
Bär, Edith, geb. Beyer, aus Ku-
ckerneese, Kreis Elchniederung, 
am 3. Dezember
Eisner, Karl-Heinz, aus Wiese, 
Kreis Mohrungen, am 8. Dezember
Gustke, Christel, geb. Dikomey, 
aus Treuburg, am 3. Dezember
Krutzinna, Werner, aus Lyck, 
Karl-Freyburger-Straße 6, am  
3. Dezember
Rosenfeld, Ingeborg, aus Lötzen, 
am 6. Dezember
Schirmer, Hildegard, geb. Czar-
netzki, aus Vierbrücken, Kreis 
Lyck, am 4. Dezember
Stetza, Karl, aus Allendorf, Kreis 
Neidenburg, am 4. Dezember

ZUM 92. GEBURTSTAG
Brennig, Hildegard, geb. Trott, 
aus Lissau, Kreis Lyck, am 8. De-
zember
Dyck, Albrecht, aus Schillen, Kreis 
Tilsit-Ragnit, am 9. Dezember

Gerkens, Hildegard, geb. Pe-
trusch, aus Groß Dirschkeim, Kreis 
Fischhausen, am 6. Dezember
Gerull, Christel, aus Adlig Lin-
kuhnen, Kreis Elchniederung, am 
5. Dezember
Gerull, Gerda, aus Adlig Linkuh-
nen, Kreis Elchniederung, am  
5. Dezember
Haase, Maria, geb. Kurzbach, aus 
Bladiau, Kreis Heiligenbeil, am  
5. Dezember
Hofmann, Erika Christa, geb. 
Leibenath, aus Ribben, Kreis 
Ebenrode, am 3. Dezember
Nikulla, Erich, aus Wilhelmshof, 
Kreis Ortelsburg, am 3. Dezember
Rieck, Ursula, geb. Pliquett, aus 
Ebenrode, am 4. Dezember
Roders, Johanna, geb. Kurzbach, 
aus Bladiau, Kreis Heiligenbeil, am 
5. Dezember
Schreiber, Erika, geb. Prengel, 
aus Allenstein, am 5. Dezember
Schwietzer, Ursula, geb. Plessa, 
aus Mensguth, Kreis Ortelsburg, 
am 8. Dezember

ZUM 91. GEBURTSTAG
Benecke, Elisabeth, geb. Schra-
de, aus Grünwiese, Kreis Heiligen-
beil, am 4. Dezember
Gubernatis, Marianne, geb. Ka-
rau, aus Wilhelmsthal, Kreis Or-
telsburg, am 7. Dezember
Gutt, Erwin, aus Canditten,  
Kreis Preußisch Eylau, am 6. De-
zember
Jakobeit, Siegfried, aus Kucker-
neese, Kreis Elchniederung, am  
4. Dezember
Klein, Werner, aus Watzum, Kreis 
Fischhausen, am 3. Dezember
Kohse, Helmut, aus Groß Fried-
richsdorf, Kreis Elchniederung, am 
3. Dezember
Lasarzewski, Helmut, aus Lang-
enhöh, Kreis Lyck, am 4. Dezember
Leng, Manfred, aus Warschkeiten, 
Kreis Preußisch Eylau, am 8. De-
zember
Malliaris, Margot, geb. Koprek, 
aus Liebenberg, Kreis Ortelsburg, 
am 3. Dezember
Möhrstedt, Helene, geb. Biallas, 
aus Nußdorf, Kreis Treuburg, am  
7. Dezember
Nötzel, Ruth, geb. Kerlies, aus 
Heinrichstal, Kreis Treuburg, am  
7. Dezember

Rogowski, Anneliese, geb. Dölle, 
aus Lindenfließ, Kreis Lyck, am  
5. Dezember
Salk, Eitel, aus Siemienau, Kreis 
Neidenburg, am 5. Dezember
Schoenherr, Hans-Georg, aus 
Lötzen, am 8. Dezember
Sembritzki, Ulrich, aus Bunhau-
sen, Kreis Lyck, am 4. Dezember
Supplie, Charlotte, geb. Busch-
kowski, aus Preußisch Mark, Kreis 
Mohrungen, am 8. Dezember
Volkmer, Irma, geb. Förster, aus 
Herzogswalde, Kreis Mohrungen, 
am 4. Dezember

ZUM 90. GEBURTSTAG
Brock, Horst, aus Schalensee, 
Kreis Lötzen, am 8. Dezember
Dorka, Hedwig, geb. Olbrisch, 
aus Höhenwerder, Kreis Ortels-
burg, am 7. Dezember
Ebert, Horst, aus Augam, Kreis 
Preußisch Eylau, am 5. Dezember
Heckes, Else, geb. Möglich, aus 
Gollen, Kreis Lyck, am 5. Dezember
Heske, Gerhard, aus Windkeim/
Klein Windkeim, Kreis Heiligen-
beil, am 3. Dezember
Kaulbach, Dora, geb. Bartel, aus 
Neukirch, Kreis Elchniederung, 
am 9. Dezember
Klopf, Erna, geb. Behrendt, aus 
Banners, Kreis Mohrungen, am  
1. Dezember
Krannich, Waltraut, geb. Rim-
kus, aus Herdenau, Kreis Elchnie-
derung, am 3. Dezember
Milewski, Else, geb. Skorzinski, 
aus Millau, Kreis Lyck, am 3. De-
zember
Niklaus, Edeltraut, geb. Schrei-
ber, aus Saadau, Kreis Ortelsburg, 
am 4. Dezember
Polley, Ella, geb. Stahlhut, aus 
Deumenrode, Kreis Lyck, am  
8. Dezember
Royla, Werner, aus Kielen, Kreis 
Lyck, am 8. Dezember
Wassermann, Ingrid, geb. Mu-
cha, aus Borschimmen, Kreis Lyck, 
am 4. Dezember
Westphal, Hans-Joachim, aus 
Adelau, Kreis Elchniederung, am  
7. Dezember
Westphal, Wolfgang, aus Lank, 
Kreis Heiligenbeil, am 4. Dezember
Wydra, Gertrud, geb. Chlebo-
witz, aus Trossen, Kreis Lötzen, 
am 8. Dezember

ZUM 85. GEBURTSTAG
Bode, Edeltraut-Johanna, geb. 
Wicktor, aus Grabnick, Kreis Lyck, 
am 6. Dezember
Bondzio, Rudolf, aus Prostken, 
Kreis Lyck, am 4. Dezember
Brasgalla, Walter, aus Niostoy, 
Kreis Neidenburg, am 4. Dezember
Brozio, Annemarie, geb. Jung-
keit, aus Karmitten, Kreis Fisch-
hausen, am 5. Dezember
Christochowitz, Ruth, aus  
Ebenfelde, Kreis Lyck, am 4. De-
zember
Dukowski, Manfred, aus Kobul-
ten, Kreis Ortelsburg, am 8. De-
zember
Ehlert, Klaus, aus Paulken, Kreis 
Mohrungen, am 6. Dezember
Hammler, Max, aus Seesken, 
Kreis Treuburg, am 3. Dezember
Jeworutzki, Inge Auguste, geb. 
Krzykowski, aus Ittau, Kreis Nei-
denburg, am 4. Dezember
Kirkow, Gertrud, geb. Sdunkow-
ski, aus Klaussen, Kreis Lyck, am  
6. Dezember
Krafzik, Christel, geb. Ku- 
trieb, aus Ortelsburg, am 6. De-
zember
Leder, Norbert, Landsmannschaft 
Kassel, am 4. Dezember
Lubojanski, Ursula, geb. Bussu-
lat, aus Ellerbach, Kreis Ebenrode, 
am 7. Dezember
Moysig, Edith, geb. Biernat, aus 
Dreimühlen, Kreis Lyck, am 3. De-
zember
Niedzwetzki, Gerhard, aus  
Prostken, Kreis Lyck, am 6. De-
zember
Pusch, Egon, aus Hochmühlen, 
Kreis Ebenrode, am 8. Dezember
Reich, Ingrid, geb. Küchel, aus 
Perkallen, Kreis Gumbinnen, am  
1. November
Rihm, Christel, geb. Wolff, aus 
Satticken, Kreis Treuburg, am  
9. Dezember
Rogalla, Prof. Dr. Winfried, aus 
Kornau, Kreis Ortelsburg, am  
3. Dezember
Sander, Gert, aus Ebenrode, am  
6. Dezember
Serowy, Elly, geb. Kobus, aus Gel-
len, Kreis Ortelsburg, am 9. De-
zember

Siems, Renate, geb. Suck, aus Kiö-
wen, Kreis Treuburg, am 8. De-
zember
Speicher, Christa, geb. Scherotz-
ki, aus Lyck, am 4. Dezember
Wende, Christel, geb. Kubillus, 
aus Seckenburg, Kreis Elchniede-
rung, am 3. Dezember
Taruttis, Werner, aus Gerhards-
heim, Kreis Elchniederung, am  
8. Dezember
Wegener, Christel, geb. Philip-
sen, aus Saalfeld, Kreis Mohrun-
gen, am 2. Dezember

ZUM 80. GEBURTSTAG
Barabaß, Lothar, aus Omulefofen, 
Kreis Neidenburg, am 8. Dezember
Brüssow, Brigitte, geb. Baehr, aus 
Liebstadt, Kreis Mohrungen, am  
3. Dezember
Eckloff, Hans-Albert, aus Kerpen, 
Kreis Mohrungen, am 4. Dezember
Frenzel, Siegfried, aus Kucker-
neese, Kreis Elchniederung, am  
5. Dezember
Frisch, Wilhelm, aus Buchenha-
gen, Kreis Sensburg, am 3. De- 
zember
Papendorf, Ursel, geb. Gacioch, 
aus Auerswalde, Kreis Ortelsburg, 
am 7. Dezember
Pettkus, Klaus, aus Rautenburg, 
Kreis Elchniederung, am 6. De-
zember
Powierski, Hannelore, geb. Kunz, 
aus Kobulten, Kreis Ortelsburg, am 
7. Dezember
Röbke, Ingrid, geb. Türling, aus 
Heinrichswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 4. Dezember
Rogowski, Gerd, aus Königsberg, 
Kreis Lyck, am 4. Dezember
Schulz, Erna, aus Lenzendorf, 
Kreis Lyck, am 9. Dezember
Schwaja, Edwin, aus Lötzen, am 
6. Dezember

ZUM 75. GEBURTSTAG
Gentzik, Monika, geb. Polic, aus 
Groß Schläfken, Kreis Neidenburg, 
am 4. Dezember
Osygus, Manfred, aus Grün- 
walde, Kreis Ortelsburg, am 5. De-
zember

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Zusendungen für die Ausgabe 50/2021

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 50/2021 (Erstverkaufstag 17. Dezember) bis spätes-
tens Dienstag, den 7. Dezember, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Kontakt 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080, E-Mail: selke@paz.de 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Wir gratulieren …

Original Königsberger Marzipan
Pralinen, Butter- & Marzipanstollen, Baumkuchen, Edelkuvertüren & Gebäck.

Reine Handarbeit. Versand in alleWelt.Garantiert ohne Konservierungsstoffe!
Werner Gehlhaar GmbH, Klarenthaler Straße 3
65197Wiesbaden; früher Königsberg/Preußen

Telefon 06 11 / 44 28 32 · Fax 06 11 / 44 14 13 · www.gehlhaar-marzipan.de
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Ihnen allen einen schönen zweiten Advent� Foto: Myriams-Fotos/pixabay 



Memellandgruppe
Berlin – Mittwoch, 15. Dezember 
13 bis 16 Uhr, Restaurant Ännchen 
(2-G-Regel): Adventstreffen. Trotz 
der pandemischen Situation, wol-
len wir uns die Möglichkeit zu ei-
nem vorweihnachtlichen Treffen 
offenhalten, vorausgesetzt, dass 
Sie alle die aktuellen gesetzlichen 
Vorgaben erfüllen. Zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt ist eine zuverlässi-
ge Voraussage der Situation nicht 
möglich. Bitte entscheiden Sie des-
halb erst eine Woche vorher, also 
am 10. Dezember, ob Sie tatsäch-
lich an einem solchen Treffen teil-
nehmen möchten. Nur wenn Sie 
teilnehmen können, ist eine An-
meldung aus organisatorischen 
Gründen am 10., spätestens am 11. 
Dezember unter Telefon (030) 
40100473 zwingend erforderlich! 
Bitte auf den AB sprechen. Ihr per-
sönliches gesundheitliches Wohl-
ergehen ist allein entscheidend. 

Eine schöne Adventszeit 
wünscht Ihnen�Hans-Jürgen Müller

Vorsitzender: Heinrich Lohmann, 
Geschäftsstelle: Parkstraße 4, 
28209 Bremen, Telefon (0421) 
3469718

Bremen

Adventsfeier
Bremen – Sonnabend, 4. Dezem-
ber, 15 Uhr, Atlantic-Hotel beim 

Bremer Flughafen: Adventsfeier 
der Ost- und Westpreußen. Wir 
freuen uns sehr, dass wir Ihnen 
diesen gewohnten Veranstaltungs-
ort nach sehr langer Pause wieder 
anbieten können. Haben Sie es 
nicht auch vermisst, dort den zahl-
reichen Vögeln zuzuschauen, die 
sich mit eintretender Dunkelheit 
in den Wipfeln der Bäume direkt 
vor den Fenstern im 8. Stock zur 
Nachtruhe versammeln? 

Wir freuen uns auf die Advents-
ansprache von Pastor Bierbaum, 
den einige von uns von seinem frü-
heren Dienst in der Bremer Epi-
phanias-Gemeinde kennen. 

Wir möchten auch in diesem 
Jahr harmonisch und besinnlich 
zusammenkommen, gemeinsam 
Lieder singen und uns an weih-
nachtlich heimatlichen Geschich-
ten erfreuen. Unser Mitglied Wil-
helm Norra wird das Singen am 
Akkordeon begleiten.

Bitte, vergessen Sie nicht, Ih-
ren Impfausweis mitzubringen. 
Damit der Raum normal bestuhlt 
werden kann, haben wir zuge-
stimmt, dass die Einhaltung der 
2-G-Regel überprüft wird. Das be-
deutet, dass diejenigen Zugang ha-
ben, die die Corona-Impfung oder 
-Genesung nachweisen können.

Ihre vorherige verbindliche An-
meldung in der Geschäftsstelle am 
18. oder. 25. November oder spä-
testens am 2. Dezember (15 bis 
17.30 Uhr) ist unbedingt erforder-
lich. Sie kann gerne auch telefo-
nisch vorgenommen werden, Tele-
fon (0421) 3469718. Anmeldungen 
nimmt auch unsere stellvertreten-
de Vorsitzende Dagmar Schramm, 
Telefon (04298) 698765, entgegen.

Wir leiten Ihre Anmeldung am 
2. Dezember an das Hotel weiter 
und verpflichten uns dem Haus 
gegenüber zur Zahlung von 14 Euro 
pro Person. Sollten Sie danach ver-
hindert sein, erbitten wir den Aus-
gleich auf unser Konto.

Von den angemeldeten Teil-
nehmern kassieren wir für die Kaf-
feetafel am Eingang lediglich 
10 Euro pro Person. Die Differenz 

übernehmen wir als Ihre Lands-
mannschaft.
Wir hoffen sehr, dass Ihre Gesund-
heit die Teilnahme an unserer Ad-
ventsfeier erlaubt. Allen, die nicht 
teilnehmen können, wünschen wir 
baldige Genesung. � H. Lohmann

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender:: Gerhard 
Schröder, Engelmühlenweg 3, 
64367 Mühltal,  
Tel. (06151)148788

Hessen

Adventstreffen
Kassel – Sonntag, 12. Dezember, 
15 Uhr, Landhaus Meister, Kassel, 
Fuldatalstraße 140: Advents- und 
Vorweihnachtszeit mit Dorothea 
Deyß und Egmond Prill.

Weihnachtsfeier
Wiesbaden – Sonnabend, 11. De-
zember, 15 Uhr, Haus der Heimat, 
Friedrichstraße 35: Weihnachts
feier.

Vorsitzender: Manfred F. Schukat, 
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam, 
Tel.: (03971) 245688

Mecklenburg-
Vorpommern

Ein Denkmal für’s Ännchen
Anklam – Die Corona-Pandemie 
und die staatlichen Gegenmaßnah-
men haben das öffentliche Leben 
schon fast zwei Jahre fest im Griff. 
Konnten 2020 noch wenigstens 
zwei große Heimattreffen in An-
klam stattfinden, so 2021 nicht ein 
einziges. Dennoch muss die lands-
mannschaftliche Arbeit nicht ru-
hen. Die Landesgruppe der Ost-
preußen in Mecklenburg-Vorpom-
mern hat in dieser Zeit Tausende 
Rundbriefe verschickt und zu den 
Landsleuten in Ost und West, 

Nord und Süd intensiv Kontakt ge-
halten, auch und besonders zu den 
Freunden in der Heimat. Aber vor 
Ort war man ebenfalls aktiv. Rück-
schau: Am 9. März 2019 war das 
Frühlingstreffen der Ostpreußen 
in Anklam der Pfarrerstochter An-
na Neander gewidmet, bekannt als 
das „Ännchen von Tharau“. Das 
Volkslied wird dem Dichter und 
Professor der Beredsamkeit an der 
Universität „Albertina“ Königs-
berg, Simon Dach aus Memel, zu-
geschrieben – zumindest war er als 
Haupt des Königsberger Dichter-
kreises „Musikalische Kürbishüt-
te“ daran beteiligt. Nach dem Tref-
fen wurde in der Wallanlage am 
Steintor Anklam bei großer Beteili-
gung der Gäste, darunter auch der 
russische Kant-Chor Gumbinnen, 
eine Winterlinde gepflanzt. Anlass 
war der 400. Geburtstag des Änn-
chens, welches 1619 als Tochter 

des Tharauer Pfarrers geboren 
wurde. Zu ihrer Hochzeit 1636 mit 
dem Pfarrer Johannes Partatius 
entstand dann das in ganz Deutsch-
land und darüber hinaus bekannte 
Volkslied. Johann Gottfried Her-
der übertrug es später vom Sam-
ländischen Platt in das Hochdeut-
sche, und der Tübinger Musikpro-
fessor Friedrich Silcher kompo-
nierte die heutige Melodie. An al-
len ihren Wirkungsstätten – in 
Tharau, Trempen und Laukischken 
– pflanzte das Ännchen eine Linde, 
die alle drei 1945 noch gestanden 
haben sollen. Seit zweieinhalb Jah-
ren pflegen nun die Ostpreußen in 
Anklam ihre junge Ännchen-von-
Tharau-Linde, und sie ist gut an-
gewachsen. Besonders in den ver-
gangenen drei heißen Sommern 
musste sie oft gewässert werden. 
Nun war es Zeit, den Baum mit ei-
nem kleinen Findling für die Nach-

welt zu kennzeichnen. Die Stadt-
verwaltung gab grünes Licht, und 
der Anklamer Steinmetzmeister 
Uwe Fritz schuf ein kleines Kunst-
werk. Vorbild war ein litauischer 
Gedenkstein für eine Smetona-Ei-
che im Schlosspark Polangen /(Pa-
langa) bei Memel. Bereits am 
27.  August wurde der 700 Kilo 
schwere Findling gesetzt, doch 
konnte er bisher leider noch nicht 
eingeweiht werden. Das soll am 
12. März 2022 zum 30-jährigen Ju-
biläum der LO in Mecklenburg-
Vorpommern nachgeholt werden. 
Bleibt nur zu hoffen, dass die äuße-
ren Umstände dies zulassen wer-
den.� Friedhelm Schülke

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke, 
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Tel.: (04131)42684, Schrift-
führer und Schatzmeister: Hilde 
Pottschien, Volgerstraße 38, 21335 
Lüneburg, Tel.: (04131)7684391. 
Bezirksgruppe Lüneburg: Heinz 
Kutzinski, Im Wiesengrund 15, 
29574 Ebsdorf, Tel.: (05822)5465. 
Bezirksgruppe Braunschweig: 
Fritz Folger, Sommerlust 26, 38118 
Braunschweig, Tel.: (0531) 
2509377. Bezirksgruppe Weser-
Ems: Otto v. Below, Neuen Kamp 
22, 49584 Fürstenau, Tel.: (05901) 
2968

Niedersachsen

Adventsfeier
Braunschweig – Mittwoch, 8. De-
zember 2021, 12 Uhr, Gaststätte 
Mahlzeit, Kälberwiese 13 a: Ad-
ventsfeier. Das im vergangenen 
Jahr wegen Corona ausgefallene 
Gänsebratenessen wollen wir in 
diesem Jahr nachholen. Alle Mit-
glieder sind herzlich eingeladen, 
Gäste sind uns ebenfalls willkom-
men. Anschließend werden noch 
weihnachtliche Gedichte und Ge-
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Aus den Landesgruppen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Q Ja, ich verschenke für ein Jahr befristet die PAZ zum  
Preis von z. Zt. 168 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte  
als Prämie 40 Euro auf mein Konto überwiesen.  

Name :

Straße / Nr.:

PLZ /Ort:

Telefon:

IBAN:

Bank:

Datum, Unterschrift:

Zahlung per:    Q Lastschrift     Q Rechnung

Empfänger des Abos ist:

Name :

Straße / Nr.:

PLZ /Ort:

Der Geschenkgutschein soll geschickt werden an:
Q den Schenkenden     Q den Empfänger des Abos

Bitte den Bestellschein einsenden an: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg

Gleich unter  
040-41 40 08 42  

oder per Fax  
040-41 40 08 51 

oder online 
www.paz.de/abo 

bestellen!

Verschenken Sie Lesefreude
Die PAZ als Jahresabo für Ihre Lieben

Zeitung für Deutschland  
www.paz.de

40 Euro  

Prämie 

für Sie

✁

ANZEIGE

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch, 
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon 
(030) 2547345, E-Mail: info@bdv-
bln.de, Geschäftszeit: Donnerstag 
von 14 Uhr bis 16 Uhr. Außerhalb 
der Geschäftszeit: Marianne Be-
cker, Telefon (030) 7712354.  
Internet: www.ostpreussen- 
berlin.de

Berlin

Nach der Aufstellung des Findlings: Steinmetzmeister Uwe Fritz (2. von 
links), LO-Landesvorsitzender Manfred Schukat (rechts)�Foto: F. Schülke

Fortsetzung auf Seite 16
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schichten vorgetragen. Falls noch 
nicht geschehen, bitten wir um An-
meldung.

Adventsfeier
Oldenburg – Mittwoch, 8. Dezem-
ber, 15 Uhr, Stadthotel: Advents-
feier. Lieder, Gedichte und Ge-
schichten rund um Advent und 
Weihnachten sollen im Mittel-
punkt stehen. Die genaue Gestal-
tung, eventuell mit Verkaufsbasar, 
können wir nur kurzfristig planen. 
Eine telefonische Anmeldung ist 
unter (0441) 2047676 erforderlich.
 

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Jürgen 
Zauner, Stellv. Vorsitzende: 
Klaus-Arno Lemke und Dr. Bärbel 
Beutner, Schriftführerin: Dr. Bär-
bel Beutner, Geschäftsstelle: Bu-
chenring 21, 59929 Brilon, Telefon 
(02964)1037, Fax (02964) 
945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-
preussen-NRW.de, Internet: Ost-
preussen-NRW.de

Advent-Nachmittag
Bielefeld – Montag, 13. Dezember, 
14.30 Uhr, Gasthaus Bültmannshof 
Das Wirtshaus 1802, Kurt-Schuma-
cher-Straße 17a, 33615 Bielefeld: 
Advent-Nachmittag der Gruppe 
der Ost- und Westpreußen bei Kaf-
fee und Kuchen, gestaltet mit hei-
matlichen Weihnachtsbräuchen, 
Gedichten und sonstigen Überra-
schungen. Zu erreichen mit der 
Straßenbahnlinie 4 „Universität“,   

Haltestelle „Bültmannshof“. Es 
gilt die 2-G Corona-Auflage. 

Herzlich eingeladen sind  
alle Mitglieder, Bekannte und 
Freunde Ostpreußens. Bitte Vor-
anmeldung bei Barbara Dörr, Tele-
fon (0521) 82026, oder bei Gertrud 
Riede, Telefon (05202) 5584. Der 
Vorstand freut sich auf Ihr Kom-
men.

Advents- und Weihnachtsfeier
Essen – Freitag, 10. Dezember, 
15 Uhr, Gastronomie St. Elisabeth, 
Dollendorfstraße 51, 45144 Essen: 
Treffen der Ost- und Westpreußen 
zur Advents- und Weihnachtsfeier.

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Adventsfeier fällt aus
Burg auf Fehmarn – Dienstag, 
14.  Dezember: Coronabedingt 
müssen wir leider die Adventsfeier 
der Landsmannschaft Ost-,  
Westpreußen und Danzig absa-
gen.

Wir wünschen unseren Mit-
gliedern ein gesegnetes Weih-
nachtsfest sowie ein gesundes 
neues Jahr und hoffen, dass wir 
uns recht bald wieder treffen kön-
nen!� Brigitte Christensen

Vereinigte Landsmannschaf-
ten Flensburg e.V.
Flensburg – Dienstag, 7. Dezem-
ber, 15 Uhr, TSB-Heim, Eckener 
Straße: Adventsfeier mit Kaffeeta-

fel und textlichen Beiträgen. Es 
gelten die für Flensburg gültigen 
2G-/3G-Regeln.

Landesgruppen

Rätsel
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

 6    3   5 
 4      8  
  8  9  6   2
   1 3    7 
   6 1  8 9  
  3    9 4  
 8   5  2  4 
   2      7
  5   7    1

 6    3   5 
 4      8  
  8  9  6   2
   1 3    7 
   6 1  8 9  
  3    9 4  
 8   5  2  4 
   2      7
  5   7    1

 6 2 9 8 3 7 1 5 4
 4 7 3 2 1 5 8 6 9
 1 8 5 9 4 6 7 3 2
 5 9 1 3 2 4 6 7 8
 7 4 6 1 5 8 9 2 3
 2 3 8 7 6 9 4 1 5
 8 1 7 5 9 2 3 4 6
 3 6 2 4 8 1 5 9 7
 9 5 4 6 7 3 2 8 1

Diagonalrätsel: 1. Arznei, 2. Granne,  
3. Finger, 4. Lawine, 5. Delikt,  
6. Reseda – Arnika, Ingwer

Kreiskette: 1. Buelte, 2. Kegeln,  
3. Fackel, 4. Favela, 5. Eltern –  
Buegelfalte

Sudoku:

PAZ21_48

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte einen Kniff an Hosenbeinen.

1 norddeutsch: Hügelchen in Moor oder Bruch, 2 Kugelspiel, 3 Pechleuchte,
4 Slum in Südamerika, 5 Vater und Mutter

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei Heil-
pflanzen.
1 Heilmittel, Medizin
2 borstige Spitze an Gräsern
3 Teil der Hand
4 große herabstürzende Schnee-
   masse
5 rechtswidrige Handlung
6 Gartenzierpflanze

Der Nikolaustag lässt schon in der 
Vorweihnachtszeit die Kinderau-
gen leuchten. Kekse und Lebku-
chen werden gebacken, vielleicht 
auch Thorner Katherinchen und 
Königsberger Marzipan. Lieder wie 
„Lasst uns froh und munter sein“ 
rufen den Menschen ins Gedächt-
nis, dass nun die Zeit der Freude 
anbricht. Die Geburt des Heilands 
rückt immer näher, und der Ad-
vent sowie der Nikolaustag rufen 
uns auf, „uns recht von Herzen“ zu 
freuen. 

Stiefel oder Pantoffeln werden 
geputzt und auf die Fensterbank 
oder vor die Tür gestellt. Manch-

mal sind es auch Teller, die der 
Heilige St. Nikolaus den Kindern 
auffüllt. „Er bringt euch Äpfel, Fei-
gen, Nüss‘ und gutes Backwerk, 
zuckersüß. Doch für das böse, 
schlimme Kind legt er die Rute hin 
geschwind.“ Die Internetseite 
www.nikolaus-von-myra.de gibt 
vielfältige Informationen rund um 
den Nikolaustag.

„Auslöser dieses Kultes und 
Brauchtums ist die Figur jenes hei-
ligen Nikolaus, der seit dem 
6.  Jahrhundert in Legenden auf-
taucht.“ Heute ist bekannt, dass 
der legendäre Nikolaus „eine Kom-
pilation aus zwei historischen Per-

sonen: dem Bischof Nikolaus von 
Myra im kleinasiatischen Lykien, 
der wahrscheinlich im 4. Jahrhun-
dert gelebt hat, und dem gleichna-
migen Abt von Sion, der Bischof 
von Pinora war, und am 10. Dezem-
ber 564 in Lykien starb.“ 

Den Kindern damals wie heute 
ist die Legende präsent und so sa-
gen sie noch heute Gedichte auf 
wie dieses von Christian Fürchte-
gott Gellert:

Ach, du lieber Nikolaus,
komm ganz schnell in unser Haus!

Hab so viel an dich gedacht,
hast mir auch was mitgebracht?

� CRS

Lasst uns froh und munter sein
Zum Nikolaustag werden Kinder beschenkt

ADVENT

„Ach, du lieber Nikolaus, komm ganz schnell in unser Haus! Hab so viel an dich gedacht, hast Du mir was 
mitgbracht?“: Vielleicht sagt das Marjellchen Karin dem Nikolaus am Telefon Gellerts Gedicht auf

FO
TO
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O
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A 

(1
96

3)
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BDV

Rentenfrage 
bleibt offen

Bonn – Der vorgelegte Koalitions-
vertrag zwischen SPD, Bündnis 90 
/ Die Grünen und FDP bietet gute 
Ansätze, lässt aber entscheidende 
Fragen offen. 

Es ist gut, dass sich die Ampel-
Koalition ausdrücklich hinter das 
„kulturelle Erbe der Vertriebenen, 
Aussiedlerinnen und Aussiedler 
sowie der Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedler“ stellt. Wir legen 
jedoch Wert auf die Feststellung, 
dass auch Heimatvertriebene, Aus- 
und Spätaussiedler Teil unserer 
vielfältigen Gesellschaft sind.

Ebenso wichtig ist es, dass die 
Koalition den sozialpolitischen 
Impuls der letzten Bundesregie-
rung, einen Härtefallfonds auch 
für rentenrechtlich benachteiligte 
Spätaussiedler einzuführen, auf-
greift und umsetzen will. Ausge-
schlossen sollen laut Koalitions-
vertrag weiterhin alle deutschen 
Aussiedler bleiben – also die von 
Rentenbenachteiligungen Betrof-
fenen, die vor 1993 in Deutschland 
Aufnahme gefunden haben. 

Dies ist ein wichtiger Kritik-
punkt, der bereits in der letzten 
Wahlperiode mit Nachdruck ange-
meldet wurde. Diese Gerechtig-
keitslücke muss dringend ge-
schlossen und sämtliche Aussied-
ler und Spätaussiedler dabei ein-
bezogen werden.� BdV
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Ortsgruppe
Zwickau – Sonnabend, 11. Dezem-
ber, 12 Uhr, DRK-Begegnungsstät-
te, Eschenweg 60, 08060 Zwickau 
OT Marienthal: Weihnachtsfeier 
mit Mittagessen, Ehrung von Mit-
gliedern, weihnachtlichen Liedern 
und Gesang. Kurt Klaus, Mühl- 
weg 10, 09387 Pfaffenhain, Telefon 
(037296) 17661.

Kreisvertreter: Uwe Jurgsties, 
Kirschblütenstraße 13, 68542 Hed-
desnheim, Telefon (06203) 43229, 
Mobil: (0174)9508566, E-Mail: 
uwe.jurgsties@gmx.de.  
Gst. für alle Memellandkreise: 
Uwe Jurgsties, Kirschblütenstraße 
13, 68542 Heddesheim

Memel-Stadt/Land

Volkstrauertag in Memel
14. November, ein nebelverhange-
ner Tag in Memel. Es war nicht nur 
das Wetter, was diesem Tag beson-
dere Bedeutung gab. Es war auch 
die prekäre Situation an Polens 
und Litauens Grenzen zu Weiß-
russland. Die Zeichen stehen auf 
Eskalation, so kam dem heutigen 
Gedenktag eine sehr besondere  
Bedeutung zu: Erinnern, Bewusst-
machen, Deeskalieren, nie wieder 
Krieg. Die Assoziation VOKIETU-
VA lud ein zur Gedenkveranstal-
tung auf dem Soldatenfriedhof. 
Der Vorsitzende, Manfred Wa-
gener, begrüßte die Gäste:

Die Abordnung der Litauischen 
Marine, Hauptmann Schaefer vom 
Verteidigungsattachestab der Deut-
schen Botschaft in Vilnius, Klaus 
Grudzinskas, Vorsitzender des 
„Vereins der Deutschen in Klaipe-
da“, Heiko Kressin, Vorsitzender 
des kürzlich  neugegründeten 
„Deutschen Kulturverein Memel“ 
sowie  weitere private Gäste, dar-
unter auch Mr. Alan Lent, ehemali-
ger US Marine mit seinen beiden 
acht und zehn Jahre alten Töchtern. 

Und gerade von diesen beiden 
Mädchen unserer jüngsten Gene-

ration kamen nach der Veranstal-
tung die entscheidenden Fragen: 
„Papa, was ist das, ein Krieg?“, 
„Was ist ein Weltkrieg?“, „Wieviele 
Weltkriege gab es denn?“ und „Wa-
rum sind denn so viele Menschen 
in den Kriegen gestorben?“ Fragen, 
die unsere ältere Generation den 
jungen Generationen beantworten 
muss, Generationen, die eher an 
Pokemon, Tuf Gaming, LOL inter-
essiert sind, als am geschichtlichen 
Weltgeschehen, die erst dann sich 
von ihren Vorlieben abwenden, 
wenn sie betroffen werden von ei-
ner anderen Wirklichkeit, die kein 
Spiel mehr ist.

Dann übergab Wagener an Fre-
gattenkapitän a.D. Dirk Bohlmann, 
dessen Rede den Kern dieser Ver-
anstaltung traf: „Wir sind hier an 
einem besonderen Ort zusammen, 
ein Ort, der von zwei Völkern über 
Jahrhunderte geprägt wurde, ein 
Ort, der uns immer wieder aufs 
Neue vereint im Gedenken an die-
jenigen, die ihr Leben ließen durch 
Krieg, Verfolgung, Okkupation und 
Diktatur. Dieser Volkstrauertag, 
staatlicher Gedenktag, 1922 durch 
den Volksbund Deutscher Kriegs-
gräberfürsorge ins Leben gerufen, 
diente zunächst dem Gedenken der 
Toten des Ersten Weltkrieges.

Seit 1945 wird am Volkstrauer-
tag auch der zivilen Opfer des Krie-
ges gedacht. So treten neben die 
toten Soldaten auch die Frauen, 
Kinder und Männer, die in den be-
setzten Ländern und in Deutsch-
land zu Opfern von Krieg und Ge-
walt wurden, dies im besonderen 
Maße hier im Baltikum, in Litauen.

Seit 76 Jahren herrscht nun 
Frieden in Europa, in der Bundes-
republik Deutschland seit 1949 De-
mokratie und mit dem Mauerfall im 
Jahr 1989 endete auch der Kalte 
Krieg, das geteilte Deutschland ist 
vereint, die Baltischen Länder als 
Konsequenz des Mauerfalls wurden 
demokratische souveräne Staaten.

Die Generation meiner Eltern, 
die diese dunkle Zeit miterleben 
musste, verlässt langsam nach und 
nach die Bühne des Lebens. Bald 
wird es keine Zeitzeugen mehr ge-
ben, die ihr Erleben dieser Zeit 
weitergeben können. Dann ist viel-
leicht diese Zeit nüchterner Teil 
der Geschichtsbücher.

Umso wichtiger ist es, sich im-
mer wieder und aufs Neue mit der 
Vergangenheit auseinanderzuset-
zen, und das tun wir heute am dies-
jährigen Volkstrauertag.

Die Nachkriegsgenerationen 
sind nicht verantwortlich für das 
in dieser Zeit Geschehene. Aber 
die Nachkriegsgenerationen, näm-
lich wir, sind dafür verantwortlich, 
dass so etwas nie wieder passiert.

Und so möchte ich zum heuti-
gen Volkstrauertag auszugsweise 

die traditionellen Worte des Bun-
despräsidenten von 1952, Theodor 
Heuss, zitieren, die ihre Gültigkeit 
nie verlieren werden.

‚Wir gedenken der Soldaten, 
die in den Weltkriegen starben, der 
Menschen, die durch Kriegshand-
lungen oder danach in Gefangen-
schaft, als Vertriebene und Flücht-
linge ihr Leben verloren. 

Wir gedenken derer, die ums 
Leben kamen, weil sie Widerstand 
gegen Gewaltherrschaft geleistet 
haben, und derer, die den Tod fan-
den, weil sie an ihrer Überzeugung 
oder an ihrem Glauben festhielten.

Wir trauern um die Opfer der 
Kriege und Bürgerkriege unserer 
Tage, um die Opfer von Terroris-
mus und politischer Verfolgung.

Aber unser Leben steht im Zei-
chen der Hoffnung auf Versöhnung 
unter den Menschen und Völkern, 
und unsere Verantwortung gilt 
dem Frieden unter den Menschen, 
zu Hause und in der ganzen Welt.‘

Diese Worte sind eine Brücke 
in unsere Tage, sie haben weder an 
Kraft noch an Bedeutung verloren, 
sie sind gültig auch heute, wie vor 
69 Jahren, als Präsident Theodor 
Heuss sie formulierte.

Es ist unsere Aufgabe, sie in die 
Zukunft zu tragen, Vergessen un-
möglich zu machen, nur so können 
wir unsere Kinder und Kindeskin-
der den Frieden erleben lassen, 
den auch wir erleben durften.

Ich danke Ihnen.“
Die anschließende feierliche 

Kranzniederlegung mit Schweige-
minute wurde begleitet durch sen-
sibles Trompetensignal des litaui-
schen Musikers, welches der Ver-
anstaltung einen überaus würdi-
gen Abschluss gab.� Dirk Bohlmann

10 Jahre Archiv
Im Dezember 2010 besuchten  
Uwe Jurgsties und Karin Gogolka 
den damaligen Bürgermeister von 
Memel Taraskevicius, als uns dort 
eine Mail vom Direktor der Simo-
naitytes Bibliothek Juozas Siksne-
lis erreichte, der Interesse an unse-
rem Archiv bekundete. Noch am 
gleichen Tag trafen wir uns zum 
Gespräch und der Besichtigung 
der vorhandenen Räumlichkeiten 
für unser Archiv. Bereits im Januar 
2011 trafen der AdM-Bundesvor-
stand, die Kreisvertreter und der 
Archivar der AdM zusammen und 
beschlossen, das AdM-Archiv als 
Dauerleihgabe nach Memel zu ver-
lagern. Am 5. Oktober 2011 erfolgte 
die offizielle Übergabe. In diesen 
zehn Jahren wurden durch die Mit-
arbeiter der Simonaitytes Biblio-
thek und hier im besonderen durch 
den früheren Direktor Siksnelis, 
der heutigen Direktorin Laura 
Juchnevic sowie durch Jurga Bard-
auskiene und Viktorija Karaliene 

mit sehr viel Herzblut unser Mate-
rial aufgearbeitet und größtenteils 
digitalisiert. Es entstanden diverse 
Wanderausstellungen wie „Trans-
portwege im Memelland“, „Auf 
den Spuren der alten Schulen“, 
„Menschen, die ihre Spuren in Me-
mel hinterließen, 100 Jahre Paten-
schaft Mannheim-Memel“ und 
„170 Jahre Memeler Dampfboot“. 
Es sind mehrere Bücher mit Bild- 
und Textmaterial aus unserem Ar-
chiv erschienen. Unser Archiv wird 
von Besuchern aus Deutschland, 
aber überwiegend ( 80 Prozent) 
von den heutigen Bewohnern der 
Stadt und des Landes besucht. In 
einem Monat kommen mehr Besu-
cher als in den 63 Jahren, als sich 
unser Archiv noch in Deutschland 
befand. �  U.J.

Kreisvertreter: Ulrich Pokraka,  
An der Friedenseiche 44, 59597  
Erwitte, Telefon (02943) 3214,  
Fax -980276, 
E-Mail: u-pokraka@t-online.de 
Stellvertreter: Frank Jork, Ober-
börry 18, 31860 Emmerthal-Börry, 
Telefon (0171) 7086334

Neidenburg

Trauer um Jürgen Kowalek
Am 22. November verstarb unser 
Kreistagsmitglied Jürgen Kowalek.
Die Kreisgemeinschaft Neidenburg 
(KG) trauert um ihren ehemaligen, 
verdienten Schriftleiter. Von 2002 
bis 2018 hat Kowalek die Heimat-
briefe der KG in mühseliger, akribi-
scher Kleinarbeit erstellt. Er war 
immer auf der Jagd nach interes-
santen, informativen Berichten. 
Man konnte sich blind auf ihn ver-
lassen. Er hatte ein feines Gefühl 
dafür, was die Leser interessierte. 
Ich persönlich habe viele Jahre als 
Mitgliedsdatenverwalter eng mit 
Kowalek zusammengearbeitet. Es 
war immer eine gute und schöne 
Zusammenarbeit. Im Jahre 2015 
wurde Kowalek mit dem „Silber-
nen Ehrenzeichen“ der LO geehrt.

Wir von der KG Neidenburg 
sind Kowalek zu großem Dank ver-
pflichtet und werden sein Anden-
ken immer in Ehren halten. Unser 
Mitgefühl gilt seiner Frau Ingrid 
und seiner Familie.� Ulrich Pokraka

Mitgliederversammlung 
Neuss – Sonnabend, 11. Dezember, 
14 Uhr, Berufsbildungszentrum, 
R.A003/Haupteingang, Hammfeld-
damm 2, 41460 Neuss: Mitglieder-
versammlung mit folgender Tages-
ordnung: 1. Begrüßung der Mitglie-
der, 2. Gedenken der Verstorbe-
nen, 3. Bericht des Kreisvertreters 
E. Neubauer, 4. Bericht der Mit-
glieder des Kreisausschusses, 
5. Jahresrechnung 2020, 6. Bericht 
der Rechnungsprüfer, 7. Satzungs-
änderung: Reduzierung des Vor-
standes auf zwei oder drei Perso-
nen (Kreisvertreter, Schatzmeister 
und gegebenenfalls Schriftführer), 
8. Entlastung des Vorstandes, 
9. Wahl des Wahlleiters, 10. Wahl 
des Kreistages, 11. Wahl des Kreis-
ausschusses/Vorstand, 12. Gestell-
te Anträge, 13. Verschiedenes. 

Anträge zur Tagesordnung so-
wie Bewerber für den Kreistag/
Ausschuss bitte bis zum 4. Dezem-
ber an Egbert Neubauer (siehe 
oben) senden.

Eingeladen sind alle ehemali-
gen Einwohner aus dem Kreis Rö-
ßel sowie Heimat- und Kulturinte-
ressierte. Wir freuen uns auf eine 
rege Teilnahme. Für das leibliche 
Wohl ist gesorgt. Selbstverständ-
lich wird die Mitgliederversamm-
lung unter Berücksichtigung der 
Corona Hygienevorschriften und 
der 3-G Regeln stattfinden. Falls 
sich aufgrund der Infektionslage 
Änderungen ergeben sollten, wer-
den wir Sie kurzfristig, soweit 
möglich, darüber informieren. Bit-
te informieren Sie sich auch tele-
fonisch oder im Internet.

Kreisvertreter: Dieter Neukamm, 
Am Rosenbaum 48, 51570 Wind-
eck, Telefon (02243) 2999, E-Mail: 
neukamm-herchen@t-online.de 
Geschäftsstelle: Hans-Joachim 
Scheer, Wrister Str.1, 24576 Wed-
delbrook, Telefon (04192)4374,  
E-Mail: hans-joachimscheer@t- 
online.de

Tilsit-Ragnit

Kreistagssitzung 2021
Nach mehr als zweijähriger Pause 
konnte am 13. November dieses 
Jahres endlich wieder eine Prä-

senzkreistagssitzung der Kreisge-
meinschaft Tilsit-Ragnit (KG) ab-
gehalten werden. Viele der 21 Mit-
glieder hatten ihr Erscheinen aus 
der Pandemie geschuldeten und 
altersbedingten Gründen abgesagt, 
und so waren Erleichterung und 
Freude umso größer, als schließlich 
die satzungsgemäß erforderliche 
Mindestzahl im Seminarraum des 
Tagungshotels Schützenhof in Ei-
torf/Sieg versammelt war. Die Re-
gularien waren rasch abgehandelt. 
Bei den Berichten der Kirchspiel-
vertreter schien immer wieder die 
Sorge bezüglich der stetig abneh-
menden Mitgliederzahl durch. In 
diesem Zusammenhang wurde die 
Aussage des Geschäftsführers mit 
Ernüchterung zur Kenntnis ge-
nommen, dass das Durchschnitts-
alter der Mitglieder der Kreisge-
meinschaft bei 82,8  Jahren liegt! 
Die damit verbundenen, etwas düs-
ter gefärbten Zukunftsaussichten 
konnten dann auch nicht wirklich 
durch die an sich erfreuliche Tat-
sache gemildert werden, dass im 
vergangenen Jahr 18  Neuzugänge 
zu verzeichnen waren, 6 von ihnen 
immerhin junge Studenten der Uni 
Jena. Es ist vorgesehen, im nächs-
ten Frühjahr ein Seminar „Zu-
kunft“ abzuhalten mit der zentra-
len Fragestellung der Gewinnung 
neuer, jüngerer Mitglieder.

Der Kreisvertreter bedauerte in 
seinem Bericht den coronabeding-
ten Fortfall der alljährlichen Be-
gegnungen mit unseren russischen 
Freunden in der Heimat. Mit Hilfe 
von Telefon und Internet lässt sich 
dieser Mangel nur notdürftig be-
heben.

Für den Fortbestand der Lei-
tung des Vereins und die Beset-
zung seiner Aufgabenbereiche 
wird in hinreichendem Maße Sorge 
getragen. Zwei neue Mitarbeiter, 
die an der Teilnahme leider verhin-
dert waren, haben sich mit Hinga-
be den ihnen übertragenen Aufga-
ben gewidmet. 

Ein wesentlicher Punkt der Ta-
gesordnung war die Ehrung von 
Mitarbeitern, von denen sechs mit 
dem Verdienstabzeichen der LO 
und zwei mit dem Ehrenzeichen in 
Silber ausgezeichnet wurden.

Im Übrigen sind als äußerst er-
freulich die Harmonie sowie das 
freundschaftliche Miteinander 
unter den Kreistagsmitarbeitern 
festzuhalten, was sich natürlich 
besonders bereits am Vorabend 
und beim gemütlichen Beisam-
mensein nach der Sitzung und dem 
gemeinsam eingenommenen 
Abendessen dokumentierte.

Man ging am Folgetag ausein-
ander mit dem Vorsatz, sich bei 
entsprechenden Veranstaltungen 
der Landsmannschaft und bei der 
für Mitte Oktober kommenden 
Jahres angesetzten nächsten Kreis-
tagssitzung in Verden/Aller wie-
derzusehen.� Dieter Neukamm

Heimatkreisgemeinschaften

Kreisvertreter: Andreas Heiser, 
Schlicker Weg 27, 42659 Solingen, 
Telefon (0212) 811013, 
andreasheiser@arcor.de. Gst.: 
Kreisgemeinschaft Insterburg Stadt 
und Land e.V., Am Marktplatz 10, 
47829 Krefeld, Tel. (02151) 
48991, Fax (02151) 491141,  
info@insterburger.de, www.inster-
burger.de, Bürozeiten: Montag–Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr 

Insterburg-Stadt /
Land

In Memel war viel los: Nicht erst zum Volkstrauertag kamen die Men-
schen im Gedenken zusammen, bereits zum Tag der Deutschen Einheit 
gab es ein Festprogramm, zu dem  AdM Bundesvorsitzenden Uwe Jurgs-
ties (2. v. r.) einen Mund-Nasenschutz in den Farben der Stadt Memel 
überreicht an (v. l.) Honorarkonsul Arunas Baublys, Bürgermeister Vy-
tautas Grubliauskas und Manfred Wagener. Dazwischen Anja Luther, 
Kulturbeauftragte der Deutschen Botschaft in Wilna� Foto: U.J.

Das 10-jährige Bestehen des AdM-Archivs wurde am 6. Oktober auf dem 
Schiff „Sinatra“ gefeiert. Unter den Gästen: Laura Juchnevic, Jurga 
Bardauskiene , Viktorija Karaliene und Mitarbeiterinnen der Simonaity-
tes Bibliothek, Arvydas Cesiulis, stellvertretender Bürgermeister von 
Memel, Honorarkonsul Arunas Baublys, Benediktas Petrauskas, Klaus 
Grudzinskas, Magdalena Piklaps und Rasa Miuller vom Verein der Deut-
schen in Klaipeda, Hans-Jürgen Müller aus Berlin und Uwe Jurgsties

KG Tilsit-Ragnit ehrt Mitglieder: (v. l.l) Mechthild Herzog, Karlheiner Ha-
mel, Stephan Rodde, Bernd Bönkost, Kreisvertreter Dieter Neukamm, 
Hans-Joachim Scheer, Rotraud Ribbecke� Foto: Heiner J. Coenen
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Jürgen Kowalek� Foto: W. Brandt

Kreisvertreter: Egbert Neubauer, 
Nordparkweg 29, 41462 Neuss,  
Telefon (02131) 569408. E-Mail: 
Kreisgemeinschaft-Roessel@gmx.
de. Stellv. Kreisvertreter: Ernst 
Grünheidt, Schatzmeister:  
Siegfried Schrade, Schriftführe-
rin: Waltraud Wiemer, Archivarin/
Karteiführerin: Ursula Schlempe

Rößel
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VON CHRIS W. WAGNER

F ragt man heute in der Republik 
Polen nach dem Ursprung der 
Pfefferkuchentradition, kommt 
immer die Antwort Thorn 

[Toruń]. Das ärgert Monika Wójcik-Bed-
narz. Die Leiterin der Österreichbibliothek 
in Oppeln [Opole] organisiert im Advent 
Backen mit Geschichte für Kinder und 
Junggebliebene. „In Schlesien war die Pfef-
ferkuchenkultur viel älter als in Thorn oder 
gar in Nürnberg“, sagt sie und belegt ihr 
Wissen mit Quellen, aus denen hervor-
geht, dass die ersten Erwähnungen dieser 
Naschereien aus Schweidnitz [Świdnica] 
kamen: „Mitte des 13. Jahrhunderts, das 
heißt, dass in dieser Stadt damals schon 
Pfefferküchler gearbeitet haben“, sagt sie. 

Doch es gibt auch Überlieferungen aus 
anderen schlesischen Städten, die entlang 
der alten Handelsrouten angesiedelt waren 
– aus Breslau, Jauer [Jawor], Oppeln oder 
Ratibor [Racibórz]. Für Wójcik-Bednarz 
sind Neisser Konfekte, wie man die Leb-
kuchen dort bis Kriegsende nannte, beson-
ders interessant. „Epitaphien am alten 
Friedhof in Oppeln und an der St. Jakobs-
kirche in Neisse [Nysa] zeigen, dass die 
Pfefferküchler damals reich und angese-
hen waren. Nicht jeder konnte sich eine 
Grabkapelle auf dem Friedhof leisten.“ Sie 
sagt, dass Dokumente im Oppelner Staats-
archiv belegten, wie in Oberschlesien Pfef-
ferküchler organisiert waren. „Nicht jeder 
durfte Pfefferkuchen machen, es gab nur 
eine bestimmte Zahl von Pfefferküchlern 
in der Stadt, die das Handwerk ausüben 
durften. So wollte es das Meilenrecht“, be-
tont Wójcik-Bednarz. 

Das Meilenrecht war ein Privileg, wel-
ches besagte, dass niemand ohne die Ge-
nehmigung der Stadt in einem Umkreis 
von einer oder mehrerer Meilen um die 
Stadt ein bestimmtes Gewerbe, Gastrono-
mie oder Handwerk betreiben durfte.

Peter Berg, der die Geschichte der 
Neisser Pfefferkuchen untersuchte, erklärt 
in „Der oberschlesische Pfefferkuchen aus 

Neisse" (heinersdorfkreisneisse.de), dass 
aufgrund des Meilenrechts, das erst mit 
der Verkündigung der Gewerksfreiheit vor 
einem Jahrhundert fiel, selbst der Verkauf 
von Lebkuchen durch nicht zur Zunft Ge-
hörige verboten war. „Neisser Pfefferku-
chen durften also nur in Neisse verkauft 
werden. Die Bürger anderer Städte muss-
ten ihr eigenes Gebäck genießen, mochten 
sie auch ein noch so heißes Verlangen nach 
anderen haben und Geld bieten“, ist bei 
Berg zu lesen.

Wenn Wójcik-Bednarz  mit Kindern 
arbeitet und nach den Lebkuchenzutaten 
fragt, nennen die Kleinen neben Mehl und 
Gewürzen immer Zucker. „Dass es Honig 
ist, das wissen sie heute nicht mehr. Sie 
können sich nicht vorstellen, dass es da-

mals keinen Zucker gab und dass erst im 
19. Jahrhundert Kristallzucker aus der Zu-
ckerrübe gewonnen wurde“, sagt sie. Sie 

muss dann erklären, dass erst der Berliner 
Wissenschaftler Franz Carl Achard die 
Technik zur Zuckerherstellung aus weißen 
Futterrüben entwickelte.

 Und auch diese Geschichte ist eine 
schlesische, denn 1801 ließ Achard im 
niederschlesischen Kunern [Konary] die 
erste Rübenzuckerfabrik der Welt errich-
ten. Dieses Wissen wird in den Schulen 
nicht weitergegeben und so hat es sich 
die Bibliotheksleiterin zur Aufgabe ge-
macht, in Arbeitsgruppen mit Kindern 
Landeskunde zu vermitteln. Am besten 
gelingt es laut Wójcik-Bednarz dann, 
wenn hinterher etwas Greifbares ent-
steht, dann bleibe es länger hängen. Und 
der Advent bietet sich perfekt für eine 
Weihnachtsküchlerei an.

Geschichte „begreifen“: In der oberschlesischen Weihnachtsbäckerei lernen Kinder, wie man Pfefferkuchen herstellt� Foto: CWW

Liebe Gudrun, neben Dir bin ich die 
dienstälteste Werk-Lehrerin der Werk-
woche, und so möchte ich das Wort er-
greifen. 

An die 20 Jahre bist Du nun schon da-
bei, und zwar in einer Qualität, die für uns 
andere wohl unerreichbar ist: Du be-
herrscht nämlich fast alle Handarbeits-
techniken, die bei der Werkwoche vermit-
telt werden – Deine Samland-Tracht hast 
Du Dir selbst genäht, Schürze und Bluse 
mit der allerfeinsten Hohlsaumstickerei 
versehen, hast genau passende Jostenbän-
der dazu gewebt, hast eine bildschöne Kol-
lerbluse aus dichtgewebtem Leinen mit 
Weißstickerei gefertigt, und im Stricken 
kennen wir von Dir eine unermessliche 
Vielzahl der schönsten Meisterwerke. 

So hast Du viele Jahre lang die stets be-
sonders große Werkgruppe der Strickerin-
nen geleitet, und zwar in allen Disziplinen. 
Ob Doppelstricken von Topflappen, Schals 
oder Westen und Jacken, ob Musterstri-
cken, knifflige Fingerhandschuhe mit al-
lerdünnster Wolle. Außerdem hast Du 
noch die Kreuzstickerinnen mit betreut 
und darauf geachtet, dass die Rückseite 
des Werkstückes genauso gleichmäßig 
aussieht wie die Vorderseite, und sogar 
eine Weißstickerin hast Du aufgenommen, 

als keine eigene Gruppe dafür angeboten 
wurde. Wie hast Du diese Vielzahl an Auf-
gaben nur bewältigt? 

Ich selbst konnte zwar nie als lernende 
Teilnehmerin in Deine Gruppe kommen, 
aber wie ich von anderen hörte und nur 
am Rande selbst miterlebte, hast Du mit 
wahrer Engelsgeduld Dein hohes Können 

vermittelt, bei Fehlern beraten und gehol-
fen und tatkräftig dazu beigetragen, dass 
jede ein schönes selbstgefertigtes Werk-
stück mit nach Hause nehmen konnte. 

Jahr für Jahr bist Du mit dem Auto 
über viele hundert Kilometer angereist, 
mit einer großen Fülle von Anleitungen, 
Wolle und Werkzeug, damit für alle Pro-

jekte auch schwer zu beschaffende Dinge 
verfügbar waren. 

Viele Male bist Du nach Allenstein zur 
Werkwoche gefahren und hast dort Dein 
Können vermittelt. Und auch beim 
Herbstmarkt in Ellingen, im Kulturzent-
rum Ostpreußen, hast Du für die Werk-
woche geworben, Ostpreußen vertreten 
und eigene wunderschöne und vorbildlich 
traditionsreiche Handarbeiten verkauft, 
die Du in langen Tagen zu Hause gestrickt 
hast – natürlich ohne den wahren Lohn 
für Deine mühevolle Arbeit erhalten zu 
können. 

Bei unserer Werkwoche hier hast Du 
darüber hinaus auch einmal als Leiterin 
fungiert – mit so viel Herzenswärme und 
liebevoller aufwendiger Vorbereitung. 
Vielleicht hast Du es selbst gespürt, wie 
sehr Du uns alle damit berührt hast. In all 
Deinem Tun spüren wir Deine große Lie-
be zu Deiner ostpreußischen Heimat, 
Dein großes Anliegen, die überlieferten 
Traditionen zu pflegen und weiterzutra-
gen. Nie hast Du Dank dafür verlangt – 
nur dass alles weitergeht und dass andere 
die Fackel weiterreichen wie beim Staffel-
lauf. Ein „Multiplikator“ für Ostpreußen 
bist Du seit vielen, vielen Jahren – und 
hast Dich stets bemüht, andere zur Nach-

ahmung anzuregen, damit jeder das Seine 
tut, die Traditionen weiter zu pflegen. 

Es ist ja unser aller Anliegen, dass die 
Handarbeiten, die wir hier bei der Werk-
woche erlernen und anfertigen, bald nicht 
nur noch in Museen zu bestaunen sind, 
sondern lebendige Tradition bleiben.

Als Du am Ende der letzten Werkwo-
che Deinen Abschied verkündetest, was 
Du nur mit Deinen zunehmenden Jahren 
begründetest, war das ein Schock für alle 
Anwesenden. Denn Du bist ein Herzstück 
der Werkwoche, so tätig und engagiert wie 
sonst niemand hier. Du hast die Latte hoch 
gehängt für jemanden, der Dir nachfolgen 
könnte. Und doch hast Du Dir Gedanken 
darum gemacht, wer die Techniken weiter 
vermitteln könnte und sollte – denn es soll 
doch weitergehen. Darum bist Du dieses 
Jahr doch noch einmal hergekommen, um 
die Strickerinnen anzuleiten. 

Im Namen aller Teilnehmerinnen danke 
ich Dir dafür von ganzem Herzen – und 
nachdem letztes Jahr Betroffenheit und 
Fassungslosigkeit uns stumm machten, ha-
be ich in diesem Jahr doch wenigstens die 
Gelegenheit, Deine großen Verdienste zu 
würdigen, für Deine unermüdliche tätige 
Liebe für die Werkwochen meinen beschei-
denen Dank zu sagen.� Marianne Kopp

LAUDATIO ZUM ABSCHIED

Mit viel Liebe zur ostpreußischen Heimat
20 Jahre lang vermittelte Gudrun Breuer bei den Werkwochen der Landsmannschaft Ostpreußen traditionelle Handarbeitstechniken

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Süße Privilegien aus Schweidnitz

Im Stricken bewandert: Gudrun Breuer (l.) mit Marianne Kopp� Foto: LO

Pfefferkuchen und Rübenzucker haben ihre Wurzeln in Schlesien – Erste Erwähnung im 13. Jahrhundert

ADVENT

Marzipan  
wie daheim

Für Marzipan benötigt man:
500 g Mandeln
500 g Puderzucker
5 Bittermandeln (Apotheke)
50 ml Rosenwasser (nach Bedarf ver-
wenden)
Zum Verzieren: Zitronat, Orangeat, 
kandierte Kirschen, Puderzucker und 
Rosenwasser für den Guss.
Gesamtzeit: 2 Stunden, 30 Minuten

Zubereitung: Mandeln brühen und 
häuten, abkühlen lassen und mit dem 
Puderzucker durch die Mandelmühle 
drehen. Die Masse mit etwas Rosen-
wasser durchkneten. Anschließend in 
Herzen formen, diese mit erhöhtem 
Rand, der mit einem Messer oder einer 
Nagelschere eingekerbt wird. Die Teile 
dicht an dicht auf ein Holzbrett unter 
den heißen Grill halten, damit die 
Oberfläche bräunt. Wenn die Herzen 
hellbraun gefärbt sind, die heißen Rän-
der mit Rosenwasser bepinseln. Dann 
schnell ins Kühle stellen und abtrock-
nen lassen. Dann die Herzen in der 
Mitte mit sehr festem Zuckerguss (an-
gemischt mit Rosenwasser) füllen und 
mit kleinen Stücken Orangeat, Zitronat 
und kandierten Kirschen verzieren. Die 
fertigen Marzipanherzen in Blechdo-
sen mit Pergament zwischen den La-
gen schichten. � MRK
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Köstlich: Königsberger Marzipan

„In Schlesien war die 
Pfefferkuchenkultur 
viel älter als in Thorn 

oder gar in 
Nürnberg“

Monika WÓjcik-Bednarz 
Leiterin der Österreichbibliothek 

in Oppeln
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VON MANFRED WEINHOLD

P ommern der Neuzeit ist, von 
der polnischen Administration 
abgesehen, heute die preußi-
sche Provinz Pommern, wie sie 

bis zum Zweiten Weltkrieg bestand. Vor- 
und Hinterpommern von der Recknitz im 
Westen bis an den Zarnowitzer See im 
Osten und von der Ostsee im Norden bis 
an die Grenze zur Provinz Brandenburg 
im Süden.

Der Begriff „Pommern“ war zunächst 
nicht genau festgelegt. Mitte des 11. Jahr-
hunderts wurde „Pommern“ erstmals er-
wähnt. Abgeleitet wird Pommern von den 
Pomoranen, deren Siedlungsgebiet sich 
von der Oder bis an die Weichsel er-
streckte. Der „Slawentheorie“ zufolge 
wanderten um das Jahr 600 Slawen ein, 
die das Land Pomorie (Küstenland) nann-
ten, po morzu (am Meer). Noch um das 
Jahr 1000 umfasste „Pomorie“ das Land 
zwischen Ostsee, Oder, Weichsel und 
Warthe/Netze. 

Übergang an das Heilige Reich
1170 schlossen sich die pommerschen 
Fürsten dem Heiligen Römischen Reich 
an, und mit der Belehnung Pommerns an 
Bogislav I. durch Kaiser Friedrich I. (Bar-
barossa) entstand 1181 eine rechtliche 
Verbindung. Aber bereits vier Jahre später 
geriet Pommern unter dänische Lehns-
herrschaft, die erst mit der geschichts-
trächtigen Schlacht von Bornhöved 1227 
endete. 

Bereits 1181, als Pommern in den 
Reichsverband eintrat, war Pommern 
nicht mehr das Gebiet von der Oder bis 
zur Weichsel, so wie es um das Jahr 1000 
bestand. Zu Pommern gehörten zu der 
Zeit auch die Uckermark und das Land 
Stargard, das spätere Herzogtum Meck-
lenburg-Strelitz, jedoch nicht der westli-
che Teil mit Rügen. Im Osten reichte das 
Herzogtum Pommern nur bis an den Gol-
lenberg und schloss die Länder Schlawe 
und Stolp aus. 

Zur Unterscheidung von dem angren-
zenden Herzogtum Pommern, das auch 
Ostpommern genannt wurde, hieß das 
westliche Pommern, also unser Pom-
mern, Westpommern oder Herzogtum 
Slawien. Ostpommern umfasste die Län-
der Schlawe, Stolp und Pommerellen. 

Pommerellen ist die Verkleinerungsform 
von Pommern. Mit dem Aussterben der 
Ratiboriden, einer Nebenlinie des Grei-
fengeschlechts, fielen 1227 die Länder 
Schlawe und Stolp mit Rügenwalde an 
Pommerellen und kamen 1317 an das Her-
zogtum Pommern (Westpommern). 
Schlawe endgültig 1347.

Im 16. Jahrhundert hatten sich die Be-
zeichnungen Vor- und Hinterpommern 

durchgesetzt. Besonders wurden die Be-
griffe Hinterpommern und Ost-Pomera-
nia für die nach dem Dreißigjährigen 
Krieg 1648 an Brandenburg gelangten Ge-
biete verwandt.

Vorpommern
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren die 
Namen Ost- und Westpommern ge-
bräuchlich, Ostpommern für den Regie-
rungsbezirk Köslin und Westpommern 
für die Regierungsbezirke Stettin und 

Stralsund. Nachdem 1335 die rügenschen 
Fürsten ausgestorben waren, fiel das 
Fürstentum Rügen mit der Insel Rügen 
und dem Rügenschen Festland (Barth, 
Stralsund, Grimmen) an das Herzogtum 
Pommern-Wolgast. Das Herzogtum Pom-
mern erlebte mehrfach Teilungen, aus 
denen die Herzogtümer Pommern-Wol-
gast und Pommern-Stettin als wichtigste 
hervorgingen.

Heute bildet im deutschen Ge-
schichtsverständnis die Oder zwischen 
Vor- und Hinterpommern die Grenze, je-
doch wird vielfach Vorpommern falsch 
mit dem pommerschen Anteil des Bun-
deslandes Mecklenburg-Vorpommern 
gleichgesetzt. Bis ins 19. Jahrhundert wur-
de Vorpommern auch als Vorderpom-
mern bezeichnet. An Schweden gelangte 
1648 das westliche Pommern mit den 
Städten Cammin, Gollnow, Greifenhagen 
und Bahn über die Oder hinausgreifend. 

Es wurde Schwedisch-Pommern bezie-
hungsweise West-Pomerania genannt im 
Gegensatz zum brandenburgischen Ost-
Pomerania.

Pommern und Schweden
Mit dem Frieden von Stockholm 1720, der 
den Krieg zwischen Schweden und Preu-
ßen beendete, musste Schweden Vorpom-
mern südlich der Peene sowie die Inseln 

Usedom und Wollin an Preußen abtreten. 
Hierfür bürgerten sich die Bezeichnungen 
Alt-Vorpommern und Preußisch-Vorpom-
mern ein, für den bei Schweden verbliebe-
nen Teil, der erst 1815 mit dem Wiener 
Kongress zu Preußen kam, Neu-Vorpom-
mern und Schwedisch-Vorpommern.

Neu-Vorpommern hatte innerhalb 
Preußens bis zur Mitte des 19. Jahrhun-
derts eine Sonderstellung inne. Neu-Vor-
pommern oder auch Neu-Vorpommern 
und Rügen, um Rügen hervorzuheben, 

war deckungsgleich mit dem 1932 aufge-
lösten Regierungsbezirk Stralsund.

Schwedisch-Pommern war nicht dem 
schwedischen Staat eingegliedert, son-
dern ein Reichslehen, in dem der schwe-
dische König in Personalunion der Her-
zog von Pommern war. Kurz vor Auflö-
sung des Heiligen Römischen Reiches 
1806 schied Schwedisch-Pommern aus 
dem Reichsverband aus. 

Auch Polen hat für Pommern östlich 
der Oder verschiedene Bezeichnungen, 
die aber nicht mit den deutschen gleich 
sind. 1999 entstanden die 16 heutigen 
Woiwodschaften, die in ihrem Umfang 
größtenteils geschichtliche Gebiete um-
fassen. Davon entfallen allein drei mit 
„Zachodnia-Pomorskie“ (Westpom-
mern), Pomorskie (Pommern) und Ku-
jawsko-Pomorskie (Kujawnien-Pom-
mern) auf Pommern. „Westpommern“ 
umfasst alle Gebiete der westlichen Hälf-
te Pommerns, wie es um das Jahr 1000 
bestand. „Pommern“ ist überwiegend 
Pommerellen ohne den südlichen Teil, 
der zur Woiwodschaft „Pommern-Kujaw-
nien“ gehört.

Unterschiedlicher Geschichtsverlauf
Nicht nur Schlawe und Stolp zeigen einen 
anderen Geschichtsverlauf als das übrige 
Pommern, sondern auch die Länder Bü-
tow und Lauenburg. Lauenburg gehörte 
ursprünglich zum Herzogtum Pommerel-
len, das Land Bütow hingen zum Herzog-
tum Schlawe-Stolp. 

Mit dem Vertag von Soldin 1309 fiel 
Lauenburg mit Pommerellen an den 
Deutschen Orden. Das Land Bütow folgte 
20 Jahre später, 1329, nach kurzfristiger 
Zugehörigkeit zu Pommern von 1317 bis 
1321. Als pommerellischer Ordensbesitz 
wurden Bütow und Lauenburg mit dem 
Zweiten Thorner Frieden 1466 vom Or-
densstaat (Nachfolger der Samboriden im 
Herzogtum Pommerellen) getrennt und 
gelangten an das Herzogtum Pommern. 

Mit dem Aussterben des Greifenge-
schlechts 1637 fielen beide Länder an Po-
len, aber nach 20 Jahren mit dem Vertrag 
von Bromberg 1657 mit einer Sonderstel-
lung an Pommern zurück. Bevor Bütow 
und Lauenburg endgültig zu Pommern 
kamen, gehörten sie ab 1773 für vier Jahre 
wieder zum alten Ordensgebiet, zur neu-
en Provinz Westpreußen.

GESCHICHTE

Pommern im Strom der Zeit
Verschiedene Bezeichnungen im vergangenen Jahrtausend und ein kurzer geschichtlicher Abriss

Die Tauben von Stargard
Gehen wir Taubenfüttern auf dem Markt, 
das sagen sich in Stargard bei Stettin an 
den Wochenenden gern Taubenfreunde. 
Mit einer großen Tüte Keksbruch postie-
ren sie sich zwischen Rathaus und Mari-
enkirche, und schon brausen die Vögel 
schwarmweise herbei. Kopfüber stürzen 
sie sich auf die Krumen. Tauben zu halten, 
auch dem Brieftaubensport zu frönen, ist 
in Polen sehr populär. 

Wie in anderen Städten auch, handelt 
es sich bei den Stargarder Gurrvögeln 
vielfach um verwilderte Straßentauben, 
die der Geborgenheit des Schlagdaseins 
überdrüssig waren und die Freiheit des 
Vagabundenlebens wählten. Vater und 
Sohn werden, wie das Bild zeigt, von ih-
nen regelrecht bedrängt, häufiger und tie-
fer in die Kekstüte zu greifen. Passiert das 
nicht fix genug, tun sie es sogar selbst 
oder fressen ihren Gabenbringern aus der 
Hand, was denen durchaus Vergnügen be-

reitet. Stargarder Zitterhälse, eine bereits 
im 18. Jahrhundert in der Stadt gezüchte-
te und in Pommern einst sehr verbreitete 
Rasse, waren in dem Schwarm aber nicht 
vertreten. In Deutschland sind Zitterhäl-
se, die durch ihre langen, graziös geboge-
nen „Schwanenhälse“ auffallen, aber noch 
immer auf Ausstellungen zu sehen. An 
den aufwendig restaurierten historischen 
Bauwerken der Stadt am Ihna-Flüsschen 
dürften die Tauben jedoch eher ungern 
gesehen sein, weil ihre Verdauungshinter-
lassenschaften die Bausubstanz beschädi-
gen können.� K.H. Engel

b Info Wie bei vielen Taubenrassen ist 
auch beim Stargarder Zitterhals nicht klar 
belegt, wann und wie sie entstanden sind. 
Zirka um 1750 trat der Stargarder ver­
mehrt in Pommern um die Stadt Stargard 
als Flugtaube in Erscheinung und hat da­
her ihren ersten Teil des Namens. Rasse­

typisch wird das 
Schlagen oder 
auch Zittern ge­
nannt, welche 
den Rassena­
men der Tauben 
abrundet. Der­
zeit kommt der 
Stargarder in 
zwölf Farbschlä­
gen vor (Farbe 
auf dem Foto: 

Rot) und wird auch als kappige und/oder 
belatschte Strukturvariante gezüchtet. 
Rassetypisch ist die waagrechte Haltung, 
die beim Schlagen nicht verändert werden 
darf. Die Zucht des Stargarders stellt für 
den Züchter keine allzu große Herausfor­
derung dar, da die Brut und Aufzucht der 
Jungtiere mit einer fast beispiellosen Zu­
verlässigkeit und Sorgfalt durch das Tau­
benpaar erfolgt.� www.sv-stargarder.de

HINTERPOMMERN

Einst waren die Stargarder Zitterhälse, ursprünglich Schwanenhals-Tauben genannt, populär in Pommern

Die Provinz Pommern 1905� Foto: Wikimedia

Stargarder Straßentauben wissen was schmeckt: Diese beiden Taubenfreunde werden 
beim Füttern vorm Rathaus regelrecht bedrängt, tiefer in die Kekstüte zu greifen
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„Welcher Tätigkeit geht Steinmeier eigentlich nach?“ 

„Ich möchte Ihnen 
danke sagen für die 

wieder so zahlreichen 
brillanten Beiträge 

zum politischen 
Zeitgeschehen“

Gisela Löffelmacher, Flensburg 

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

BEI IHM FÄRBTE NICHTS AB 
ZU: VERZERRTES GEDENKEN  
(NR. 46)

Sie treffen mit Ihren Ausführungen den 
Nagel auf den Kopf. Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier fängt mit einsei-
tiger Vergangenheitsbewältigung wieder 
an. Bei der TV-Übertragung seiner Rede 
zum Volkstrauertag in der Frankfurter 
Paulskirche konnte ich nur abschalten.

Selbst der patriotische Ort der Pauls-
kirche, wo 1848 die Deutsche Nationalver-
sammlung begann, färbte auf das Staats-
oberhaupt nicht ab. Nun, 1848 liegt länger 
zurück als das Thema des Volkstrauerta-
ges, und linke Geister kommen mit dem 
Patriotismus ob mangelnder Einsicht nie 
klar.� Heinz-J. Bringewatt, Bielefeld

SCHLECHTE HALTUNG 
ZU: VERZERRTES GEDENKEN  
(NR. 46)

Als Leser Ihrer Zeitung danke ich Ihnen, 
dass Sie über die nicht hinnehmbaren Äu-
ßerungen des Bundespräsidenten zum 
Volkstrauertag berichtet haben. Es er-
schließt sich mir nicht, wie es zu dieser 
Haltung des Staatsoberhauptes gegen-
über unserem Volk kommen konnte. Wel-
cher Tätigkeit, außer uns schlecht zu ma-
chen, geht Steinmeier eigentlich noch 
nach? � Harald Pust, Bad Zwischenahn      

RÄTSELN ÜBER STEINMEIER 
ZU: VERZERRTES GEDENKEN  
(NR. 46)

Dass es am Volkstrauertag zunehmend 
nicht mehr nur um deutsche Gefallene 
und Opfer zweier Weltkriege geht, son-
dern dass dieser Tag mehr und mehr „in-
ternationalisiert“ wird und es mehr um 
deutsche Verbrechen während des Zwei-
ten Weltkrieges geht, ist dem Zeitgeist ge-
schuldet und scheint zum Standardreper-
toire von Gedenktagsreden zu gehören.

Nun aber fallen die Opfer des eigenen 
Volkes, für deren Gedenken dieser Tag 

einmal ins Leben gerufen wurde, gänzlich 
unter den Tisch, wie zuletzt bei der Rede 
des Bundespräsidenten. Dadurch erhält 
der Gedenktag für viele eine beklagens-
werte politische Dimension. 

Rätseln darf man darüber, warum 
Steinmeier das ganz große Besteck aus-
packte und in die offizielle Gedenkformel 
zusätzlich noch die Opfer von Rassismus 
und Antisemitismus einbauen ließ, für die 
unser Land nicht nur seiner Meinung 
nach permanent anfällig ist. 

� H. Dieter Albers, 21271 Hanstedt

WÜRDELOSE REDE 
ZU: VERZERRTES GEDENKEN  
(NR. 46)

Die Haltung des Bundespräsidenten 
Frank-Walter Steinmeier am Rednerpult 
und dessen Rede zum Volkstrauertag ent-
behrten jede Würde dem deutschen Volk 
gegenüber. Die Quintessenz ist, dass die 
Verpackung noch so gut sein kann, sie ver-
liert ihre Wirkung, wenn der Inhalt nichts 
taugt. � Gebhard Knull, Buxtehude

VIELE FALSCHE VERSPRECHEN 
ZU: PLAN- UND KONZEPTLOS IN 
DEN NÄCHSTEN CORONA-WINTER 
(NR. 46)

Das Vermeiden von Infektionen durch die 
„genbasierte Impfung“ wird nicht einmal 
in den Beipackzetteln der zugelassenen 
Arzneimittel oder der WHO behauptet, 
und es zeigt sich derzeit mit den rasant 
steigenden Inzidenzen, dass die G2-Men-
schen in falscher Sicherheit gewiegt wur-
den. Zwei neuere Arbeiten belegen die 
vorher schon vermutete Tatsache, dass 
Geimpfte, also nach zwei Spritzen „kom-
plett Geschützte“ sehr wohl infiziert wer-
den können, eine hohe, den Ungeimpften 
gleiche Viruslast produzieren und andere 
damit anstecken. Damit ist das epidemio-
logische Argument, „sich impfen zu las-
sen, um andere zu schützen“, entkräftet. 

Es liegen keine Endpunktstudien zu 
den Behauptungen vor, dass man vor 

schwerer Krankheit und dem Infektions-
tod geschützt sei. Auffälligerweise liegen 
in Regionen mit hoher Impfquote die To-
deszahlen höher als in Regionen mit nied-
rigerer Impfquote. Im Jahr 2020 gab es 
ohne Impfung keine Übersterblichkeit 
und keine so hohen Inzidenzen, wie es 
jetzt zu beklagen ist. Viele Fragezeichen 
tun sich auf, die einer weiteren Impf-un-
kritischen Haltung und einer Impfpflicht 
entgegenstehen.

Viele Versprechen darüber, dass die 
Covid-19-Impfung wieder zur Normalität 
und Freiheit zurückführen würde, wurden 
nicht eingehalten. Kann man da noch an 
die Zusicherung glauben, die Covid-
19-Impfung sei sicher und (hoch)wirk-
sam?� Dr. med. Bernhard Sturn, Kitzingen

EIN STÜCK MUSIKGESCHICHTE 
ZU: DIE AUFERSTEHUNG VON VIER 
POP-LEGENDEN (NR. 46)

Bei dem Artikel zu dem neuen ABBA-Al-
bum „Voyage“ merkt man, dass sich der 
Autor ernsthaft mit dem Werk beschäftigt 
hat und seine Rezension nicht irgendwo 
abgeschrieben hat. Auch die Erwähnung 
des Klassikers „The day before you came“ 
von 1982, heute in Fachkreisen als mini-
malistisches Kunstwerk der modernen 
Musik anerkannt, verdient ein Lob.

In Königsberg kaufte ich vor zwei Jah-
ren bei einer alten russischen Frau auf 
dem Zentralmarkt der ehemaligen Wran-
gel-Kaserne eine Matroschka-Puppe mit 
den Konterfeis dieser vier Künstler. Wo 
beim Handel die Sprachkenntnisse hak-
ten, führten wir die Transaktion unter 
dem heiteren Singen des ABBA-Hits „Fer-
nando“ zu Ende. Es ist sicherlich zulässig, 
diesen kleinen Moment ins Große zu 
übertragen. Am 5. November erschien 
„Voyage“. Aus dem Stand heraus wurde 
das Album die Nr. 1 in 52 Ländern welt-
weit. Das bringt einen zu der Überlegung, 
welche zeitlose und völkerverbindende 
Kraft diese Musik offensichtlich hat. Und 
ob diese Kraft nicht viel mehr zur Ver-
ständigung beiträgt als mancher ehrgeizi-
ge Politiker.

Wie es Ihr Artikel auch bestätigt:  
ABBA bleiben ihrer Identität treu. Sie ver-
suchen gar nicht erst, etwas anderes zu 
sein, oder sich irgendwo anzubiedern. Das 
finale Stück des Albums, „Ode to Free-
dom“, führt Elemente der klassischen 
europäischen Musikgeschichte selbstbe-
wusst in die Zukunft. 

In dreieinhalb Minuten wird die Idee 
der Freiheit vermittelt, die nicht in Worte 
eingefasst werden kann. Diese Reflexionen 
werden in einer fast sphärischen Komposi-
tion überbracht – und erreichen den ein-
fachen, arbeitenden Menschen unmittel-
bar. Ein Wert, den der Verfasser gut er-
kannt hat. Kompliment und Dank für den 
Hörtipp an die PAZ!� Jörn Pekrul, Berlin

MEDIALE BERUHIGUNGSPILLE 
ZU: KRANK ODER „RECHTS“  
(NR. 45)

Die Messerstecherei im ICE in Bayern ge-
schah an einem Sonnabend. Die nächste 
Tageszeitung erschien am Montag. Für 
diesen Tag hatten die „Kieler Nachrich-
ten“ auf der ersten Seite das Thema Coro-
na und anderes platziert. Erst auf Seite 28 
hieß es dann in einem Beitrag: Ein syri-
scher junger Mann habe gerufen, „ich bin 
krank, ich brauche Hilfe“. Da er nun als 
unzurechnungsfähig gilt, wurde er nicht 
in Untersuchungshaft genommen, son-
dern ins Krankenhaus Regensburg einge-
wiesen. Ein Staatsanwalt sagte über den 
in Damaskus geborenen jungen Mann: „Er 
leidet an einer paranoiden Schizophrenie 
mit wahnhaften Vorstellungen.“ 

Moment mal! Für einen derartigen Be-
fund, der dazu führt, in eine Heilanstalt 
eingewiesen zu werden, benötigen Sach-
verständige in der Regel Tage oder Wo-
chen – jedenfalls ein langes Diagnosever-
fahren. Im aktuellen Fall betätigte sich 
aber der Staatsanwalt am Sonntag nach 
wenigen Stunden als Diagnostiker. Wir 
müssen ja nicht alles glauben. Aber diese 
mediale Beruhigungspille wird verab-
reicht, wenn es in den Kram passt: „Nur 
Angriff im Wahn. Kein islamischer Hinter-
grund.“ Es passt.� Karl-Heinz Rieger, Kiel
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VON HANS HECKEL

D ie Abschlussreden des zwei-wöchigen UN-Klimagipfels In Glasgow strahlten von Zufrie-denheit. „Es geht voran, alles wird gut“, jubelte auch eine große deut-sche Tageszeitung.
Dass Industrieländer ihre „Klima-schutz“-Investitionen auch in anderen Staaten, etwa in Entwicklungs- und Schwellenländern, tätigen können, um auf diese Weise ihre Klimabilanz zu ver-bessern, gilt schon seit sechs Jahren. Doch das Verfahren galt als schwer überprüfbar. In der schottischen Hauptstadt wurde nun ein „Regelbuch“ beschlossen, womit die CO₂-Ausstöße genau gemessen und bilanziert werden können, wie es heißt.Mit anderen Worten: Ein an sich fal-sches System funktioniert in Zukunft viel-leicht ein bisschen besser. Falsch aber bleibt es, und zwar von Grund auf. China, Indien und andere Schwellen- und Ent-wicklungsländer mussten sich auf der Konferenz lediglich verpflichten, sich um weitere CO₂-Reduktion zu „bemühen“. Für Länder wie Deutschland dagegen gel-ten strenge, klar definierte Zahlen zum Abbau der Emissionen.Damit ist die Abwanderung großer In-dustrien forciert worden, von Deutsch-land in den Fernen Osten, wo China sich die Hände reibt. Nicht nur werden die Energiekosten in Deutschland – ohnehin 

schon die höchsten der Welt – weiter stei-gen. Auch wird der halsbrecherische ra-sante Umstieg von grundlastfähigem Strom aus Kohle oder Atom auf die unsi-cheren Lieferanten Sonne und Wind die Stabilität der deutschen Stromversorgung untergraben. Gleichzeitig sollen immer mehr E-Autos rollen, was den Strombe-darf erhöht, und wir sollen Milliarden an Schwellen- und Entwicklungsländer zah-len, damit diese ihre „Klima-Anstrengun-gen“ auch finanzieren können.
Wie nach einem verlorenen KriegZusammengefasst: Die industrielle Basis Deutschlands wird untergraben, Abwan-derung von Industrie in Länder mit billi-gerem und vor allem weiterhin zuverläs-sigem Strom ist vorherbestimmt. Und diesen Aderlass sollen die Deutschen auch noch selbst bezahlen, solange sie bis zur Zerrüttung ihrer immer noch stolzen Industrie dazu in der Lage sind.Manch Beobachter fühlt sich ange-sichts von Glasgow an einen Diktatfrieden nach einem verlorenen Krieg erinnert, an Demontagen und Zwangszahlungen („Re-parationen“), die mit Kriegsschuldbe-hauptungen gerechtfertigt werden. Das Absurde besteht darin, dass es unsere ei-genen Regierungen sind, die ihre Völker wie einst Besiegte dastehen lassen. Klima-Aktivisten sind tatsächlich in eine verräterische Rhetorik verfallen, die solche Vergleiche stützt. So sprach Greta 

Thunberg unlängst von der „historischen Schuld“, die Deutschland auf sich geladen habe. Womit? Sei meint damit allen Ern-stes die Industrialisierung, die seit dem frühen 19. Jahrhundert alle klassischen Industrienationen erfasst hatte. Dass Wohlstand, Gesundheit oder Freiheit der Lebensgestaltung, wie wir sie heute genießen, ohne diese Pionierleistun-gen nie denkbar gewesen wären, vergräbt Thunberg unter ihrer Schuldzuweisung. Auch verschweigen die Klima-Apokalypti-ker, dass noch nie so wenige Menschen (insbesondere gemessen an der Gesamt-bevölkerung) in Naturkatastrophen ster-ben mussten wie in unserer Epoche, ebenfalls ein direktes Ergebnis der Er-rungenschaften des hart erarbeiteten in-dustriellen Fortschritts.Die Klima-Apokalyptiker legen es dar-auf an, Angst in die Herzen der Menschen zu pflanzen und ihnen aberwitzig begrün-dete Schuldkomplexe einzureden. Warum tun sie das? Weil sie (oder ihre Stichwort-geber) wissen, dass Schuldgefühle und Angst zwei Treiber sind, mit denen man Menschen und ganze Gesellschaften schon seit jeher gefügig machen und vor sich her jagen konnte.Dahinter sind unschwer nationale Zie-le (wie im Falle Chinas und anderer), schlichtes Streben nach Macht über die Menschen und nicht zuletzt massive fi-nanzielle Interessen zu erkennen. Und unsere Politik schreitet vorneweg.

UN-KLIMAGIPFELFür Deutschland wird Glasgow ein DesasterDie Politik feiert die Ergebnisse der Weltklimakonferenz als Erfolg für die Welt. 

Doch es gibt klare Sieger und Verlierer. Für Letztere ist das Resultat verheerend

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de

Mensch & Zeit  Krieg um Transgender-Fragen Seite 12
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AUFGEFALLEN

Wie eine Nation ihre Truppen ehrt
Es wird nicht viele PAZ-Leser geben, die sich die Spiele der US-Profiliga im American Football ansehen. Doch die-ser Tage kann man dort interessante Beobachtungen machen. Die National Football League (NFL) begeht gerade den „Salute to Service Month“, was man etwa mit „Salut dem Dienst-Monat“ übersetzen kann. Dazu tragen alle Trainer und sonstigen Betreuer sämtlicher Teams ihre Jacken und Shirts im Camouflage-Stil der US-Army. Das eigene Vereins-logo ist jeweils nur in Schwarz aufge-druckt. Vor den Spielen schmettern Sänger in Uniform laut die National-hymne, währenddessen auf den TV-Bildschirmen und auf den Videowän-den in den Stadien Fotos von US-Sol-daten im Einsatz an anderen Enden der Welt gezeigt werden. Und in den Werbepausen während der Spiele wer-den freundliche Soldaten eingeblen-det, die dazu aufrufen, die eigene Ar-mee und deren Veteranen zu achten.  Sicherlich ist manches daran für deutsche und europäische Verhältnis-se etwas zu dick aufgetragen. Doch sind derlei Aktionen Zeichen der en-gen Verbundenheit einer demokrati-schen Nation mit ihren Streitkräften, die in Deutschland undenkbar wären. Oder kann sich jemand vorstellen, dass die Betreuer von Bayern Mün-chen während eines Meisterschafts-spiels im Schneeflecktarn der Gebirgs-jäger herumlaufen? Oder der Stab von Hertha BSC im Berliner Olympiasta-dion die Farben des Wachbataillons trägt? Wohl kaum …  neh

Bruderhilfe Dieser Ausgabe liegt  ein Überweisungsträger der  Landsmannschaft Ostpreußen für  die Treuespende bei.
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Nach hoffnungsfrohen Sondierungen  gerieten die Verhandlungen über eine  Ampelkoalition zuletzt ins Stocken.  Woran das Projekt noch scheitern kann   Seite 2

Bündnis ohne Strahlkraft
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VON STEPHANIE SIECKMANN

W enn die kleine Marie 
Grabowski zur Schule 
geht, dann geht sie nie 
alleine. Monika Zim-

mermann ist stets an ihrer Seite. Gemein-
sam machen sich die Zwölfjährige und die 
55-Jährige auf den Weg zur Gesamtschule 
in Köln. Im Klassenzimmer der 6b sitzt 
die zweifache Mutter neben Marie und 
unterstützt die Schülerin. Mal hilft sie, 
wenn es darum geht, eine Aufgabenstel-
lung der Lehrerin zu verstehen. Mal ist sie 
zur Stelle, wenn im Umgang mit Mitschü-
lern Verständnisfragen aufkommen.

Schulbegleiter wie Monika Zimmer-
mann werden deutschlandweit händerin-
gend gesucht. Auch jetzt, kurz nach dem 
Start des neuen Schuljahrs, sind viele 
Stellen noch nicht besetzt. Jahr für Jahr 
steigt die Anzahl der Schüler, denen ein 
erhöhter Betreuungsbedarf zugesprochen 
wird. Die Frage, weshalb das so ist, erfor-
dert einen Blick hinter die Kulissen. 

Rasanter Anstieg von Problemfällen
Die Inklusion, die Teilhabe zusichert, ist 
vor zwölf Jahren von den Vereinten Nati-
onen beschlossen worden und seit 2015/ 
2016 im deutschen Schulgesetz verankert. 
Diese Maßnahme macht es möglich, dass 
Kinder mit erhöhtem Unterstützungsbe-
darf Anspruch darauf haben, durch einen 
Lern-Assistenten, den sogenannten 
Schulbegleiter, im Schulalltag unterstützt 
zu werden und so auf der Schule zu blei-
ben können, die zu den allgemeinen wei-
terbildenden Schulen gehört.

Die Unterstützung verbessert die 
Chancen dieser Schüler auf gute Schulno-
ten, auf einen Schulabschluss an einer 
normalen Schule, mit dem sie Aussicht 
darauf haben, einen Beruf zu erlernen. 
Der Besuch einer Förderschule und ein 
dort erworbener Abschluss soll weit weni-
ger gute Aussichten mit sich bringen. 
Langfristig soll der Einsatz der Schulbe-

gleiter ein sicheres Einkommen und eine 
sichere Zukunft bedeuten – so zumindest 
der fromme Wunsch. 

In den vergangenen zehn Jahren ist 
der Bedarf an sogenannten Schulbeglei-
tern oder Schulassistenten rasant ange-
stiegen. In manchen Kreisen und Städten 
hat er sich verzehnfacht. Betroffen sind 
sowohl Kinder in Grundschulen wie auch 
in weiterführenden Schulen. Daraus 
könnte man schlussfolgern, dass die In-
klusion in Deutschland sehr gut umge-
setzt wird. 

Doch der Schein trügt. Anträge auf 
Unterstützung durch eine Schulbeglei-
tung sind nicht nur dann erfolgreich, 
wenn ein Kind körperliche oder geistige 

Einschränkungen oder Behinderungen 
mitbringt, wenn zum Beispiel bei einem 
Kind Autismus diagnostiziert wurde. 
Auch Beeinträchtigungen wie Lese- und 
Rechtschreibschwäche, Konzentrations-
störungen, ADHS oder andere Verhaltens-
auffälligkeiten werden als ausreichender 
Grund akzeptiert. Dazu kommen Kinder, 
bei denen seelische oder emotionale Be-
lastungen festgestellt werden, zum Bei-
spiel durch die Trennung der Eltern. 

Kinder mit emotionalem und sozia-
lem Förderbedarf – dazu zählen neben 
Ängsten, Isolation, Drogenkonsum auch 
Entwicklungsverzögerungen und Verhal-
tensauffälligkeiten wie Aggressionen – 
machen inzwischen einen Großteil der 

Fälle aus. Die Definition von Inklusion – 
Schüler mit und ohne Behinderung lernen 
gemeinsam –, die dem Gedanken der 
Schulbegleitung zugrunde liegt, wird of-
fenbar sehr weit ausgelegt.

Förderhilfen in Milliardenhöhe 
Auf der Webseite des Statistischen Bun-
desamtes Destatis finden sich dazu inter-
essante Zahlen. Im Schuljahr 2019/2020 
lag die Zahl der Schüler mit spezieller För-
derung über alle Schularten hinweg bei 
557.100 – ein Anstieg um 19,2 Prozent ge-
genüber 2009. Dazu zählten neben Kin-
dern mit Sprach-, Hör- oder Sehbehinde-
rungen auch solche mit Entwicklungsver-
zögerungen. In diese Kategorie fallen so-

ziale, emotionale, geistige oder körperli-
che Probleme. Die Zahlen sorgen inzwi-
schen auch deswegen für Aufsehen, weil 
der rasante Anstieg bereits im Vor-Coro-
na-Jahr zu beobachten war. Die Pande-
mie-Lage dürfte es nicht zum Besseren 
gewendet haben. 

Die steil nach oben zeigende Kurve 
beim zunehmenden Förderbedarf der 
Schüler verschlingt viel Geld. Nicht weil 
Schulbegleiter üppig verdienten, sondern 
weil die Masse der Bewilligungen die Kas-
sen strapaziert. Schulbegleiter werden 
von den Kommunen finanziert, die Län-
der leisten jedoch Ausgleichszahlungen 
an die Kommunen. 

Für die Unterstützung der Schüler 
wird kräftig in die Tasche gegriffen. Der 
Verdienst schwankt, auch nach Qualifika-
tion der Bewerber. Im Durchschnitt erhal-
ten die Schulbegleiter zwischen 2100 und 
2500 Euro. Während der Ferien verdienen 
die Integrationshelfer dabei kein Geld. 
Trotzdem: Die Kosten für die Kreise ex-
plodieren. Das Teilhabegesetz sorgt auf 
diese Weise dafür, dass Ausgaben für an-
dere soziale Projekte gestrichen werden.

Der Informationsdienst Jugendhilfe 
KomDat gibt an, dass die Ausgaben für al-
le Eingliederungshilfen nach Paragraph 
35a von 517 Millionen Euro im Jahr 2006 
auf 1,4 Milliarden Euro im Jahr 2016 an-
gestiegen seien. Überschlägt man die 
Summe der Ausgaben für die 2018/2019 
gewährten 109.200 Eingliederungshilfen, 
ergibt sich bereits eine Summe von rund 
zwei Milliarden Euro.

Die auf den ersten Blick vorbildliche, 
weil steigende Inklusionsquote kann bei 
genauerem Hinsehen nicht durchweg op-
timistisch stimmen. Offensichtlich gibt es 
in Deutschlands Schulen Probleme, die 
durch die Hintertür eine Lösung im Be-
reich der Inklusion suchen. Wenn zuneh-
mend bei den Schülern der Regelschulen 
ein Förderbedarf attestiert wird, muss das 
Schulsystem genauer unter die Lupe ge-
nommen werden.
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PREUSSISCHER ADVENT

Zu Besuch  
bei Kaisers

Die Stiftung Preußische Schlösser und 
Gärten Berlin-Brandenburg lädt nach 
zwei Jahren wieder zu stimmungsvol-
len Erlebnissen rund um die Schlösser 
ein. Dabei fiel allerdings der bereits 
für dieses Adventswochenende ange-
kündigte Weihnachtsmarkt am Belve-
dere auf dem Pfingstberg in Potsdam 
der angespannten Corona-Lage zum 
Opfer: Er entfällt. In den Schlössern, 
im Schlosstheater des Neuen Palais 
und in der Friedenskirche laden dafür 
zahlreiche Konzerte mit vielfältigen 
Programmen zu besinnlichen Stunden 
in der Vorweihnachtszeit ein. Geplant 
sind unter anderem eine Märchenauf-
führung von „Hänsel und Gretel“ im 
Jagdschloss Grunewald (5.12.), eine 
„Taschenlampenführung“ für Kinder  
im Schloss Rheinsberg (11., 12., 26. und 
28.12.), eine Aufführung von Bachs 
„Weihnachtsoratorium“ in der Frie-
denskirche im Schlosspark Sanssouci 
(15. und 16.12.) und Festtagskonzerte 
im Schloss Charlottenburg (24., 25. 
und 26.12.). Das gesamte Weihnachts-
programm inklusive aktuellen Coro-
na-bedingten Änderungen sowie Kar-
tenbestellungen im Internet unter: 
www.spsg.de/weihnachten� tws

Die Schweiz kann sich glücklich schätzen, 
denn anders als in Österreich dürfen in 
dem anderen Alpenland dieses Jahr wie-
der Weihnachtsmärkte stattfinden. Nach-
dem auch in der Schweiz im Vorjahr Pan-
demie-bedingt die Buden gar nicht erst 
aufgebaut wurden, werden sie jetzt wie-
der in der Adventszeit ihre Türen öffnen 
und können in der Regel mit einem gülti-
gen Covid-Zertifikat besucht werden.

Wer aus dem Ausland einreist, benö-
tigt in Basel sogar ein EU-Zertifikat oder 
ein Schweizer Covid-Zertifikat, das man 
gegen eine Bearbeitungsgebühr von  
30 Franken beantragen kann. Dafür erlebt 
man mitten in der Innenstadt, eingebettet 
in die vorweihnachtlich geschmückte his-
torische Altstadt, den malerischen Weih-
nachtsmarkt auf dem Barfüsserplatz und 
auf dem Münsterplatz. Auf Letzterem 
leuchtet ein prachtvoller, vom bekannten 
Dekorateur Johann Wanner geschmück-
ter Weihnachtsbaum. Auf dem Claraplatz 
im Kleinbasel findet man zudem ein fei-
nes kulinarisches Angebot in der Sennen-
hütte (www.basel.com/de/veranstaltun-
gen/weihnachten/weihnachtsmarkt).

Auch nach beinahe 40 Jahren ist der 
Berner Münster Weihnachtsmarkt ein 
Geheimtipp. Hier werden ausschließlich 

Unikate verkauft, die in den Ateliers der 
lokalen Kunsthandwerker hergestellt 
worden sind. Die Organisation und Finan-
zierung des Marktes liegt bei den Beteilig-
ten, die sich verpflichtet haben, weitge-
hend selbst vor Ort anwesend zu sein. Der 
Markt besticht durch seine leise und fein-
sinnige Atmosphäre, die eine Art „Kultur-
Oase“ in der hektischen Zeit bilden soll. 
Der Berner Münster Weihnachtsmarkt ist 
bis Heiligabend geöffnet, das Außengelän-
de des Marktes kann voraussichtlich ohne 
Zertifikat besucht werden (www.berner-
weihnachtsmarkt.ch).

Von den Ufern des Genfersees bis zu 
den umliegenden Bergen dehnt sich in 
Montreux der größte Weihnachtsmarkt 
der französischsprachigen Schweiz aus. 
Das Zentrum von „Montreux Noël“ er-
streckt sich auf einer Länge von über ei-
nem Kilometer entlang der Seepromena-
de. Hier finden Besucher in 150 festlich 
beleuchteten und dekorierten Chalets 
Handwerkskunst und Geschenkideen. 
Unverzichtbarer Bestandteil des Weih-
nachtsmarktes ist ein Treffen mit dem 
Weihnachtsmann auf dem Gipfel des Ro-
chers-de-Naye auf über 2000 Metern. Al-
lein schon der Aufstieg mit der Zahnrad-
bahn ist den Ausflug wert. Der Markt fin-

det täglich bis Heiligabend statt, das Haus 
des Weihnachtsmannes ist von Mittwoch 
bis Sonntag geöffnet. Für Innenräume 
und Veranstaltungen gilt die 3G-Regel, 
das Außengelände des Weihnachtsmark-
tes kann auch ohne Covid-Zertifikat be-
sucht werden (www.montreuxnoel.com).

Im Advent wird St. Gallen jeweils zur 
stimmungsvollen „Schweizer Sternen-
stadt“. Über 600 Sterne leuchten dann 
über den Plätzen und Gassen der Altstadt 
und tauchen die historischen Fassaden 
der UNESCO-Welterbestadt in ein weih-
nachtlich-festliches Lichtermeer. Direkt 
vor den imposanten Barocktürmen der 
Kathedrale sorgt auf dem Klosterplatz die 

große Weihnachtstanne für zusätzlichen 
Glanz. Geschichten und Anekdoten rund 
um die Sternenstadt erfahren die Gäste 
auf dem Rundgang „Weihnachtliches  
St. Gallen“. Für den Besuch dieses Weih-
nachtsmarkts benötigt man ein Covid-
Zertifikat (www.sternenstadt.ch).

In Zürich finden mehrere Weihnachts-
märkte statt. Glanzstück des Christkind-
limarktes in der Bahnhofshalle ist der  
16 Meter hohe und mit rund 7000 Swa-
rovski-Kristallen geschmückte Weih-
nachtsbaum. Wer entlang der Bahnhof-
straße flaniert, kommt früher oder später 
am einzigartigen „Singing Christmas 
Tree“ vorbei: Auf einem haushohen, ab-
gestuften Gerüst mit Tannenbaumver-
kleidung bieten verschiedene Chöre aus 
der Region abends das Beste aus ihrem 
Weihnachtsrepertoire. Beim „Wienachts-
dorf“ auf dem Sechseläutenplatz fühlen 
sich die Gäste vor der Kulisse des Opern-
hauses wie beim Nikolaus zu Hause. Ne-
ben vielen Marktständen findet sich auch 
eine Eisbahn. Die Zürcher Weihnachts-
märkte sind bis 23. Dezember, der Christ-
kindlimarkt bis 24. Dezember geöffnet, 
ein Covid-Zertifikat wird vorausgesetzt 
(www.myswitzerland.com/de-de/erleb-
nisse/weihnachten-in-zuerich).� H. Tews

SCHWEIZER ADVENT

Wo der Weihnachtsbaum plötzlich singt
Die Schweizer lassen sich von Corona nicht entmutigen und ziehen Weihnachtsmärkte konsequent durch

Stiller Beobachter im Hintergrund: Schulbegleiter mit Förderkind an einer integrierten Gesamtschule� Foto: imago/Sebastian Willnow

SCHULE

Lernaufpasser für hippelige Kinder
Schulbegleiter für verhaltensauffällige Kinder gesucht! – Die Nachfrage nahm schon vor Corona-Zeiten extrem zu 
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Im Anflug auf Montreux: Père Noël 



LITERATUR22  Nr. 48 · 3. Dezember 2021 Preußische Allgemeine Zeitung

BILDBAND DER WOCHE

Mittelalterliches Leben  Auf unglaublich unterhaltsa-
me Art und Weise führt Christopher de Hamel seine 
Leser durch ausgewählte Handschriften des Mittelal-
ters. 25 Jahre lang hat der Autor im Aktionshaus So-
theby‘s Handschriften gesichtet und katalogisiert. „An-

mut und Pracht“ vereint Biographisches und Reisebe-
richte mit Beschreibungen der Werke, dazu gibt es ei-
nen umfangreichen Anhang, der den Leser zu einem 
eigenen Besuch der in Museen ausgestellten  Hand-
schriften ermuntert.� CRS

Christopher de Hamel: „Anmut und Pracht.  
Begegnungen mit zwölf Handschriften  
des Mittelalters“, C. Bertelsmann Verlag,  
München 2018, gebunden,  
751 Seiten, 48 Euro

Gespräche  
mit  

Handschriften
Auf den Spuren von zwölf Dokumenten 
des Mittelalters und eine Aufforderung, 

sich selbst auf den Weg zu machen

VON DIRK KLOSE

D er Schriftsteller Gottfried 
Benn las kurz vor Kriegsende 
in einem „alten Schulbuch“: 
„Eine beliebige Seite, sie han-

delt vom Jahr 1805. Da findet sich: einmal 
Seesieg, zweimal Waffenstillstand, einer 
marschiert, einer rückt heran, einer nimmt 
ein, einer erobert ein Lager, einer wird 
kriegsgefangen, einer wir zurückgedrängt, 
einer wird hingerichtet, einer tötet sich – 
all dies auf einer einzigen Seite. Das Ganze 
ist zweifellos die Krankengeschichte von 
Irren.“ Wie viel freundlicher klänge doch 
eine Menschheitsgeschichte zur Kunst, zur 
Technik oder zur Medizin. Das zeigt jeden-
falls das Buch von Ronald D. Gerste. Er ist 
Arzt und Sachbuchautor. 

Heute können wir uns gar nicht mehr 
vorstellen, wie die Menschen noch vor  
200 Jahren in ständiger Angst lebten. Ge-
ringste Krankheiten konnten Todesurteile 
sein. Typhus, Tuberkulose, Kinderläh-
mung, Kindbettfieber, Diphterie, Cholera 
– es waren Geißeln der Menschheit. Wie 
deren Ursachen erkannt, wie in mühseli-
gen Forschungen Lösungen gefunden wur-
den, erzählt der Autor anschaulich und mit 
vielen Informationen zu den einzelnen Be-
reichen. Er berichtet, wie lebensrettende 
Äußerlichkeiten (humanere Krankenpfle-
ge, sauberes Trinkwasser, hauchdünne 
Handschuhe im OP-Saal, das Internationa-
le Rote Kreuz) den medizinischen Fort-
schritt begleiteten. Natürlich sind die gro-
ßen Deutschen wie Rudolf Virchow, Ro-
bert Koch, Wilhelm Röntgen, Ignaz Sem-

melweis und Ludwig Rehn präsent, aber 
auch große Briten (John Snow, Joseph 
Lister, Florence Nightingale), Amerikaner 
(John Warren) und Franzosen (Louis Pas-
teur) stehen ebenbürtig daneben. Der Le-
ser ertappt sich, dass er sich regelrecht 
mitfreut, als es Joseph Lister mit einer 
waghalsigen Operation gelang, einem ver-
unfallten Jungen ein Leben als Krüppel zu 
ersparen. Viele solche Einzelfälle machen 
das Buch zu einer animierenden Lektüre.

Gerste sieht Medizingeschichte als Teil 
der allgemeinen Geschichte, und so finden 
sich auch Kapitel zur Erfindung von Foto-
grafie und Eisenbahn, zum Krimkrieg, zum 
Krieg 1870/71 und zum amerikanischen 
Bürgerkrieg. Er zeigt, dass gerade Kriege 
den medizinischen Fortschritt beschleu-
nigten, weil Ärzte und medizinische Ver-
sorgung überlebenswichtig waren. Was 
immer wieder verblüfft: Ob Queen Victo-
ria oder Slumbewohner – die großen Ärzte 
halfen allen. Gerstes bittere Bemerkung 
zur Gegenwart: „Die Heilkunde des späten 
19. Jahrhunderts wirkt humanitärer und 
egalitärer als jene des frühen 21. Jahrhun-
derts in Ländern, wo die Medizin hoch-
kommerzialisiert und für breite Bevölke-
rungsschichten nicht zugänglich ist.“

VON F.-W. SCHLOMANN

D er mächtigste Mann der Welt“? 
Ein solcher wird Chinas Dikta-
tor Xi Jinping in dem Buch von 
Stefan Aust und Adrian Geiges 

genannt, das sich auf verfügbare Quellen 
über dessen Lebensgeschichte und Politik 
stützt. Die Autoren wollen ihn indes nur 
vorstellen, urteilen soll der Leser selbst. 

Xi Jingping wurde in kommunistisch-
privilegierten Verhältnissen geboren. Als 
Mitglied der Kommunistischen Partei Chi-
nas (KPCh) studierte er Chemie und pro-
movierte in Jura. Er heiratete die Tochter 
des Botschafters Chinas in London. Die 
Scheidung ist noch heute ein Staatsge-
heimnis in der Volksrepublik. Später er-
folgte die Heirat mit einer beliebten Sänge-
rin der Armee. Unbekannt in China ist, 
dass die Tochter an der Harvard-Universi-
tät studiert. 

Politisch bekannt wurde Xi mit einem 
Artikel über Korruptionsskandale höherer 
Funktionäre. Die Partei griff er jedoch 
nicht an. Sein steiniger Weg ließ ihn zum 
KPCh-Generalsekretär und sogar zum 
Staatspräsidenten werden. 

Als Ende 2019 eine Ärztin in Wuhan das 
Coronavirus feststellte, wären Millionen 
Menschen nicht gestorben, wenn Xi Chi-
nas Verpflichtungen gegenüber der WHO 
erfüllt hätte. Aber erst am 7. Januar erfuhr 
die Parteispitze von der Katastrophe. Im 
Gegensatz zu all seinen Reden wurde seine 
diesbezügliche nicht veröffentlicht, ist sie 
doch ein Dokument des Versagens. Anstel-
le des Mao-Kults wurden die „Xi-Jinping-

Gedanken“ Teil der Verfassung, jeder Kri-
tiker zum Partei- und Verfassungsfeind 
erklärt. 

Die oft gelobte Neue Seidenstraße ist 
„nichts anderes als eine Schuldenfalle“. 
Durch hochverzinste Darlehen geraten 
Länder, die ihre Schulden nicht bezahlen 
können, in politische Abhängigkeit Chinas. 
Der Leser erfährt von dem Schicksal der 
Uiguren und dem Hongkongs, dessen Ein-
wohner trotz aller Versprechen nicht ihr 
eigenes Parlament frei wählen dürfen. 

Die angebliche Furcht Xis vor Taiwan 
wird nur kurz dargelegt, er will sein Reich 
vor jedem fremden Einfluss schützen. 
Taiwan und China, versicherte Xi vor Jah-
ren, sollten sich respektieren. Heute ist 
es jedoch „eine reale Bedrohung für den 
Frieden zwischen beiden Seiten“ für ihn, 
und er warnt vor einem Krieg, als sei die 
Insel eine militärische Bedrohung für die 
Volksrepublik. Stolz behauptet Xi, „der 
chinesische Traum kommt allen Völkern 
zugute“. 

Ist die Diktatur wirklich der freien 
Gesellschaft überlegen? Zu Recht fordern 
die Autoren: „Wir müssen unsere Ideen 
von Freiheit und Menschenrechten of-
fensiv vertreten.“

MEDIZINGESCHICHTE BIOGRAPHIE

Die großen Ärzte 
halfen allen

Wissenswertes über 
Chinas Staatschef

Ronald D. Gerste stellt die Heilkunde des 
ausgehenden 19. Jahrhunderts dar und vergleicht 
sie mit der heutigen kommerzialisierten Medizin 

Stefan Aust und Adrian Geiges verfolgen anhand 
unzähliger Quellen den Aufstieg des Kommunisten 

Xi Jingping an die Spitze der Volksrepublik

Ronald D. Gerste: „Die 
Heilung der Welt. Das 
Goldene Zeitalter der 
Medizin 1840–1914“, 
Klett-Cotta Verlag, Stutt-
gart 2021, gebunden, 
400 Seiten, 24 Euro

Stefan Aust/Adrian 
Geiges: „Xi Jinping - 
der mächtigste Mann 
der Welt“, Biografie, 
Piper-Verlag, München 
2021, gebunden, 287 Sei-
ten, 22 Euro 

b FÜR SIE GELESEN

Den Nerv der 
Zeit getroffen
Mittlerweile herrschen in der Bundes-
republik Verhältnisse, die bei jedem 
einigermaßen klar denkenden Men-
schen Entsetzen auslösen – und zwar 
ganz unabhängig vom aktuell grassie-
renden Corona-Wahnsinn. Insofern 
trifft ein Buch mit dem Titel „Unhalt-
bare Zustände!“ durchaus den Nerv der 
Zeit. Und es muss logischerweise von 
jemandem stammen, der nicht auf der 
Welle des linken Mainstreams surft. So 
ein Autor ist Bernd Kallina, Politologe, 
Journalist und Medienberater – sowie 
im Übrigen auch Verfasser von Artikeln 
in der Preußischen Allgemeinen.

Er hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
der einseitigen linken Deutungsdomi-
nanz hierzulande etwas Konservatives 
beziehungsweise Rechtes entgegenzu-
setzen, womit selbstverständlich nichts 
Rechtsextremes gemeint ist, wie die 
Linken oder Linksextremen gerne 
fälschlicherweise behaupten. Zu die-
sem Zweck legt Kallina eine Sammlung 
von Interviews mit prominenten Ge-
sprächspartnern vor. Dazu gehören die 
Professoren Konrad Löw, Alfred de 
Zayas, Günter Zehm, Werner Patzelt, 
Michael Wolffsohn, Günter Rohrmoser 
und Hans-Helmuth Knütter sowie wei-
tere Persönlichkeiten von Gernot Faci-
us (früher Stellvertretender Chefre-
dakteur der „Welt“) über Günther De-
schner (ebenfalls einst bei der „Welt“), 
Rüdiger Proske (Wissenschaftsjourna-
list), Karl Wilhelm Fricke (Journalist 
und Stasi-Opfer), Paul Hampel (Au-
ßenpolitischer Sprecher der AfD-Bun-
destagsfraktion), Christian Jung 
(Buchautor), Erika Steinbach (langjäh-
rige Präsidentin des Bundes der Ver-
triebenen) sowie Peter Streichan (vom 
konservativen Seeheimer Kreis der 
SPD) bis hin zu Rolf Stolz (Mitbegrün-
der und jetzt Kritiker der Grünen) und 
Vera Kosova (Vorsitzende der Bundes-
vereinigung Juden in der AfD).

In den Unterredungen geht es um 
Themen, welche von den deutschen 
Medien fast nur noch aus linker Per-
spektive behandelt werden, was zu ei-
ner völlig verzerrten Darstellung führt. 
Dazu gehören die NS- und DDR-Ver-
gangenheitsbewältigung beziehungs-
weise die Geschichtspolitik hierzulan-
de, die forcierte Multi-Kulturalisierung 
der Bundesrepublik durch die Merkel-
CDU samt ihrer heimlichen Spießge-
sellen in der Antifa und die gesell-
schaftlichen Reaktionen hierauf, das 
Komplettversagen der Altparteien und 
der Aufstieg der AfD sowie dann zu gu-
ter Letzt noch der Umgang mit der Fa-
schismuskeule im Zuge der Selbstzer-
fleischung des bürgerlichen Lagers.

Aufschlussreich ist zudem auch der 
Hintergrundbeitrag „Linksradikale 
Kräfte in der SPD – Warum Deutsch-
lands Geheimdienstchef Hans-Georg 
Maaßen entlassen wurde“. Darin fin-
den sich unter anderem Hinweise dar-
auf, wie stark das Unbehagen im deut-
schen Sicherheitsapparat inzwischen 
schon ist, was die Politik der Bundes-
regierung betrifft. Das lässt hoffen, 
dass es vielleicht doch noch couragier-
te Kräfte gibt, welche dem andauern-
den Verfassungsbruch über kurz oder 
lang ein Ende bereiten

.� Wolfgang Kaufmann

Bernd Kallina: „Un-
haltbare Zustände! 
Interviews und Bei-
träge im deutschen 
Interesse“, Gerhard 
Hess Verlag, Bad 
Schussenried 2021. 
broschiert, 236 Sei-
ten, 16,99 Euro
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Flechsig Medienvertrieb

Dieser ursprünglich im Jahre 
1910 erschienene Schulatlas 
beruht auf der 50. Aufl age 
des Deutschen Schulatlas-
ses. Er bietet mit über 121 
Haupt- und Nebenkarten einen 
umfassenden Überblick über 
Deutschland und die Welt zum 
Zeitpunkt des Erscheines des 
Atlasses im Jahr 1910. Große 
Deutschlandkarten, Karten zu 
Deutschlands Kolonien, Europa 
und verschiedene Weltkarten 
vermitteln einen übersicht-
lichen Eindruck der Welt vor 
dem 1. Weltkrieg. Ergänzt 
wird der Atlas durch einen 
Schulplan Berlins im Maßstab 
1:20.000. Format 25 x 30 cm. 
48 Seiten

Sonderpreis
€ 9,99

Deutscher Schulatlas
Reprint der Berliner Originalausgabe 
von 1910
Nr.  P 9965   Gebunden      9,99 €

 Kalender Ostpreußen in Farbe 2022  (Format 20 x 21 cm)
Mit 12 farbigen Motiven aus Ostpreußen. Die Rückseiten der Kalender-
blätter enthalten Erzählungen, Biografi en, Rezepte und Informationen 
zu Brauchtum in der Provinz. Spiralbindung. Wandkalender. 
Nr. P A1726                         Kalender                                12,80 €

 Kalender Ostpreußen in alten Ansichten 2022
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Ostpreußen. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1708                         Kalender                                15,90 €

Kalender Ostpreußen in alten Ansichten 2022

 Kalender Pommern in alten Ansichten 2022
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Pommern. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1710                         Kalender                                15,90 €

 Kalender Schlesien in alten Ansichten 2022
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Schlesien. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1709                         Kalender                                15,90 €

Ostpreußen 
und seine 
Maler 2022
Ostpreußen hatte bis 
1945 eine bedeutende 
Künstlerschaft und 
Kunstzentren mit der 
Königsberger Kunst-
akademie und der Künst-
lerkolonie in Nidden. 
Die hier gezeigten Bilder 
ostpreußischer Maler 
beschäftigen sich 
mit dem Thema 
„Alltag in Ostpreußen“.
Format 50 x 35 cm
Spiralbindung
Nr. P A1732     25,50 €

Leselupe
mit Licht 
Hauptlinse mit 2-facher u. kleine 
Linse mit 6-facher Vergrößerung, 
ohne Batterie
Nr. P A0445                11,95 €

Kaffeebecher 
mit Wappenrand
Steingutbecher mit 
dem Wappenrand der 
Wappen der Ostgebiete 
des Deutschen Reiches.
Nr. P A0785   12,95 €

Kaffeebecher 
Ostpreußen 
Steingutbecher mit 
Randverzierung
Nr. P A0652   12,95 €

Wulf D. Wagner
Die Altertumsgesellschaft 
Prussia  
Einblicke in ein Jahrhundert Ge-
schichtsverein, Archäologie und Muse-
umswesen in Ostpreußen (1844–1945)
368 Seiten
Nr.  P A1495   Gebunden  34,95 €

Das vorliegende Buch 
untersucht und dokumentiert 
anhand umfangreichen Akten- und 
weitgehend unveröffentlichten 
Bildmaterials die hundertjäh-
rige vielfältige Geschichte der 
Altertumsgesellschaft Prussia in 
Königsberg bis 1945. Wir lesen von 
Burgen der alten Prußen, von Wi-
kingergräbern und Goldfi beln, von 
überfüllten Museumssälen und 
glänzenden Ausstellungen, von der 
Bewahrung alter Bauernhäuser 
und Kirchenheiligen. Wir lesen von 
Professoren, die uns in ihrer Freude 
und ihrer Verzweifl ung mitnehmen 
auf ihre spannende Reise in die 
Vorzeit, von neugierigen Kindern, 
die den Archäologen helfen, von 
ehrenamtlichem Engagement, mit 
dem neue Wissenschaftszweige 
aufgebaut werden.

Martin Wehrmann
Geschichte von Pommern
Von der Urzeit bis 1919 
610 Seiten
Nr.  P A1720 Kart. 29,80 €

Das zweibändige Werk 
„Geschichte von Pommern“ ist 
eine grundlegende Arbeit der 
pommerschen Landeskunde. Es 
berücksichtigt die geschichtliche 
Entwicklung Pommerns vom drit-
ten vorchristlichen Jahrtausend bis 
zum Ende des Ersten Weltkrieges. 
Wehrmanns Arbeitsweise besticht 
durch die strikte Orientierung an 
den historischen Quellen. Das 
Ergebnis seiner Studien mündet 
daher in eine wissenschaftlich 
fundierte Gesamtdarstellung der 
Geschichte Pommerns. und die 
zudem auch noch gut lesbar und 
verständlich formuliert ist. Dr. 
Martin Wehrmann (geb. 16. Juni 
1861, gest. 29. September 1937) 
war Historiker und Gymnasialleh-
rer, zuletzt als Direktor des Gym-
nasiums in Stargard (bis 1926).           

Arndt /Müller-Wusterwitz
Die Orden und Ehrenzeichen 
des Reichskanzlers Fürst Otto 
von Bismarck 335 S. 189 Abb.
Nr.  P A1610  Gebunden    24,80 €

Früher  € 48,00
Jetzt     € 24,80

Dieses Buch beschreibt die dem 
Eisernen Kanzler im Laufe seines 
langen Lebens verliehenen deut-
schen und ausländischen Orden 
und Ehrenzeichen. Die einzelnen 
Verleihungen werden jeweils in 
den historischen Zusammenhang 
gestellt, und durch persönliche 
Zitate Bismarcks aus Briefen und 
anderen Quellen erläutert. Die 
heute noch vorhandenen Stücke, 
die sich im Bismarck-Museum auf 
Schloß Friedrichsruh befi nden, 
sind alle in Farbe abgebildet, die 
vor Jahren in einem spektakulären 
Einbruch entwendeten und bis 
heute verschollenen Stücke, in 
Schwarz-Weiß. Ein bedeutender 
ordenskundlicher Titel und ein 
wichtiger Beitrag zur Bismarck-
Forschung und zur Erforschung 
der Geschichte Preußens.

Beate Szillis-Kappelhoff
Prußen - die ersten 
Preußen
Geschichte und Kultur eines 
untergegangenen Volkes
395 Seiten/Kartoniert
Nr.  P A0544        19,80 €

Über viele Jahrhunderte verteidigten 
die Prußen, die zur baltischen Sprachfa-
milie gehörten, tapfer und zäh ihr Sied-
lungsgebiet zwischen der Weichsel und 
der Minge, also dem späteren West- 
und Ostpreußen. Schon zu Beginn des 
11. Jahrhunderts hatten sich die Prußen 
stetig zunehmender Übergiffe der 
Polen zu erwehren, die eine Verbindung 
zur Ostsee suchten. Als sie zu Beginn 
des 13. Jahrhunderts aus der reinen 
Verteidigung zu Vergeltungsschlägen 
gegen das nordpolnische, masowische 
Gebiet übergingen, rief der polnische 
Herzog Konrad von Masowien den 
Deutschen Orden um Hilfe. Im Laufe 
des 13. Jahrhunderts gelang es den 
Rittern des Deutschen Ordens in einem 
besonders brutal geführten Erobe-
rungskrieg, die Prußen zu besiegen und 
schließlich zu christianisieren. 

E.M. Almedingen
Die Romanows
Die Geschichte einer Dynastie
432 Seiten 
P A1715Geb.  9,95 €                         

Dreihundert Jahre Russland im 
Spiegel der Familiengeschichte 
der Romanows, die als »Selbst-
herrscher aller Reußen« die 
Grenzen ihres Reiches vom Ural 
bis ans Gelbe Meer erweiterten 
und das noch unter dem Erbe 
der Tartarenherrschaft leidende 
Land dem Einfl uss europäisch-
westlichen Geistes öffneten. 
Die Autorin, die einer russisch-
englischen Aristokratenfamilie 
entstammt, ihre Kindheit im St. 
Petersburg der Vorkriegszeit 
verbrachte und dort die Zeit der 
Revolution erlebte, stellt Leben 
und Taten der gekrönten Häupter 
der Romanows dar.                        

Ulrich Magin
Keltische Kultplätze in Deutschland
Gechichte und Mythos einer rätselhaften Kultur
200 Seiten,zahlreiche Farbabbildungen
Nr.  P A1682    Geb.    9,95 €

Die Geschichte der »Kelten« in 
Deutschland währte über 1000 Jahre 
und deren Kultur und Mythos faszi-
niert uns noch heute. Ulrich Magin 
präsentiert in seinem Buch heilige 
Orte in Deutschland, an denen die 
Kelten zu ihren Göttern beteten oder 
Opfer darbrachten. Er stellt Grabhügel, 
Schanzen und Tempel vor, die den Kel-
ten oftmals als Kultplätze dienten und 
gibt darüber hinaus einen Überblick 
über Geschichte, Kultur und Mythos 
der Kelten.

Ulrich Magin
Runen  
Geschichte und Mythos einer rätselhaften Schrift
200 Seiten, zahlreiche  Farb- und S/W-Abbildungen
Nr.  P A1684               Gebunden                                   9,95 

Ab dem ersten Jahrhundert nach 
Christus benutzten Menschen 
im Süden Skandinaviens und im 
Norden Deutschlands eine neue 
Schrift: die Runen. Viele Mythen 
ranken sich um diese Buchstaben 
und niemand kennt ihre Ursprün-
ge. Dienten sie weltlichen oder 
esoterischen Zwecken? Was steht 
auf Runensteinen und warum 
wurden sie errichtet? Was ist dran 
an Runenorakeln oder Runenstei-
nen in Amerika? Ulrich Magin geht 
auf den neuesten Kenntnisstand zu 
diesen Fragen ein und beschreibt in 
diesem Buch zum ersten Mal alle 
Runensteine Deutschlands.    Ehregott A. Wasianski 

und Martin Burckhardt
Zuhaus bei Kant
143 Seiten/Gebunden
Nr.  P A1062               4,95 €

Eine echte philosophische „home-
story“: Der Pastor Ehregott Andreas 
Christian Wasianski, eng verbunden 
mit dem Philosophen Kant und häufi g 
in seinem Haushalt zugegen liefert 
unverfälschte Nachrichten über den 
Menschen und Charakter des Philo-
sophen. Das Werk erschien zuerst im 
Jahr 1804. Ein kluger, dem Tatsachen-
bericht von Ehregott A. Chr. Wasianski 
angefügte moderne Essay von Martin 
Burckhardt ergänzt die Darstellung. 
Immanuel Kant, geboren am 22. April 
1724 in Königsberg, und verstorben am 
12. Februar 1804  war ein deutscher 
Philosoph der Aufklärung. Kant zählt 
zu den bedeutendsten Vertretern der 
abendländischen Philosophie. Sein 
Werk „Kritik der reinen Vernunft“ 
kennzeichnet einen Wendepunkt in der 
Philosophiegeschichte und den Beginn 
der modernen Philosophie.

Sonderpreis
€ 4,95

Luise Wolfram 
Land der dunklen Wälder und kristallnen Seen
Mit diesem stimmungsvollen Bildband führt Luise Wolfram Sie zu den 
schönsten Schauplätzen der ehemaligen Region Ostpreußens. Hochwertige 
Naturaufnahmen und begleitende Texte vermitteln das eindrucksvolle Bild 
einer faszinierenden Landschaft mit den für sie typischen Störchen, Seen 
und Ordensburgen. Viele farbige Abb. 32 Seiten
Nr.  P A1632                       Gebunden                                4,95 €

Die schönsten Volkslieder für Jung und Alt
 84 Lieder mit Text und Notensatz Mit nachkolorierten Originalzeichnun-
gen von Ludwig Richter.
Mit Audio-CD (78.48 Minuten Laufzeit)
Nr.  P A1692                      Gebunden                              12,95 €  

 Wer ein Liederbuch für die 
ganze Familie sucht, der liegt 
mit dieser schön illustrierten 
Ausgabe genau richtig: Die 
schönsten Volksweisen laden 
zum gemeinsamen Singen ein.
Diese Sammlung der bekanntes-
ten und schönsten Volksweisen 
für die ganze Familie lädt zum 
gemeinsamen Singen ein. Sie 
enthält Lieder für jeden Anlass - 
von Frühlingsliedern über lustige 
Kinderlieder bis zu ruhigen 
Schlafl iedern. Lassen Sie sich 
anstecken von der Kraft des 
gesungenen Wortes! 

Ingrid Hantke
Im Konsum gibts Bananen
Alltagsgeschichten aus der DDR
320 Seiten/Kartoniert
Nr.  P A1442                13,90 €

Nicht nur vom Schlangestehen 
und von Urlaubsfreuden wird in 
diesem Buch erzählt. Begeben-
heiten aus mehr als 40 Jahren 
lassen eine lebendige Zeitreise 
entstehen. Authentisch, amüsant 
und leider oft auch bitter geht es 
durch den sozialistischen Alltag. 
Spannend wird es in manchen Ge-
schichten, wenn die allgegenwär-
tige Staatsmacht uniformiert oder 
als Stasi-Mitarbeiter auftaucht. 
Wer im Osten aufgewachsen und 
gelebt hat wird sich mit Schmun-
zeln an ähnliche Begebenheiten 
zurückerinnern. Es geht um die 
ganz einfachen Dinge wie das 
Einkaufen, Urlaubsreisen oder die 
alltäglichen Geschehnisse. Die 
Erzählungen berichten ohne jede 
Verklärungen vom alltäglichen 
Leben in der DDR. 

M. und E. Doennig/Gertrud Brostowski
Doennigs Kochbuch  
Das ostpreußische Familien-Kochbuch
632 Seiten
Nr.  P 1061                           Gebunden                             12,99 €

Sonderpreis
Titelbild weicht ab.

Solange der
Vorrat reicht

Im Jahr 1891 begründeten die 
Geschwister Doennig in Königsberg 
eine Kochschule. Sie arbeiteten drei 
Jahre lang mit solchem Erfolg, dass 
sie gezwungen waren, wesenlich 
größere Räume anzumieten, um die 
stetig wachsende Schülerinnenzahl 
aufnehmen zu können. Um das 
zeitraubende Diktieren von Rezepten 
zu vermeiden, entstand dieses 
Kochbuch, dass als Standardwerk 
der Kochkunst in alle ostpreußischen 
Haushalte Einzug hielt. Das inzwi-
schen in 43. Aufl age erschienene 
Werk enthält über 1.500 Rezepte. 

Kiewel, Stölting 
Wir lesen deutsche Schrift
Ein kleines nützliches Büchlein mit den verschiedensten Leseproben 
der deutschen Schreib- und Druckschriften. So können die Kinder von 
heute noch die Briefe ihrer Großeltern lesen. 
Nr.  P 1714                       Kartoniert                               7,80 €
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Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

I n der Politik ist die Inszenierung wich-
tiger als der Inhalt, und diese Inszenie-
rung hier ist wahrlich gelungen: Mit 
Carsten Breuer wird ein echter Gene-

ralmajor Chef des Corona-Krisenstabes. Als 
die Entscheidung bekannt gegeben wurde, 
erfuhren wir übrigens so ganz nebenbei, 
dass es einen solchen Krisenstab schon seit 
Februar 2020 gibt und dass er seitdem schon 
99 Mal getagt hat. 

Haben Sie je von dem Gremium gehört? 
Oder von dessen Entscheidungen etwas mit-
bekommen? Ich auch nicht. Schon komisch. 
Und vor dem Hintergrund noch erstaunli-
cher, mit welchem Tamtam die Neubeset-
zung des Stabes dem Volk verkündet wird.

Wozu der große Auftritt? Na, damit setzt 
man natürlich ein eindrucksvolles Signal: 
Jetzt geht es los, denn mit dem bei der Kri-
senbewältigung erfahrenen General kommt 
endlich ein echter Macher an die Schalthebel. 

Ob Breuer aber weiß, worauf er sich ein-
gelassen hat? Vermutlich ja, was für die au-
ßerordentliche Tapferkeit dieses Soldaten 
spricht. Denn ab sofort handelt er im Ge-
strüpp von Politik und Bürokratie, wo ganz 
eigene Regeln gelten. 

Die alleroberste Regel lautet: Sei nie 
schuld, wenn etwas schiefgeht. Die zweite: 
Wenn es glattgelaufen ist, drängle dich so-
weit wie möglich in den Vordergrund, dort-
hin, wo der Beifall anbrandet und es Lorbee-
ren regnet.

Breuer kann sich also auf zwei Szenarien 
gefasst machen. Sollte sein Wirken von Er-
folg gekrönt sein, wird der neue Kanzler Olaf 
Scholz am Mikrofon stehen und huldvoll lä-
chelnd die Ovationen entgegennehmen, der-
weil der Generalmajor bestenfalls schräg hin-
ter ihm, vielleicht aber auch nur ganz außen 
am Bildrand oder gleich gar nicht zu sehen 
sein wird. Sollte die Operation Pandemie-Be-
wältigung dagegen zum Bauchklatscher mu-
tieren, könnte dem Offizier die Bühne ganz 
alleine gehören. 

Auch beim Verkünden unpopulärer Maß-
nahmen kann ein öffentlich bekannter Chef 
des Krisenstabes Gold wert sein. Wir haben 
ja vor dem großen Treffen am Dienstag er-
lebt, wie jeder bemüht war, sich hinter einem 
anderen zu verstecken: die Länderchefs hin-
ter dem Bund und dort die alte Bundesregie-
rung hinter der neuen und umgekehrt. Das 
Spiel mit der heißen Kartoffel ging so lange 

weiter, bis es wirklich nicht mehr ging, weil 
schlussendlich jeder im Lande das listige Hin 
und Her durchschaut hatte. So kam es zu dem 
Telefongipfel vergangenen Dienstag.

Künftig wird das viel einfacher. Scholz 
wird sagen, diese oder jene hässliche Ent-
scheidung fuße eben „auf der Empfehlung 
des Corona-Krisenstabes“. Ganz Deutsch-
land wird dann an den Generalmajor den-
ken. Ja, Breuer ist wahrlich ein tapferer 
Mann, und er wird seine ganze Tapferkeit 
auch brauchen.

Ein großes Thema ist die Impfpflicht. Ins-
besondere für die Mitarbeiter in Krankenhäu-
sern und Pflegeeinrichtungen soll sie kom-
men. Frankreichs Präsident Macron hat das 
für diese Berufsgruppen schon beschlossen. 
Wer sich von den Betroffenen nicht „piksen“ 
lassen will, muss zwangsweise zu Hause blei-
ben – ohne Bezüge. Prompt fehlten Zigtau-
sende Beschäftigte in der Pflege, wo sich die 
Lage sofort verschärft hat, da man doch so-
wieso schon knapp an Leuten war.

Und in Deutschland? Sagen wir mal so: 
Wenn nur noch ganz wenige Angestellte in 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen 
ohne Impfung herumliefen, bräuchte man 
über eine Pflicht gar nicht zu reden. Also 
dürften es ein paar mehr sein. Aber wie viele?

Keiner weiß es – und niemanden stört’s
Halten Sie sich fest: Das weiß keiner! Das 
Bundesgesundheitsministerium hat keine In-
formationen darüber, wie hoch die Impfquo-
te in medizinischen Berufen liegt, wie aus der 
Antwort der (alten) Bundesregierung auf die 
Anfrage des FDP-Bundestagsabgeordneten 
Konstantin Kuhle hervorgeht. Und das RKI? 
Das hat darüber auch nur „Stichproben“.

Nun dämmert einem, warum in unserem 
Land seit Jahren so vieles im Morast landet.   
Wieso wir immerzu das Gefühl haben, zwi-
schen lautem Gedröhn und verstolperten 
Maßnahmen hin und her zu schwanken. Die-
se Figuren auf den Rängen der „Verantwort-
lichen“ quasseln tatsächlich seit Monaten 
über einen Impfzwang für „sensible Berufs-
gruppen“, ohne nachzusehen, wie die Lage 
ist. Sie diskutieren voller Schwung und Pa-
thos den einzuschlagenden Kurs, dabei haben 
sie noch nicht einmal versucht, unsere Posi-
tion zu ermitteln. Da kann man die vorher-
sehbare Havarie jetzt schon ins Logbuch ein-
tragen. Alles andere wäre unverdientes Glück.

Überhaupt die Zahlen: Der Medizinstatis-
tiker Gerd Antes nennt die „Unterlassungs-

sünden“ bei der Ermittlung unerlässlicher 
Zahlen und Daten zur Corona-Pandemie 
„schwindelerregend“, wie er Anfang der Wo-
che dem Magazin „Cicero“ erzählt hat: „In 
den Talkshows beschäftigen wir uns aus-
schließlich mit ausländischen Studien.“

Warum auch nicht? Unsere deutschen 
Großköpfe haben dafür die schauerlicheren 
Geschichten auf Lager, Gruselanekdoten, die 
sie dann – anstellen von Datenmaterial – mit 
finsterer Miene ins Volk rieseln lassen. So wie 
Karl Lauterbach, der uns im April mit der 
Nachricht erschreckte hatte: „Diejenigen, die 
jetzt auf den Intensivstationen behandelt 
werden, sind im Durchschnitt 47 bis 48 Jahre 
alt. Die Hälfte von denen stirbt. Viele Kinder 
verlieren ihre Eltern. Das ist eine Tragödie.“

Später musste er das ein wenig relativie-
ren. In Wahrheit hatte er irgendwann irgend-
wen in irgendeinem Krankenhaus gespro-
chen, der ihm von 47 oder 48 Jahre alten Co-
rona-Opfern erzählt haben soll. Eine Tragö-
die, das wird kein Mensch auf der Welt be-
zweifeln. Aber das Medianalter derjenigen, 
die „an oder mit“ Corona sterben, bleibt eben 
trotzdem jenseits der 80 – wenigstens das ist 
sogar in Deutschland dokumentiert.

Die Sehnsucht nach Horrorgeschichten 
scheint bei Lauterbach und Co. aber derart 
ausgeprägt zu sein, dass sie sich beim Erzäh-
len manchmal aus Versehen in Gebiete ver-
irren, die leider gut erforscht sind, weshalb 
die Legende dann auffliegt. Dabei müsste das 
gar nicht sein. Bei dermaßen schlechter Da-
tenlage wie in der Bundesrepublik stehen ge-
nug statistisch unerforschte Bereiche bereit, 
um mit Grusel-Anekdoten gefüllt zu werden, 
welche die meisten Zuhörer wunschgemäß 
für das maßstabsgetreue Abbild der Wirklich-
keit halten werden.

Ansonsten machen wir weiter wie seit Be-
ginn der Pandemie. Den ersten Lockdown be-
schlossen sie, als der Gipfel der ersten Welle 
schon hinter uns lag. Derzeit scheint sich das 
zu wiederholen, wenn abermals die Maßnah-
men verschärft werden, derweil der Wellen-
kamm schon durch zu sein scheint. 

Voller Unverständnis, ja Abscheu blicken 
wir indes nach Schweden, wo sie eigentlich 
schon alle tot sein müssten, wenn Lauterbach 
und seine Freunde recht gehabt hätten. Statt-
dessen liegen dort sowohl die Inzidenz als 
auch die Zahl der Corona-Intensivpatienten 
um Welten unter dem deutschen Niveau. Ei-
gentlich eine Frechheit.

Wo andere 
Länder Studien 
und belastbare 
Zahlen haben, 
da haben wir 
Lauterbachs 

gruselige 
Geschichten

DER WOCHENRÜCKBLICK

Der General im Gestrüpp
Worauf sich Carsten Breuer einlässt, und was wir alles gar nicht wissen wollen

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Der bekannte Börsenprofi Dirk Müller warnt 
im „Focus“ (25. November) vor einem neuen 
Geldzeitalter:

„Wir werden digitale Währungen bekom-
men. Aber an die Stelle von Münzen und 
Scheinen werden nicht anonyme Kryptos 
treten, wie viele Anhänger hoffen, son-
dern staatlich kontrollierte digitale Wäh-
rungen. Wir werden also nicht die Frei-
heit erleben, von der viele Bitcoin-Fans 
träumen, sondern das Gegenteil: totale 
Kontrolle. Bitcoin und Co. sind nur das 
trojanische Pferd.“

Der frühere Verfassungsschutzchef Hans-
Georg Maaßen erklärt im Gespräch mit der 
„Welt“ (26. November) seine Abneigung 
gegen die Sprechverbote der Politischen Kor-
rektheit:

„Wenn ein anderer der Auffassung ist, ich 
rede inkorrekt, kann ich nur sagen: Das ist 
mir so was von egal. Nach dem Grundge-
setz habe ich das Recht, politisch inkor-
rekt zu sein und das nehme ich für mich 
in Anspruch ... Ich lasse mir von nieman-
dem meine Meinungsfreiheit durch eine 
Moral eines anderen einschränken.“

Daniel Witzeling warnt im Wiener „Stan-
dard“ (23. November) vor einer riskanten 
Eskalation der Impfdebatte:

„Wir alle müssen aufpassen, dass wir im 
Kampf gegen die Pandemie nicht das 
menschliche Augenmaß verlieren. Denn 
ähnlich wie man wahrnehmen kann, dass 
einige beim Kampf gegen Rechts in Me-
thoden abrutschen, die dem Feindbild 
nicht so fern sind, droht nun der Konflikt 
zwischen Meinungen und Weltbildern 
analog zu eskalieren. Der Zweck heiligt 
nicht die Mittel.“

Der Bundestagsabgeordnete Mario Czaja, 
der als CDU-Generalsekretär gehandelt 
wird, sofern Friedrich Merz Parteichef wird, 
hat die AfD zum „Feind“ erklärt, die Links-
partei ausdrücklich nicht. In der „Jungen 
Freiheit“ (29. November) erklärt Karlheinz 
Weißmann, was von der CDU unter der Füh-
rung von Merz und Czaja demnach zu er-
warten sei:

„Was bleibt, ist programmatische Leere 
einerseits, die Hoffnung, sie wie immer 
opportunistisch zu füllen andererseits. 
Also setzt man darauf, alles, was die ande-
ren machen, auch zu machen, nur etwas 
langsamer und etwas später, hofft auf die 
rasche Enttäuschung über die ,Ampel‘ 
und das kurze Gedächtnis der Wähler, 
zeigt niedriges Profil, um in der nächsten 
Runde wieder ,dabei‘ zu sein. Das aber 
nur, wenn nicht der Hauch eines Ver-
dachts besteht, dass die Union nach 
,rechts‘ geht und von der AfD ein scharf 
konturiertes Feindbild aufrechterhalten 
wird.“

Kennen Sie den Begriff „Gastrosexis-
mus“? Die meisten Phänomene, die dar-
unter zusammengefasst werden, dürften 
geläufig sein. Und sie stellen für das linke 
Deutschland offenbar ein arges Problem 
dar. In der kämpferischen „taz“ war 
„Gastrosexismus“ unlängst ein großes 
Thema. Worum geht es? Am Restaurant-
tisch sitzen ein Mann und eine Frau. Die 
Bedienung, die die Bestellung bringt, ist 
eine andere als die, die sie aufgenommen 
hat. Vor den Mann stellt sie automatisch 
das Bier, vor die Frau den Aperol Spritz. 
Die Frau bekommt das vegetarische Es-
sen, der Mann das Fleischgericht. Oder: 
Das Probierglas für den Wein bekommt 
der Mann, allerdings auch die Gesamt-
rechnung. In den meisten Fällen liegt die 
Bedienung dabei goldrichtig. In den an-
deren Fällen kann man als Gast einfach 
lächelnd korrigieren. Man kann das Gan-
ze allerdings auch, so wie die „taz“, aufbla-
sen, sich über „Geschlechterstereotype“ 
erregen und einen völlig überflüssigen ge-
sellschaftlichen Kleinkriegsschauplatz 
schaffen.  � E.L.

„Das Impfen wird zum 
Dauerzustand werden, 
das ,Auffrischen‘ 
(,Boostern‘) also zur 
Regel, das soll es 
jedenfalls; zu viel deutet 
darauf hin.“
Klaus Peter Krause äußert im Magazin 
„Eigentümlich frei“ (22. November) eine 
düstere Vorahnung hinsichtlich der 
weiteren Impf-Praxis
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